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Verhandlungen der vertreterverſammlung 


am Sonntag, den 9. Sebruar 1913, vormittags 10 Uhr, zu Berlin, Anwaltshaus. 
e 


Stellvertretender Vorſitzender Geheime izr 
* 1 heimer Juſtizrat 
Heiliger (Cän): Meine verehrten Herren Kollegen! 
o Ce iſt der Vorſitzende unſeres Vereins, Herr 
e mrat Haber, durch Krankheit verhindert, heute 

Gout SE, zu ſein. Es liegt daher mir ob, den 
und Haie en Ich bitte um Ihre Unterſtützung 
Su F hiermit unſere Vertreterverſammlung. 
wir Wang der Verſammlungsteilnehmer werden 
Li eh wie es ſonſt gewöhnlich geſchehen iſt, eine 
inden lafit ren, ſondern einen Namensaufruf ſtatt⸗ 
5 . Die Herren werden dann gebeten, ſich 
Gele ect damit alle Herren Kollegen, die anweſend, 
Se haben, von Angeſicht zu Angeficht die 

ollegen, die Vertreter find, zu ſehen. 
e (Heiterfeit.) 
führen zu d nach den Statuten einen Protofoll- 
de Ser EE Herr Kollege Juftizrat Kleinrath 
Ubernahm er hat die Freundlichkeit gehabt, ſich zur 
zahme des Amtes bereit zu erklären. 


men würden jetzt zunächſt den Namensruf vor- 


(Der Namersaufruf erfolgt durch den Geſchäftsleiter 
Rechtsanwalt Dr. Dittenberger.) 


Mei 8 
führen Kan auf Wunſch des Herrn Protokoll⸗ 
laſſen; Sie e ich auch noch eine Liſte herumgehen 
SE ae werden ſo freundlich ſein, Name und 

0 Lë Liſte einzutragen. 

Mitglieder dez daß e Verhandlungen auch die 
Mohn: dag er welche nicht Vertreter find, 
namentlich die B Recht haben. Wir haben die Herren, 
handlungen an Berliner Herren, gebeten, unſeren Ver⸗ 
Es verſteht ſich, daß, wenn 
Sab kommen, dieſe Herren, die 
habe am beiten tun werden, ſich zurück⸗ 
haben ja hier einen ſehr ſchönen Raum 


vor uns. 
be (Heiterkeit. ) 
wir in A 
ordnung Ma Dé Erledigung unſerer SC 
ſtandes einen Ye e ich Ihnen namens des Vor⸗ 


, S "3 zu unterbreiten d ich erſt 
e, hunde dere uz dn den weft 
deshalb Ar die T rund gegeben hat, und den wir 
8 agesordnung zu ſetzen nicht in der 


Lage geweſen ſind. Es handelt ſich darum, dem Vor— 
ſitzenden unſeres Vereins, Herrn Geheimrat Haber, 
die Ehrenmitgliedſchaft unſeres Vereins zu verleihen. 
Ich muß Ihnen einige Ausführungen über die Gründe 
machen, die den Vorſtand dazu bewogen haben, heute 
mit dieſem Antrage an Sie heranzutreten. Es iſt 
wohl Einmütigkeit unter uns darüber vorhanden, daß 
die höchſte Anerkennung Herrn Geheimrat Haber für 
die großen Verdienſte gebührt, die er ſich um den 
Verein erworben hat. ch darf wohl auch, ohne 
befürchten zu müfjen, daß ein Widerſpruch erfolgen 
könnte, ſagen, daß die ſichere Anwartſchaft auf Ver⸗ 
leihung der Ehrenmitgliedſchaft Herr Haber beſitzt. 
Es pflegt allerdings die Ehrenmitgliedſchaft bei uns 
erſt an ſolche Rechtsanwälte verliehen zu werden, die 
die Rechtsanwaltſchaft aufgegeben haben. Das iſt bei 
Herrn Geheimrat Haber in dieſem Augenblick nicht 
der Fall, und inſofern würde eine gewiſſe Abweichung 
von einer Gepflogenheit, die übrigens keine ſatzungs⸗ 
mäßige Unterlage hat, vorliegen. Es hat aber der 
Vorſtand ſichere Kunde davon erhalten, daß in aller⸗ 
nächſter Zeit Herr Geheimrat Haber mit Rückſicht 
auf ſeinen Geſundheitszuſtand ſeine Löſchung in der 
Liſte der Rechtsanwälte herbeiführen wird. 

Das hat nun beim Vorſtande naturgemäß die Frage 
aufwerfen laſſen: wie ſoll es dann mit dem Vorſitz 
gehen? Wir ſind der Überzeugung, daß in beſſeren 
Händen als in denen des Herrn Haber der Vorſitz 
unmöglich wird ſein können, daß jedenfalls wir alle 
Veranlaſſung haben und auch aufs dringendſte wünſchen 
müſſen, daß Herr Haber, ſolange er kann und will, 
in der Stellung als Vorſitzender verbleibt. Wenn er 
nun aus der Rechtsanwaltſchaft ausſcheidet, ſo zieht 
das an und für ſich auch ſein Ausſcheiden aus unſerem 
Verein nach ſich und ſomit auch die Beendigung ſeiner 
Vorſitzendenſtellung. Er würde allerdings nach unſeren 
Satzungen wieder zum Mitglied, zunächſt nur auf 
Widerruf, ernannt werden können durch den Vorſtand, 
und es würde damit auch der Weg gebahnt ſein, ihn 
wieder zum Vorſitzenden zu wählen; aber es leuchtet 
ohne weiteres ein, daß dieſer Weg ein nicht gerade 
ſehr guter ſein wird. Dagegen ſind wir zu der An⸗ 
ſicht gekommen, daß ein de vortrefflicher Weg, der 
vielen Geſichtspunkten in ehr ſchöner Weiſe Rechnung 
trägt, eben der wäre, daß wir jetzt ſchon Herrn Haber 
zum Ehrenmitgliede ernennen. Er hat als Ehren⸗ 

HE 


mitglied nach unſeren Satzungen alle Rechte eines 
ordentlichen Mitgliedes, unterſcheidet ſich, abgeſehen 
von der Auszeichnung, die in der Ehrenmitgliedſchaft 
liegt, von den ordentlichen Mitgliedern nur dadurch, 
daß er keine Beiträge zu zahlen braucht. 


(Heiterkeit. ) 


Alſo er hat alle Rechte eines ordentlichen Mitgliedes, 
würde demnach auch in der Stellung des Vorſitzenden 
ohne weiteres verbleiben können, ſo daß die Kontinuität 
gewahrt wäre, und wir auf der anderen Seite die 
guten Verdienſte des Herrn Haber in einer ſchönen 
Weiſe anerkennen würden und uns auch ſeine Dienſte 
für die nächſte Zeit ſichern. 

Das ſind die weſentlichen Erwägungen geweſen, 
aus denen heraus wir mit dem Antrage, den ich Ihnen 
eben darlegte, an Sie heranzutreten beſchloſſen haben. 


(Bravo!) 


Es freut mich, daß Sie durch Ihr Bravo zu erkennen 
geben, daß Sie einverſtanden ſind mit den Gedanken, 
die der Vorſtand gehabt hat. Ich betrachte das 
gewiſſermaßen auch als eine dem abweſenden Vor⸗ 
ſitzenden dargebrachte Ovation, und ich glaube, es wird 
ihn beſonders freuen, wenn in der telegraphiſchen Mit⸗ 
teilung über die Ehrenmitgliedſchaft, falls Sie dieſelbe 
beſchließen, auch das zum Ausdruck kommt. 

Eine Erörterung über dieſe Frage iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich ausgeſchloſſen, und ebenſo ſelbſtverſtändlich 
kann von der Verleihung der Ehrenmitgliedſchaft dem 
Antrage gemäß nur dam die Rede ſein, wenn abſolut 
kein Widerſpruch dagegen erfolgt. Ich glaube, an⸗ 
nehmen zu dürfen, da auch nicht die geringſte Regung 
eines Widerſpruchs ſich zeigt, daß Sie alle dem Antrag 
zugeſtimmt haben. 


(Lebhafter Beifall.) 


Ich bitte alſo als deu erſten heute von uns ge⸗ 
faßten Beſchluß zu protokollieren, daß der Vorſitzende 
unſeres Vereins, Herr Geheimrat Haber, zum Ehren— 
mitgliede des Vereins ernannt iſt, und zwar ſelbſt— 
verſtändlich einſtimmig. 


(Beifall.) 


Ferner bitte ich Sie, Ihr Einverſtändnis damit zu 
erklären, daß wir alsbald an Herrn Haber, der zur- 
zeit in Königſtein zur Kur weilt, ein entſprechendes 
Telegramm abrichten. Auch damit werden Sie ein⸗ 
verſtanden ſein. 

(Erneuter Beifall.) 


Wir würden dann, meine Herren, übergehen können 
zur Erledigung unſerer Tagesordnung. Zu Punkt 1: 


Mitteilungen des Vorſtandes, 


werden Ihnen zunächſt einige Mitteilungen zu machen 
ſein über das, was ſeit Ihrem letzten Zuſammenſein 
in Vereinsangelegenheiten geſchehen iſt. Im weſent⸗ 
lichen ſind Sie darüber auf dem laufenden gehalten 
durch die Mitteilungen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift 
und in der Korreſpondenz, die von der Geſchäftsſtelle 
herausgegeben wird. Zu einzelnen Punkten wird Herr 


Dr. Dittenberger die Gefälligkeit haben, Ihnen noch 
einige Mitteilungen zu machen. 


Geſchäftsleiter Rechtsanwalt Dr. Dittenberger: 

Meine Herren, wie der Herr Vorſitzende Ihnen ſchon 
ſagte, iſt im allgemeinen über alle wichtigen Zweige 
der Tätigkeit des Vorſtandes und der ſonſtigen Organe 
des Vereins fortlaufend in der Juriſtiſchen Wochen— 
ſchrift berichtet worden. Auf einige andere Punkte 
wird im Laufe der heutigen Verhandlungen noch ein- 
gegangen werden können. Es wird ſich insbeſondere 
Gelegenheit geben, die Tagesordnung des Anwalts— 
tages und die damit zuſammenhängenden Fragen, 
dam namentlich die Stellung des Vereins zur Ge— 
bührenreform und zu der Einkommensſtatiſtik 
zu beſprechen, und es wird auch bei der Beſprechung 
des Jahreshaushaltsplans und der Genehmigung der 
Jahresrechnung die Möglichkeit gegeben ſein, auf dieſen 
oder jenen anderen Punkt einzugehen. 
„Über die Ausſchußarbeiten iſt kurz zu jagen, daß 
der Prozeßausſchuß wohl bald an die Beratungen 
über die Reform der Zivilprozeßordnung wird heran— 
treten können. Es liegen ſchon von vier oder fünf 
Ausſchußmitgliedern ſehr umfangreiche Gutachten vor. 
Der Ausſchuß für Strafrecht und Strafprozeß 
wartet noch auf den Abſchluß der Verhandlungen der 
mit den Vorarbeiten betrauten Regierungskommiſſion. 
Der Abſchluß dieſer Vorarbeit iſt ja immer wieder 
hinausgeſchoben worden. Die Kommiſſion ſollte ur⸗ 
ſprünglich im letzten Herbſt fertig werden, dann wurde 
gejagt, in dieſem Frühjahr; jetzt hört man, es würde 
das Ende des Jahres 1913 darüber herankommen. 
Der vierte Ausſchuß hat ſich, nachdem er den 
Gebührenordnungsentwurf erledigt hat, der Beratung 
der Anwaltsordnung zugewendet und hat bereits fünf 
ganztägige ſehr arbeitsreiche Sitzungen auf die Be⸗ 
ratungen über dieſen Punkt verwendet. Der fünfte 
Ausſchuß iſt in letzter Zeit nicht zuſammengetreten, 
weil zunächſt noch die umfangreichen Vorarbeiten, die 
er angeregt hat, zu erledigen ſind. Es ſind Ihnen ja 
die verſchiedenen Umfragen über das Fachſchulweſen 
und die Rechtsauskunftsſtellen, dann beſonders über die 
Lohnverhältniſſe der Angeftellten bekannt. Es wäre 
wünſchenswert, daß dieſe letztere Umfrage noch etwas 
mehr beantwortet würde. Bisher ſind nur etwas über 
1000 Antworten eingegangen. Damit iſt ein Material 
zuſammengekommen, das ſich auf etwa 1000 Anwalts— 
bureaus und auf etwa 4000 Angeſtellte erſtreckt, was 
natürlich gegenüber der ſehr großen Zahl von An— 
geſtellten noch eine recht geringe Ziffer iſt. Es wäre 
ſehr zu begrüßen, wenn die Herren Vertreter ſich in 
dieſer Richtung weiter bemühen wollten. Fragebogen 
find in jeder beliebigen Zahl von der Geſchäͤftsſtelle zu 
beziehen. 

Dem Abſchluß nahe iſt eine Enquete, die vom 
Vorſtande veranlaßt und durch Vermittlung der 
Kammervorſtände durchgeführt worden iſt, nämlich die 
Enquete über die Prozeßagenten und Rechtskonſulenten. 
Das Ergebnis dieſer Umfrage wird demnächſt feſtgeſtellt 
und veröffentlicht werden können. 

Von nichtſtändigen Ausſchüſſen des Vereins exiſtiert 
zurzeit nur der Treuhandausſchuß. Der Treuhand— 


ausſchuß hat eine Subkommiſſion aus drei Mitgliedern 
SE gehabt, die ihre Arbeiten beendigt hat. Die 
drei Mitglieder dieſer Kommiſſion haben nun eingehende 
Berichte und Gutachten an den Geſamtausſchuß erſtattet, 
und der Geſamtausſchuß wird wahrſcheinlich in den 
nächſten Wochen zuſammentreten, um ſich zunächſt mit 
dieſen Arbeiten der Subkommiſſton zu befaſſen und zu 
ihnen Stellung zu nehmen. 

Von ſonſtigen Vorgängen im Vereinsleben wäre 
moch zu erwähnen, daß der Vorſtand im vergangenen 
Jahre bei den Kollegen der einzelnen Bezirke eine Be⸗ 
A an den Wahlen zu den Körperſchaften der 
Angeſtelltenverſicherung angeregt hat. Dieſe An⸗ 
ant kam etwas ſpät) aber das lag in den Ver⸗ 
hältniſſen inſofern, als man dem neuen Geſetz und der 
Ger N Organiſation etwas hilflos gegenüberſtand, weil 
A Einführung notwendigen Anordnungen und 
Leiſungen der zuſtändigen Stellen, die Bekannt 
He über die Wahlen uſw. recht ſpät erfolgten. 
san kamen noch die Gerichtsferien dazwiſchen; 
15 wir die Aufforderung in den Gerichtsferien oder 
maß vor den Gerichtsferien ergehen laſſen, dann hätte 
wahrſcheinlich ſchon dies ihre Wirkung beeinträchtigt. 
ne en iſt aber doch aus vielen Bezirken berichtet 
vorden, daß das Vorgehen das gewünſchte Reſultat 
d hat, und daß es noch möglich geweſen iſt, die 
ele von Kollegen zu Vertrauensmännern oder zu 
E E zu erreichen. Es ſind infolgedeſſen, 
ie Gë das Direktorium der Verſicherungsanſtalt für 
sale mitgeteilt hat, nach den bisherigen Feſt⸗ 
hi N über 130 Rechtsanwälte zu Vertrauens- 
An ie gewählt worden, daneben noch eine große 
RE da Erſatzmänmern. Dieſer Erfolg iſt ja an- 
2 Gg übergroßen Zahl von Vertrauensmännern 

Arbeitgeber noch nicht allzu bedeutend. Um ſo 


1 und erfreulicher war aber der Erfolg, den 
n Verhandlungen über die Wahlen zu den 


one von Körperſchaften gehabt haben. Wir find 
En ie Deutſchen Handelstag in Verbindung 
Kollege 5 iſt in einer Konferenz, an der Herr 
ec aum-Berlin als Vertreter des Vereins 
eben ART eine gemeinſame Arbeitgeberliſte 
haupt für a Arbeitgeberorganiſationen, die ſich über- 
1 S Dr intereſſierten, aufgeſtellt worden, 
Schieds 5 ai tungsrat, für den Rentenausſchuß, das 
Vertreter cht, das Oberſchiedsgericht. Es iſt unſerm 
den 103 en Kollegen Dr. Baum, gelungen, von 
haupt verfü 4 en, die für dieſe Arbeitgeberliſte über⸗ 
die Amvaftſchaf waren, nicht weniger als 11 Stellen für 
aft zu erhalten. 


(Sehr gut!) 


Das d r 
Asal alſo entſchieden eine 


Berückſichtigung Cie ſehr ſtarke und erfreuliche 


Körperſch | Anwaltſchaft in dieſen höheren 
Spalten denn man muß e, Ka die 
Arbeitgeber A ale A was ihre Zahl anlangt als 
betrifft, e was die Zahl ihrer Angeſtellten 
Prozentſatz Bes e Se einen ganz verſchwindenden 
Angeſtellten über etracht kommenden Arbeitgeber und 
Von weitever haupt echte, 

zu an SE der Vereinsorgane iſt ferner 
die Ihnen ex e S Verein ſeit dem vorigen Jahre 

la bekannte Zeitungskorreſpondenz 


herausgibt, die den Zweck hat, die Preſſe mit zu⸗ 
verläſſigem Material über die den Anwaltſtand an⸗ 
gehenden Fragen zu verſorgen und auch über allgemeine 
Fragen der Juſtiz aufzuklären. Die Korreſpondenz 
geht den Herrn Vertretern regelmäßig zu. Von Ver⸗ 
tretern einiger Bezirke iſt mir mitgeteilt worden, daß 
es ihnen gelungen ſei, durch perſönliche Beziehungen 
zu der Preſſe ihres Wohnortes die Aufnahme des In⸗ 
halts der Korreſpondenz in dieſer Preſſe zu erreichen, 
und daß im allgemeinen die Zeitungen ſehr zugänglich 
wären, wenn man eben mit dem betreffenden Redakteur 
darüber redete und ihm die Sache möglichſt erleichterte, 
ihm vielleicht auch noch kleine Anregungen für beſondere 
Faſſung bei der Übernahme der Artikel uſw. gäbe. 
Ich wollte das doch mitteilen, weil ich glaube, daß 
vielleicht noch der eine oder andere der Herren Ver⸗ 
treter die Möglichkeit hat, in dieſer Richtung zu arbeiten. 
In allgemeinen bewährt ſich die Korreſpondenz meinem 
Eindrucke nach. Ich erſehe aus den uns auf Grund 
unſeres Abonnements zugehenden Zeitungsausſchnitten, 
daß die Korreſpondenz ſehr fleißig abgedruckt wird, ins⸗ 
beſondere auch von größeren und großen Tageszeitungen, 
und daß namentlich auch ſolche Artikel, die ſich ſpeziell 
mit der Anwaltſchaft beſchäftigen, wie über die Gebühren- 
reform uſw., immer viele Abnehmer finden. 

Der Verein hat auch in letzter Zeit dauernd eine 
ſehr erfreuliche Zunahme an Mitgliedern erfahren. 
Die Entwicklung iſt in dieſer Beziehung geſund und 
normal. Es hat ſich allerdings, wie ſchon in früherer 
Zeit, auch jetzt wieder ein bedauerlicher Mißſtand auf 
dieſem Gebiete ergeben; das iſt nämlich der, daß ſehr 
viele jüngere aſſoziierte Kollegen dem Verein nicht 
beitreten oder, wie es auch mehrfach vorgekommen iſt, 
nachdem ſie feſtgeſtellt haben, daß ſie nun zwei Exemplare 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift bekommen, 


(Heiterkeit) 


aus dem Verein wieder austreten. Ich habe in ſolchen 
Fällen — es iſt das eine ganze Zahl — on Die be: 
treffenden Kollegen geſchrieben und gefragt, warum fie 
nun austräten. Daraufhin haben fie mir dann erwidert, 
ſie hätten ſich die Sache nochmals nach allen Richtungen 
überlegt, und fie wären doch zu der Überzeugung ge- 
kommen, es hätte keinen Sinn, daß beide Sozien 
Mitglieder des Vereins wären. Es wäre vielleicht 
wünſchenswert, daß die Herren Vertreter in den 
Fällen, in denen ihnen bekannt wird, daß von ver⸗ 
ſchiedenen Sozien nur einer Mitglied iſt, verſuchten, 
durch perſönliche Einwirkung auch die anderen dem 
Verein zuzuführen und die Herren darauf hinzuweiſen, 
daß der Bezug der Juriſtiſchen Wochenſchrift doch 
wirklich nicht der einzige Zweck und Sinn der Mitglied- 
ſchaft im Deutſchen Anwaltverein iſt. 

Eine Einladung iſt eingegangen von der Inter⸗ 
nationalen Ausſtellung für Buchgewerbe und Graphik, 
die im Jahre 1914 in Leipzig ſtattfindet. Dieſe Aus- 
ſtellung verſpricht nach allem, was man hört, ein 
wirklich großes Ereignis zu werden, eine höchſt inter 
eſſante Ausſtellung, und es iſt unter dieſen Umſtänden 
vielleicht in Ausſicht zu nehmen, daß die Vertreter⸗ 
verſammlung ſich dahin entſcheidet, im nächſten Jahre, 
in dem ja ein Anwaltstag nicht ſtattfindet, einmal 
wieder in Leipzig zuſammenzutreten, damit die Herren 
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Mitglieder Gelegenheit haben, dieſe Ausſtellung zu 
beſuchen. 

Ferner iſt eingegangen eine Mitteilung des Handels⸗ 
vertragsvereins, der für morgen und übermorgen, 
Montag und Dienstag, eine juriſtiſche Konferenz ein⸗ 
berufen hat, beſtehend aus hervorragenden inländischen 
und ausländiſchen Juriſten, insbeſondere Anwälten, zur 
Beratung einer ganzen Anzahl von Fragen des inter⸗ 
nationalen Rechts. Wenn einige der Herren Vertreter 
noch Luſt und Zeit haben, an dieſen Verhandlungen 
teilzunehmen, die übrigens in dieſen ſelben Räumen 
ſtattfinden werden, ſo bitte ich Sie, ihre Namen hier 
angeben zu wollen, damit wir beim Handelsvertrags⸗ 
verein veranlaſſen können, daß den Herren heute noch 
eine Einladung zugeſandt wird. 


Rechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe): Meine Herren 
Kollegen! Ich habe mir erlaubt, das Wort ſchon jetzt 
zu ergreifen, da ich befürchten muß, nach meinen Er⸗ 
fahrungen wohl nicht mit Unrecht, daß, wenn ich das, 
was ich ſagen will, unter Rubrik 6 bringen würde, 
vielleicht die Zeit nicht mehr reichen würde. 

(Heiterkeit.) 

Ich will aber, um dem allgemeinen Intereſſe Rechnung 
zu tragen, zunächſt mir erlauben, im Namen der 
Kollegen dem Vorſtande für ſeine erſprießliche Tätig⸗ 
keit unſeren und der von uns vertretenen Kollegen 
herzlichſten Dank auszuſprechen und zu wünſchen, daß 
dem Eifer, den der Vorſtand jedenfalls entwickelt hat, 
auch der Erfolg nicht fehlen möge. 


(Bravo!) 


Es iſt ja jetzt im Reichstage üblich geworden, ſogenannte 
kurze Anfragen zu ſtellen. Nun ſind wir ja allerdings 
keine Freunde von kurzen Anfragen, ſondern eher von 
langen Reden, 

(Heiterkeit) 


und ich gehöre ſelber zu den Übeltätern, die nicht zu 
beachten pflegen, daß das nicht im Sinne der Kollegen 
iſt. Allein heute veranlaßt mich ein Auftrag meiner 
Kollegen in Karlsruhe, eine Anfrage an den Vorſtand 
zu richten, nämlich, ob ihm bekannt iſt, daß der Hanfa- 
bund, wenigſtens bei uns, dazu übergegangen iſt, uns 
Konkurrenz zu machen. 

Es iſt mir bekannt, daß es den Kollegen in Sachſen 
gelungen iſt, den Staat davon abzubringen, ein Ein⸗ 
ziehungsant zu errichten. Das war mir aber nicht 
bekannt, daß eine volitiſche Vereinigung, die doch 
hauptſächlich gegen alle Spezialvereinigungen, die ihr 
Konkurrenz SÉ wollen, auftritt, nun uns, die wir 
doch auch zum Mittelſtande gehören, direkt in die 
Räder greift. 

Unmittelbar unter den amtlichen Bekanntmachungen 
in verſchiedenen Karlsruher Blättern iſt nun auch die 
folgende erſchienen: ) 

Bekanntmachung. 

Wir geben hiermit unſeren Mitgliedern und 
Freunden Kenntnis von der Einrichtung eines 
Einziehungsamtes, das die Einziehung von 
Außenſtänden aller Art übernimmt. Die Geſchäfts⸗ 
führung liegt in den Händen der Badiſchen 


Treuhand-Geſellſchaft m. b. H. hier, auf 
deren Bureau Näheres zu erfahren iſt. 

Wir empfehlen die neue Einrichtung dem 
erwerbstätigen Bürgertum zu allgemeiner und 
reger Benützung. 

Hanſabund für Gewerbe, Handel 
und Induſtrie, 
Ortsgruppe Karlsruhe. 


Ich möchte die Kollegen fragen, ob irgendwo im 
Deutſchen Reiche etwas Ahnliches ſchon geſchehen iſt. 


(Rufe: Breslau! Hannover!) 


Vielleicht dürfte es ſich empfehlen, bei der Zentral- 
leitung des Hanſabundes vorſtellig zu werden; denn 
ich halte das, gelinde geſagt, für einen groben Unfug. 
Meine Herren Kollegen in Karlsruhe, ſoweit ſie 
Mitglieder des Hanſabundes ſind, haben ſich ſofort 
entſchloſſen, ihren Austritt aus dem Hanſabund an— 
zuzeigen. 
` (Sehr richtig!) 


Ich möchte dieſe Anregung auch hier geben; denn ich 
ſehe nicht ein, warum wir uns hier direkt eine Kon⸗ 
kurrenz — denn es iſt nichts weiter als eine Rechts⸗ 
agentur unter einer politiſchen Flagge — gefallen 
laſſen ſollen. Merkwürdig iſt, daß dieſe Badiſche 
Treuhandgeſellſchaft durch Zirkular an ſämtliche Karls⸗ 
ruher Rechtsanwälte ſich als Sachverſtändige ange⸗ 
boten hat. 

Ich möchte das als kurze Anfrage an den Vorſtand 
richten und ſeine Aufmerkſamkeit darauf lenken. 


Stellvertretender Vorſitzender Geheimer Juſtizrat 
Heiliger (Köln): Der Vorſtand iſt bisher mit dieſer 
Sache nicht befaßt geweſen. Es iſt aber dankenswert, 
daß die Anregung aus Karlsruhe an uns herangetreten 
iſt, und ich darf namens des Vorſtandes die Erklärung 
abgeben, daß der Vorſtand ſich alsbald mit dieſer An⸗ 
gelegenheit beſchäftigen wird. In eine Erörterung 
über dieſen Gegenſtand heute einzutreten, würde ich 
nicht für opportun halten. 


Rechtsanwalt v. Harder (Mannheim): Ich möchte 
in bezug auf die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Dittenberger über die Verſendung der Zeitungs⸗ 
korreſpondenz bitten, etwas mehr Exemplare mt. 
zuſchicken. Es iſt wünſchenswert, daß man allen 
Zeitungen, die am Orte erſcheinen, ein Exemplar zu— 
kommen läßt, wenn auch nicht alle Zeitungen die Sachen 
aufnehmen. Die Zeitungsredaktionen ſind aber etwas 
empfindlich, wenn eine am Orte erſcheinende Zeitung 
etwas bringt und die andere nicht. Dann ſind ſie 
auch häufig zu bequem, etwas aufzunehmen, wenn man 
ihnen die Sache nicht direkt abſchreibt. Wir haben in 
Mannheim fünf derartiger Zeitungen, und die Sache 
in Mannheim läßt ſich vielleicht derart regeln, daß 
Herr Kollege Hachenburg und ich uns in die Arbeit 
teilen, daß der eine dieſe, der andere jene Zeitung ver⸗ 
ſorgt. Wünſchenswert würde es aber immerhin bleiben, 
mehrere Exemplare zu ſchicken. 

Was die Agitation betrifft, ſo iſt bei manchen 
Kollegen Malz und Hopfen verloren; es gibt ſolche, 
die die Sache rein vom finanziellen Standpunkte an⸗ 


Lë und die Standesvertreter als ſolche nicht zu Rate 
DL Bei dieſer Gelegenheit möchte ich erwähnen, 
daß, wenn man neue Mitglieder zu werben ſucht, wie 
ich das die ganze Zeit getan habe, ſeitdem ich Ver⸗ 
treter bin, man vielleicht doch etwas mehr Unter⸗ 
ſtützung durch andere Kollegen finden könnte. Es iſt 
mir trotz meines eifrigen Bemühens entgangen, daß 
e Kollegen, die ſchon drei oder vier Jahre in 
Mannheim anſäſſig ſind, nicht dem Vereine angehören, 
und zwar, weil der eine aſſoziiert iſt, und der andere 
mir geſagt hat, ich hätte geglaubt, ich wäre Mitglied 
es Vereins. Wenn wir an größeren Landgerichten 
zwei oder drei Kollegen hätten, die ſich mit der Werbung 
von Kollegen beſchäftigten, ſo würden wir erheblich 
mehr erzielen. Das deckt ſich zwar, wenn auch nicht 
die ſo doch zum Teil mit dem Antrage, betreffend 
die Vertrauensleute, der ja auch noch zur Beratung 
kommt. Ich wollte nur zur Erwägung 5 daß 


SE Sache den Vertrauensleuten zugewieſen werden 
ite. 


Geſchäftslenter Rechtsanwalt Dr. Dittenberger: 
Zu den Ausführungen des Herrn Kollegen v. Harder 
done ich nur bemerken, daß wir die Zeitungs⸗ 
korreſpondenz an 150 dis 200 Zeitungen direkt ver⸗ 
9 5 1 Ich möchte deshalb bitten, daß die Herren, 
Se e x beſoudere Wünſche wegen Erweiterung des 
ich SC ungskreiſes haben, mir das mitteilen, damit 
Zei ele Zeitungen in die Verſendungsliſte aufnehmen 
lichen . können doch nicht ohne weiteres ſämt⸗ 
ſchi den Tageszeitungen die Korreſpondenz zu 
War Daun möchte ich aber auch bitten, wenn 
die % VE en Vertreter es für beſſer halten, daß 
perſönlich are nicht der Zeitung direkt, ſondern ihnen 
1 Sr zugehen, damit ſie ſie eventuell mit Be⸗ 
508 auch uſw. den Zeitungen überſenden können, mir 
bitte 99 mitzuteilen, etwa mit der Bemerkung: ich 
Eren 5 nun an die Korreſpondenz in ſoundſo viel 
eimplaren mir zugehen zu laſſen. 


Ste 
Stell vertretender Vorſi Ier 
111 % er Vorſitzender Geheimer Juſtizrat 
Bier dë Wir können den Punkt ! als erledigt 
19005 a Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 
"lo, oi Telegramm an Herrn Geheimrat Haber 
gen wir vor, in folgender Faſſung abzuſenden: 
Die Geheimrat Haber, Königſtein. 
bet le „Vertreterverſammlung ſendet ihrem ver⸗ 
on ihre beiten Wünſche für feine 
en wer Sie hat Ihnen in dankbarer An⸗ 
chin Ihrer Arbeit für die Rechtsanwälte 
hofft, daß die Ehrenmitgliedſchaft verliehen; ſie 
Jahre den E in dieſer Eigenſchaft noch lange 
Ka or isheriger 5 ; 
weiter führen. rſitz in bisheriger bewährter Weile 
Lë (Bravo!) 
Wir kämen zu Punkt 2 


Prüfun 4 
der Garn Jahresrechnung und Erteilung 


Juſtizrat Dr. Le RAN E 
der KE been (Leipzig): Meine art 
Ihnen vor mit Erlä vergangenen Jahres liegt 
5 or n rläuterungen des Herrn Schriftführers. 


Ich habe nur folgende Erklärung abzugeben. Die 
rechnungsmäßige Prüfung iſt in üblicher Weiſe von einem 
Beamten der Deutſchen Kreditanſtalt in Leipzig vor⸗ 
genommen worden. Sodann haben Herr Kollege Siecke 
und ich im Auftrage des Herrn Vorſitzenden eine Reviſion 
vorgenommen, die ſich darauf erſtreckte, ob die Finanz⸗ 
gebarung des Vereins im Einklang mit den beſtehenden 
Verträgen und gefaßten Beſchlüſſen ſteht, und die ſich 
ferner darauf erſtreckte, au der Hand von Stichproben 
feſtzuſtellen, ob die Belege mit den Buchungen überein⸗ 
ſtimmen. Wir haben keinen Anlaß zu Anſtänden ge⸗ 
funden Wir haben dann auf beſonderen Wunſch des 
Herrn Vorſitzenden auch den Beſtand der Depoſiten 
kontrolliert, und ich kann Ihnen die Verſicherung geben, 
daß die Wertpapiere, die auf der Druckſache unter C 
angegeben ſind, ſich bei der Deutſchen Kreditanſtalt in 
Leipzig wohlverwahrt befinden. 

Herr Kollege Siecke und ich haben den Antrag zu 
ſtellen, dem Schriftführer und Rechner, Kollegen 
Dr. Drucker, Entlaſtung zu erteilen und ihm für ſeine 
mühevolle Tätigkeit zu danken. 


(Bravo!) 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal (München): Ich bin 
weit entfernt davon, mich dem Danke nicht ona ließen, 
der dem Schriftführer und Rechmungsführer aus⸗ 
geſprochen worden iſt. Nach meiner Meinung iſt der 
Abſchluß, ſo wie er uns vorliegt, aber geeignet, Miß⸗ 
deutungen hervorzurufen, weil der Kaſſenbeſtand unter 
den Einnahmen figuriert. Ich halte das nicht für 
richtig; Sie werden ſich ſofort überzeugen, daß das 
nicht richtig iſt. Der Kaſſeubeſtand am 31. Dezember 
1911 war 93 000 A und einige Hundert. Der Kaſſen— 
beſtand iſt heute nur 60 000 W.. Trotzdem muß man 
zu der Anſicht kommen, wenn man die Rechnung nicht 
ganz genau Det, daß im heurigen Jahre ein Überſchuß 
von 60 000 / erzielt wurde, während tatjächlich von 
dem Kaſſenbeſtand des letzten Jahres ein Betrag von 
über 30 000 A eingeſetzt iſt. 

Ferner ergibt ſich, daß nach dem Voranſchlage wir 
im kommenden Jahre mit einem Überſchuß von 
52000 / zu rechnen haben. Tatſächlich werden wir 
8000 / von dem heurigen Kaſſenbeſtand von 60 000 Al 
einbüßen. Ich halte mich für verpflichtet, das zu 
ſagen; denn wenn man von einem Überſchuß ſpricht, 
kommt man zu der Meinung, daß unſere Finanz⸗ 
gebarung derartig iſt, daß wir etwas einſparen, 
während wir tatſächlich zuzahlen. Ich möchte daher 
anregen, daß bei der Aufſtellung des Rechnungs⸗ 
abſchluſſes der Kaſſenbeſtand getrennt aufgeführt wird, 
damit man ſofort erſieht, ob aus dem Kaſſenbeſtand 
zur Saldierung etwas entnommen werden mußte, oder 
ob er größer geworden iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Ich habe 
nach den Erfahrungen in der Vertreterverſammlung 
die Überzeugung, daß, wenn Sle ſich der mühevollen 
Arbeit unterziehen, dieſen Rechnungsabſchluß zu prüfen, 
Sie dies auch ganz ſorgfältig tun. 

(Heiterkeit.) 
Ich glaube, daß nach dem eben Gehörten angenommen 
werden kann, daß mein verehrter Freund Roſenthal nicht 


die erforderliche Zeit gefunden hat, um eine ganz ſorg⸗ 
fältige Prüfung vorzunehmen, ſonſt würde er nicht zu 
dem Reſultat gelangt ſein, daß wir mehr ausgegeben 
haben, als wir eingenommen haben. Wenn Sie ſich das 
Konto Nr. 17 anſehen, finden Sie: „Ankauf von Wert⸗ 
papieren, 59 000 . Das iſt keine Ausgabe im Sinne 
einer Verminderung des Vereinsvermögens, ſondern 
lediglich eine im Intereſſe eines höheren Zinserträgniſſes 
vorgenommene Feſtlegung von Kapitalien. 

Nun gebe ich zu, daß man natürlich auch eine 
Spezialrechnung innerhalb des einzelnen Jahres auf— 
ſtellen kann, um den Herren, die an der Hand der 
mitgeteilten Zahlen ſich nicht zurechtfinden, nachzuweiſen, 
wie ſich innerhalb des einzelnen Jahres die Finanz⸗ 
gebarung geſtaltet hat. Indeſſen hat das der Übung 
nicht entſprochen, und außerdem ſteht dem ein anderes 
Bedenken entgegen. Ich habe alljährlich darauf hin 
zuweiſen gehabt, daß unſer Einnahme-Soll bei dem 
Konto „Mitgliedsbeiträge“ ſich niemals decken kann, 
mit dem Einnahme ⸗Iſt, weil infolge Einziehung der 
Mitgliederbeträge im September eines Jahres auf das 
kommende Jahr unter Hinzurechnung der Beitritte, die 
im Laufe eines Kalenderjahres erfolgen, gewöhnlich die 
Einnahmen an Mitgliederbeiträgen viel höher ſind, als 
die Multiplikation der Anzahl der Mitglieder mit 15 
ergibt. Wenn ich nur dieſes Multiplikationsergebnis 
innerhalb eines Jahresetats ausweiſen wollte, ſo würde 
dadurch wieder eine Täuſchung eutſtehen und eine 
Unſicherheit hinſichtlich der künftigen Voranſchläge. Ich 
werde aber zwei Zahlen anführen, die tatfächliche Ein⸗ 
nahme und die tatſächliche Ausgabe, und dann unter 


Umſtänden nachweiſen — ich meine in den Er- 
läuterungen —, daß eine Verminderung nicht ſtatt— 


gefunden hat. b 
Ich weiß nicht, ob noch weitere Erklärungen dazu 
gewünſcht werden. 


Rechtsanwalt I) r. Roſenthal (München): Ich 
möchte mir nur die Bemerkung geſtatten, daß das 
keinesfalls für den Voranſchlag für das Jahr 1913 
ſtimmen kann, denn da iſt für Wertpapiere nichts int 
Soll eingeſetzt. Wenn man alſo bei der Vorlage des 
Budgets mit einem Überſchuß von 52 938,98 „/ gegen 
einen heutigen Kaſſenbeſtand von 60 488,98 „M rechnet, 
jo iſt das kein Überſchuß, ſondern im Voranſchlag tat— 
ſächlich ein Fehlbetrag. 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Ich habe 
mich bisher nur geäußert über die Rechnungsablage 
für das Jahr 1912. — Es iſt ganz richtig, daß nach 
den Zahlen des Voranſchlags die tatſächlichen Ein⸗ 
nahmen des Jahres 1913 eventuell nicht ausreichen, 
um alle dieſe Konten hinreichend zu dotieren, die wir 
dotieren müſſen. Aber ich bitte zu berückſichtigen, daß 
erſteus einmal in den Konten der Ausgabe für 1913 
Reſervekonten enthalten find, die alſo einſtweilen noch 
im Vermögen des Vereins bleiben. Darunter ver⸗ 
weiſe ich beſonders auf das Konto für das General- 
regiſter, das ja außerordentlich reichlich dotiert iſt und 
nur eine durch die Verhältniſſe gebotene Vorwegnahme 
künftiger Einnahmen darſtellt. Ferner iſt aber zu be⸗ 
denken, daß die Einnahmen im Voranſchlag aller 
Wahrſcheinlichkeit nach hinter der tatſächlichen Einnahme 


zurückbleiben werden. Es laßt ſich das nach den 
ſtatutariſchen Einziehungsmaßnahmen des Vereins nicht 
anders machen. 

Indeſſen, das iſt ja richtig: wenn die wirkliche 
Einnahme eines Jahres nicht ausreicht bei der Auf— 
ſtelluig des Voranſchlags, um die au uns heran 
tretenden Bedürfniſſe zu decken, ſo müſſen wir natürlich 
den zur Verfügung ſtehenden Barbeſtand, den wir aus 
früheren Jahren vortragen, in Anſpruch nehmen, und 
ich glaube, es kann ein Zweifel über die Bedeutung 
der Anſchlagsziffern nicht entſtehen, wenn man die 
Ausgabeſeite des Voranſchlags für 1913 zugleich ins 
Auge faßt mit der Einnahmeſeite dieſes Voranſchlags. 
Da ſteht am Schluſſe: Kaſſenbeſtand am 31. De⸗ 
zember 1912. Deſſen Hinzurechning zu dem mer, 
anſchlagten Einnahnieſoll ergibt die Bilanzſumme von 
216 000 , die naturgemäß auch auf der anderen 
Seite erſcheint. Es kann alſo, glaube ich, für jemand, 
der, etwas mit den Verhältniſſen des Vereins vertram, 
dieſen Anſchlag ſieht, gar kein Zweifel ſein, daß der 
dorauszuſagende Kaſſenbeſtand am 31. Dezember 1913 
52 000 A eg wird. Wenn Sie alſo glauben, dieſe 
Bedenken dadurch beſchwichtigen zu können, daß Sie 
mir die Anweiſung erteilen, an Stelle der letzten Zeile 
zu ſetzen: vorausſichtlicher Kaſſenbeſtand am 31. De⸗ 
zember 1913 —, ſo glaube ich den weiteſtgehenden 
Anſprüchen genügen zu können, und dazu verpflichte 
ich mich. 

(Zuruf: Iſt jedenfalls klarer!) 


Rechtsanwalt Höflein (Bamberg): Ich möchte mir 
eine Anfrage zu Punkt 16 geſtatten. Dort heißt es: 


Dem Erholungsſtättenverein ſind die veranſchlagten 
11.000 J überwieſen worden. Der Vorſtand 
des Erholungsſtättenvereins hat gebeten, ihm zur 
Stärkung ſeiner Mittel auch im laufenden Jahre 
3000 % zu überweiſen. Dieſem Wunſche trägt 
der Voranſchlag Rechnung. 

Es würde dankenswert ſein, wenn uns ein kurzer 

Bericht erſtattet würde, in welcher Weiſe bisher dieſer 

Verein tätig geworden iſt und welches ſeine Leiſtungenſind. 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Ich kaun 
dieſe Auskunft erteilen, da ich ſelbſt an der Verwaltung 
des Erholungsſtättenvereins beteiligt bin. — Darüber 
iſt wohl kein Zweifel, daß der eingeſtellte Betrag von 
11000 / gemäß dem Beſchluſſe der letztjährigen 
Vertreterverſammlung dem Erholungsſtättenverein zu 
überweiſen war. Der Vereinsvorſtand hat, obwohl er feine 
Tätigkeit erſt Mitte des vergangenen Jahres aufnehmen 
konnte, ſich bereits in der Lage geſehen, 11 Geſuche 
aus dem Kreiſe der Kollegen, vor allen Dingen aber 
aus dem Kreiſe von Hinterbliebenen von Kollegen be— 
jahend zu beſcheiden und beträchtliche Summen in einer 
Höhe, die mir in ihrer Zuſammenſetzung momentan 
nicht im Gedächtniſſe fteht, an die Betreffenden aus⸗ 
zuzahlen. Nach dem Statut des Erholungsſtätten⸗ 
vereins ſollen Verwaltungsgrundſätze von dem dort 
gebildeten Verwaltungsrat aufgeſtellt werden. Das iſt 
bisher nicht geſchehen, und zwar nicht etwa, weil dieſer 
Verwaltungsrat läſſig geweſen wäre, ſondern weil auch 
in den Kreiſen des Vorſtandes des Erholungsſtätten⸗ 


vereins an SR EE ER e 
vereins der Wunſch beſtaud, zunächſt einmal ein paar 
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b Praxis zu treiben, um daun dem Verwaltungs⸗ 
Wir bab erforderlichen Vorſchläge machen zu können. 
ee aber im Vorſtand des Erholungsſtätten⸗ 
959 Mi en Grundſatz aufgeſtellt, mit der Bewilligung 
Bete itteln nicht weiterzugehen, als bis zu dem 
Mita ez der ſich ergibt aus der Multiplikation der 
heitgliederzahl des Vereins mit 10 A. 10 % iſt der 
dier Jahresbeitrag des einzelnen Mitgliedes des 
Erholungsſtättenvereins. Gehen wir alſo nicht weiter 
ga bis zu dieſer Summe, ſo iſt jede Erſchütterung 
1 d In des Erholungsſtättenvereins unter allen 
en ausgeſchloſſen, weil dann mindeſtens noch 
een einmal die Zinſen aus den nicht zur Ver⸗ 
län liche gelangenden einmaligen Beiträgen der lebens⸗ 
And H Mitglieder und außerdem dieſe vom Deutſchen 
ba tverein überwieſene Fondsſumme von 10 000 HM. 
EE möchte, da dieſer Punkt zur Sprache gebracht 
Boten ab auch im Sinne der übrigen Mitglieder des 
Sé dee des Erholungsſtättenvereins noch die Bitte 
die Herren Vertreter richten, in ihren Kreiſen dafür 
fie ſorgen, daß uns Fälle von E ſoweit 
Wanen den Statuten des Vereins berückſichtigt werden 
em mitgeteilt werden. Wir ſind in der Lage, in 
EEN SE ziemlich erhebliche Beträge zu veraus⸗ 
Suche Natürlich können wir uns aber nicht auf die 
die B nach ſolchen Fällen begeben. Wir haben auch 
ne A: zu machen gehabt, daß gelegentlich 
1 a Zurückhaltung in den Kreiſen der in Frage 
S de e Perſonen beſteht, die ſich auf den falſchen 
3 t ſtellen, es handle ſich dabei um eine Art 
Best Das iſt nach dem Statut des Erholungs⸗ 

e vollſtändig ausgeſchloſſen. 
E RS will ich noch hinſichtlich der Praxis jagen: 
Ge ſie 5 en Mitgliedern der Vertreterverſammlung, 
Details Al Erholungsſtättenverein angehören, nähere 
zeugen (om Verfügung, damit die Herren ſich über⸗ 
5 ellkateſſe diese € welcher, wie ich ſagen darf, äußerſten 
Wir f H Geſuche behandelt werden. 8 
besondere 8 hun um das hier einzuſchalten, auch die 
K ere e gehabt, daß von feiten einer großen 
ſtrebungen WE der Anwaltſchaft unſeren Be⸗ 
In der nüchtern Aufmerkſamkeit erwieſen worden iſt. 
ſchrift CA ſten Nummer der Juriſtiſchen Wochen. 
ſchleſiſche SE einen Dank dafür finden, daß die 
e wa tskammer ſich bewogen gefunden hat, 
erein die Summe von 2000 A zu überweiſen. 


8 (Bravo!) 

Jeder von Le 

Den Ge En weiß, wieviel Not namentlich unter 
Kë ee en von Rechtsanwälten vorhanden iſt, 
beſteht, die * auch in den Familien ſolcher Anwälte 
Bedürfnif H ar ſich und ihre Familie gegen die täglichen 


decken & . ` ` 2 
Pe) önnen, die aber in die größte Ve 
legenheit er IE 9 us P 2 
geet, aten, mem es ſich darum handelt, einem 


Kinde oder einer erkrankten Frau die Wohl⸗ 


taten ei A 

ärztlichen Beha ngsreiſe oder einer beſonders guten 
Akten, die ja ihr lung Bu werden zu laſſen. Die 
kommen, weiſen er Zahl nach noch nicht ſehr in Belang 
ſtände auf, da in dieſer Beziehung ſo traurige Zu⸗ 
Srholungsftättennen, Sie berzlicft bitten möchte, dem 
u bew ö 0 rein nach wie vor Ihr Wohlwollen 
Zu beweiſen un ihn namentlich in den Stand zu ſetzen, 


die Hilfeleiſtungen, zu denen er bereit iſt, auch an den 
Stellen anzubringen, wo ſie nützen können. 


(Lebhafter Beifall.) 


Rechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe): Ich bitte den 
Herrn Vorſitzenden, feſtzuſtellen, ob wir eigentlich jetzt 
beraten über die Rechnungsablage oder Erteilung der 
Decharge, wie man das auf Deutſch heißt, oder ob 
wir gleich zu dem Voranſchlage für 1913 ſprechen. 
Einzelne der Herren haben das bereits getan, während 
ich es nicht für zuläſſig halte. 


Stellvertretender Vorſitzender: Die Dinge ſtehen 
allerdings in einem ſehr engen Konnex, und es iſt 
manchmal kaum möglich, das auseinanderzuhalten. Im 
übrigen hat die Anfrage durch die ſehr dankenswerten 
Ausführungen des Herrn Kollegen Drucker ihre 
Beantwortung erfahren. X 


Juſtizrat Dr. Harnier (Caſſel): Ich wollte nur 
im Anſchluß an die Ausführungen des Herrn Kollegen 
Dr. Roſenthal darauf hinweiſen, ob es nicht ou: 
gemeſſen wäre, wenn man die Jahresrechnung jo auf⸗ 
ſtellt, daß man anfängt mit dem Kaſſenbeſtand der 
vorigen Rechnung und ſie dann auf der anderen Seite 
ſchließt nicht mit dem Ausdruck: Überſchuß der Ein⸗ 
nahme, ſondern: Kaſſenbeſtand beim Abſchluß der 
Jahresrechnung. Dann würde ein Mißverſtändnis 
ausgeſchloſſen ſein. In der Sache hat Herr Kollege 
Drucker vollſtändig recht. 


Rechtsanwalt Dr. Zenner (Straßburg): Meine 
Herren, ein Poſten in der Jahresrechnung fällt mir 
auf, und ich verſtehe ihn nicht recht; das iſt nämlich 
der Poſten, der für den Terminkalender 7487 A und 
für das Verzeichnis 8021 / eingeſtellt hat. Wenn 
man bedenkt, daß das Verzeichnis doch zu acht Zehnteln 
im Satz ſtehen bleiben kann und nur für zwei Zehntel 
Anderungen vorkommen werden, ſo iſt es mir geradezu 
ſchleierhaft, wie dieſer hohe Preis herauskommt. Ich 
glaube, wenn wir den Vertrag bezüglich des Termin⸗ 
kalenders und des Verzeichniſſes der Rechtsanwälte 
einer Reviſion unterziehen könnten, ſo würden wir 
vielleicht dieſelben intereſſanten Feſtſtellungen machen 
können wie die, als wir den Vertrag bezüglich der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift einer Reviſion unterzogen 
haben. Ich habe das Verzeichnis einem Straßburger 
Drucker vorgelegt, und als ich ihm ſagte, daß es 
8000 ¼ koſtet, obwohl doch ein erheblicher Teil des 
Satzes ſtehen bleiben kann, ſagte er mir auch: ich ver⸗ 
ſtehe auch nicht, wie dieſer hohe Preis herauskommt. 
Ich würde angenehm berührt ſein, wenn uns darüber 
Auskunft gegeben werden könnte. a 

Dann bewilligen wir jedes Jahr mehrere hundert 
Mark für die Bibliothek. Ich möchte fragen: welchen 
Wert hat unſere Bibliothek? Beſteht ein Verzeichnis 
darüber und eventuell kann uns Provinzlern N aterial 
daraus bei Bedarf zur Verfügung geſtellt werden? 


Geſchäftsleiter Rechtsanwalt Dr. Dittenberger: 
Was zunächſt das Verzeichnis anlangt, ſo haben wir 
erſt im vorigen Jahre den Vertrag über den Termin⸗ 
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— 


kalender und das Nechtsanwaltsverzeichnis eingehend 
revidiert. Wir hatten auch Offerten von Konkurrenz⸗ 
unternehmungen bekommen, ſind aber daraufhin zu 
dem Reſultat gekommen, daß wir unter neuen Be⸗ 
dingungen den Vertrag mit der Firma Carl Heymann 
fortgeſetzt haben. Aus den Offerten, die damals von 
Konkurrenzunternehmungen vorlagen, haben wir feſt⸗ 
ſtellen können, daß das Verzeichnis wirklich nicht viel 
billiger geliefert werden kann, wahrſcheinlich von 
niemand. Es ſind da verſchiedene Schwierigkeiten zu 
berückſichtigen, erſtens einmal die Schwierigkeit der 
Korrekturen und des Satzes. Es iſt nicht ſo, wie 
Herr Kollege Zenner meint, daß acht Zehntel des 
Satzes ſtehenbleiben können, ſondern durch die Korrek— 
turen verſchiebt ſich natürlich der ganze Satz, und die 
Korrekturen und Anderungen von einem Verzeichnis 
zum anderen ſind ganz erhebliche. Außerdem ſind in 
der Summe von 8000 % auch die Koſten an Porto 
für die Verſendung enthalten, 
(ſehr richtig!) 

die auch in die tauſend Mark gehen. 

Wie geſagt, wir haben den Vertrag bereits im 

vorigen Jahre einer ſorgfältigen Nachprüfung unter⸗ 
zogen, und dabei ſind beſonders die Erfahrungen zu Rate 
gezogen worden, die wir bei der Nachprüfung des 
Vertrages über die Juriſtiſche Wochenſchrift gemacht 
haben. 
ı Was die Bibliothek anlangt, jo hat fie natürlich 
noch keinen ſehr bedeutenden Wert. Immerhin iſt es 
ſchon eine Bücherſammlung von 600 bis 700 Bänden. 
Darunter befinden ſich recht wertvolle Werke, beſonders 
ſolche natürlich, die den Anwaltſtand berühren, und 
ich möchte bemerken, daß ſchon jetzt zahlreiche Kollegen 
von der Einrichtung Gebrauch machen, indem ſie mich 
bitten, ihnen Werke zur Benutzung zur Verfügung zu 
ſtellen. Ich ſchaffe dann die Werke für die Bibliothek 
an, ſoweit ſie noch nicht vorhanden ſind, denn dieſe 
Sachen haben natürlich alle für uns großes Intereſſe. 
Es würde daher auch im Intereſſe der Entwicklung 
der Bibliothek nur zu begrüßen ſein, wenn die Herren 
uns recht zahlreich bitten würden, ihnen Werke aus 
den betreffenden Gebieten für ihre Arbeiten zur Ber- 
fügung zu ſtellen. 


Stellvertretender Vorſitzender: Der Termin⸗ 
kalender iſt überhaupt fortlaufend ein Schmerzenskind 
namentlich für den Vorſtand, an den unzählige An⸗ 
fragen und Anregungen in bezug auf den Terminkalender 
herankommen. 

Der Vorſtand hat übrigens, was Sie intereſſieren 
wird, geſtern beſchloſſen, den Herrn Geſchäftsleiter zu 
erſuchen, unter Zuziehung einiger Kollegen alle Ab⸗ 
änderungsvorſchläge bezüglich des Terminkalenders zu 
prüfen. Bei der Gelegenheit werden wir auch die 
finanzielle Seite der Sache noch beſonders prüfen. 


Juſtizrat Immerwahr (Beuthen O.⸗S.): 
möchte noch eine neue Abänderung vorſchlagen. 
bitte den Vorſtand in Erwägung zu nehmen, ob eine 
Ausgeſtaltung des Kalenders nicht nach der Richtung 
möglich iſt, daß auch ein Verzeichnis der lokalen 
Anwaltsorganiſationen aufgenommen wird. Wir wiſſen 


Ich 
Ich 


10 


oft nicht einmal, ob in der Nachbarſchaft ſich eine 
Anwaltsverein befindet. In einen Fachkalender gehört: 
auch ein Verzeichnis der Fachorganiſationen hinein. 


(Sehr richtig!) 


Rechtsanwalt Dr. Fürſt (Heidelberg): Meine 
Herren, da wir in die Beratung des Voranſchlages 
tatſächlich bereits eingetreten ſind, ſo möchte ich zu 
Ziffer 12 der Ausgaben den Antrag Bellen, den 
Betrag auf 5000 % zu erhöhen. Daran brauchen. 
wir am allerwenigſten zu ſparen. Wenn als Grund 
geltendgemacht worden ift, die Vereinsmittel ſeien Ve 
angeſpannt, jo haben wir doch don Herrn Kollegen 
Drucker gehört, daß wir aus dem letzten Jahre einen, 
Überſchuß von zirka 26 000 % haben. Wenn bei 
dem vorſichtig aufgeſtellten Voranſchlage für 1913. 
eine Mehrausgabe von 8000 / ausgerechnet iſt, "e 
iſt zu bedenken, daß dieſe zum großen Teil daher rührt, 
daß wir in dieſem Jahre einen Anwaltstag haben, 
für den 16 000 / ausgeworfen find. Da aber der 
Anwaltstag alle zwei Jahre wiederkehrt, To müſſen. 
wir den Betrag auf zwei Jahre verteilen. 


(Sehr richtig!) 


Rechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe): Da mir der 
Herr Kollege Fürſt das Wort für den Antrag vorweg⸗ 
genommen hat, ſo möchte ich doch noch etwas für die 
Begründung beitragen. Der Punkt, daß wir weniger 
Ausgaben haben ſollen, kann keine Rolle ſpielen, wenn 
es ſich um die Hülfskaſſe handelt. Ich möchte Ihnen. 
anheimgeben, ob wir nicht in gewiſſem Sinne mit 
unſeren Papieren ſpekulieren ſollen. Wenn wir ſchon 
Wertpapiere anſchaffen, kann der Herr Kollege Drucker 
ſchon einmal eine Ferienreiſe durch kleine Spekulations⸗ 
geſchäfte herausſchlagen. Das kann er ganz gut, ohne 
die Sicherheit zu ſchädigen. Es iſt mir als Rechner 
unſerer Badiſchen Anwaltskammer bekannt, daß in 
allen Teilen unſeres Vaterlandes ein Notſtand herrſcht, 
der die Hülfskaſſe ſehr in Anſpruch nimmt. Es werden 
in allen Teilen Unterſtützungen, auch an aktive Rechts⸗ 
anwälte, verabreicht, die trotz der großen Mittel, die der 
Hülfskaſſe zur Verfügung ſtehen, doch dieſe Beihilfe 
nicht als überflüſſig erſcheinen laſſen. Die einzelnen 
Anwaltskammern leiſten auch Beiträge, und ich ſehe. 
nicht ein, wenn wir ein ſo großes Vermögen haben, 
warum wir, nachdem wir einmal die Summe von 
5000 % feſtgeſetzt haben, auf 3000 „ zurückgehen 
ſollen. 3000 % waren früher immer üblich, und wenn 
wir von autoritativer Seite gehört haben, daß wir die 
Summe auf 5000 / erhöhen können, dann wollen wir 
doch aus 3000 % 5000 % machen. 


(Bravo!) 


Stellvertretender Vorſitzender: Klug, wie unſer 
Herr Rechnungsführer iſt, hat er von dem Tiefſtand der 
Wertpapiere wohl zweifellos — und er beſtätigt mir 
das — Gebrauch gemacht. Die angeregte Spekulation 
ſcheint mir mit Glück bereits durchgeführt zu ſein. Jeden⸗ 
falls können wir das Vertrauen zu dem Rechnungs⸗ 
führer haben, daß er die Intereſſen des Vereins voll: 
kommen wahrt. 


Mit dem Antra e Erhi a Data 
en ur Antrag wegen der Erhöhung des Beitrags 
Punkt Hülfskaſſe ſind wir tatſächlich ſchon in e 
abe g Jahreshaushaltsplan“ hineingelangt. Ich möchte 
905 ` ab wir erſt den Punkt „Prüfung der Jahres⸗ 
9 ung erledigen. — Das Wort wird nicht mehr 
s augt. Ich darf annehmen, daß Sie einſtimmig die 

orgelegte Jahresrechnung genehmigen und dem Herrn 


Rechnungsfüͤ ? f 
re Sal führer Entlaſtung erteilen. — Das iſt 


Dann kämen wir zu dem Punkt: 
Jahreshaushaltsplan. 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Ich kann 
EE abſehen, jolange nicht earen aus 
ep Verſammlung erfolgen, die einzelnen Poſitionen 
ES zu begründen, und darf auf die Ihnen vorliegen⸗ 

ſchriftlichen Mitteilungen verweiſen. 

Ziffern n macht ſich eine anderweite Einſtellung der 
del lden notwendig bei dem Konto 3, Ausſchüſſe, und 
SS En Konto 12, Hülfskaſſe. Was das letztere Konto 
EC ſo iſt es von mir auf 3000 A veranſchlagt 
kaſſe en, weil das der Betrag iſt, mit dem die Hülfs⸗ 
al alljährlich bedacht worden ift. Im vergangenen 
N wurde in der Vertreterverſammlung ein Spezial⸗ 
zc Husten im Hinblick auf ein vorliegendes Geſuch 
dem A Dal, diesmal den Beitrag auf 5000 % zu 
te Aber bei der Aufftellung des Etats kann 
dëi ch nicht vorliegende Ausnahmeanträge noch nicht 
ber 5 und daher mußte ich den Moment der 
5 Serfamming abwarten, ob wir einem etwa 
Kolle 5 den Antrag Genüge leiſten können. Ehe Herr 
Kollegen GER geiprochen hatte, war von Herrn 
= Belt ehmann der ſchriftliche Antrag eingegangen, 
darf J een wieder auf 5000 A feſtzuſetzen, und ich 
Vorſtand en Drog als Rechner mitteilen, daß bei dem 
entſprechei an Bedenken beſteht, dieſem Antrag zu 
le n. Ich würde Sie bitten, demgemäß zu be⸗ 

n und das Konto 12 mit 5000 // auszuſtatten. 


(Bravo) 


Was nun das Kont o ven e 
we o der Ausſchüſſe betrifft, jo iſt 
> mit 8000 Al veranſchlagt, und Sie finden den 


N 2 H 

Drucker Hung berſach für dieſe Summe in den ge⸗ 
die Notwendi i ungen. Wir ſind aber bereits jetzt in 
3000 A meld eit verſetzt worden, um Bewilligung von 
— Sep ehr für dieſes Konto zu erſuchen, und zwar 
kommiſſion ne mit den Arbeiten der Treuhand⸗ 
kommifſion sr? ie Treuhandkommiſſion hatte eine Sub⸗ 
von denen ne die aus drei Kollegen beſtand, 
gedruckte Arbe jeder eine ſchriftliche, inzwiſchen auch 
Referenten vg eingereicht hat. Einer der Herren 
hat die Sch ud zwar iſt es Kollege Siecke geweſen, 
wichtigen ung ‚gegeben, man möge, um in dieſer 
Treubandkomere nichts über das Knie zu brechen, der 
falls vor on die Befugnis verleihen, nötigen- 
und an den V ung des Berichts an den Vorſtand 


ir 5 erein noch : * Gegen 
über gewi 5 geeignete Sachverſtändige 
5 D an Stnnaitteagenbe Fragen zu En Es if 
mit wirtſchaftliche % die in beſonders intimer Fühlung 
uus den Kreiſen e ſich bewegen, an lie 
; der Bankiers, und an hervorragen 
gee S f a an ge 
geeignete Sachverſtändige aus allerlei wirtſchaftlichen 
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Gebieten. Nun iſt nicht zu überſehen, inwieweit, ja 
vielleicht ob überhaupt durch die Heranziehung ſolcher 
Sachverſtändiger, die nicht allein perſönlich befragt, 
ſondern auch eventuell zur Eritattung ſchriftlicher 
Gutachten aufgefordert werden ſollen, der Vereinskaſſe 
neue Belaſtungen entſtehen können. Deshalb hat 
geſtern der Vorſtand beſchloſſen, der Treuhandkommiſſion 
einen Betrag von höchſtens 3000 % zur Verfügung 
zu ſtellen zur Beſtreitung der durch dieſe Gutachten 
entſtehenden Koſten. — 

Ich möchte dazu noch bemerken, daß der Vorſtand 
ebenſowenig wie bisher die Vertreterverſammlung und 
der Geſamtverein in der Lage geweſen iſt, eine Stellung 
zu dem Treuhandprojekt zu finden. Gemäß den früher 
gefaßten Beſchlüſſen erwartet der Vorſtand noch die 
Berichte der außerordentlich emſig und eindringend 
arbeitenden Kommiſſion. Es war aber im Vorſtand 
die Meinung einmütig vertreten, daß man, nachdem 
dieſe Arbeiten ein beachtenswertes Reſultat ergeben 
haben, nicht auf halbem Wege ſtehen bleiben dürfe, 
ſondern daß man der Kommiſſion auch die Mittel, die 
ſie braucht, zur Verfügung ſtellen ſoll, damit, wenn 
der Geſamtverein einen Beſchluß faßt, er ihn auch 
faſſen kann auf Grund eines vollkommenen Materials. 
In dieſem Sinne bittet Sie der Vorſtand, der Er⸗ 
höhung des Kontos 3 von 8000 % auf 11 000 Al 
Ihre Zuſtimmung zu geben. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal (München): Ich 
möchte noch eine allgemeine Anregung geben, indem 
ich dem Herrn Kollegen Fürſt folge. Ich halte es 
für richtig, wenn in jedem Jahr die Ausgaben vor⸗ 
getragen werden, die auch in künftigen Jahren ent⸗ 
ſtehen, damit man dann nicht in einem Jahre ein 
leeres Konto hat, für das es ſchwer iſt, im nächſten 
Jahre den Betrag einzudecken. 


Ferner ſiſt nach meiner Meinung der Voranſchlag 
nicht ſo günſtig, wie es den Anſchein hat. Ich habe 
mir eben kurz berechnet, daß das Ergebnis des Jahres 
1913 — wenn es dem Voranſchlag entſpricht — gegen⸗ 
über dem Ergebnis von 1912 um zirka 38 000 % 
ungünſtiger ſein wird. Ich werde das ſofort nach⸗ 
weiſen. Wir haben im Jahre 1912, wenn man die 
Anſchaffung der Wertpapiere auf der einen Seite und 
die Minderung des Kaſſenbeſtandes auf der anderen 
Seite rechnet, einen Überſchuß von 26 401,2 M. Wir 
haben nach dem vom Vorſtand vorgelegten Voranſchlag 
einen Minderertrag von 7550 /, und wenn noch 
5000 % dazukommen, 12 550 /, das macht eine 
Minderung von 39 000 A. Wenn wir nicht beab⸗ 
ſichtigen, den Beitrag wieder auf die alte Höhe hinauf⸗ 
zuſchrauben, ſo muß man rechtzeitig darauf acht geben. 
Wenn wir noch zwei Jahre haben, in denen ſich das 
Ergebnis des Jahres jeweils verſchlechtert gegenüber 
dem Vorjahr, wie heuer, werden wir unſere Kaſſen⸗ 
beſtände bald aufgezehrt haben und werden eventuell 
gezwungen ſein, den Mitgliedsbeitrag zu erhöhen. 5 

Ich halte es für richtig, auf dieſen Punkt hin⸗ 
zuweiſen, damit man rechtzeitig Vorſorge trifft, und 
nicht erſt dann, wenn man dazu gezwungen iſt, weil 
die Abrechnung des vergangenen Jahres ungünſtig 
geweſen iſt. 

2 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Ich muß auf 
die Anregung des Herrn Dr. Roſenthal erwidern, 
daß es natürlich bei Ihnen ſteht, welche Ausgaben Sie 
bewilligen wollen. Aber ich ſehe keinen Weg, wie ich 
die Bedürfniſſe, die an den Verein herangetreten ſind, 
im Voranſchlag anders befriedigen ſoll, als daß ich 
die ſchätzungsweiſe ermittelten Beträge angebe, die uns 
dieſe Dinge koſten werden. Wenn Sie glauben, daß 
die Finanzen des Vereins ins Schwanken geraten 
werden, ſo bleibt uns nichts anderes übrig, als daß 
wir die Vereinsausgaben einſchränken, und ich kann 
mich nicht überzeugen, daß das ein wünſchenswerter 
Zuſtand wäre. Der Vorſtand verfolgt die Tendenz, 
das Wirkungsfeld des Vereins immer mehr zu erweitern. 
Nach welchen Richtungen das geſchieht, darüber iſt in 
den vielen Verſammlungen ja ſchon gelegentlich Auf- 
ſchluß gegeben worden. In dem Voranſchlag für das 
Jahr 1913 taucht, abgeſehen von dem Konto 18, nichts 
auf, was eine neue koſtſpielige Vereinsaufgabe dar⸗ 
ſtellt. Im übrigen handelt es ſich alſo lediglich um 
laufende Bedürfniſſe des Vereins, und für die müſſen 
wir Gelder verauslagen. 

Zur Beruhigung des Herrn Kollegen Roſenthal 
möchte ich aber andererſeits darauf aufmerkſam machen, 
daß ich mich bei der Schätzung der Einnahmen einer 
mimoſenhaften Angſtlichkeit befleißigt habe. 


(Heiterkeit.) 
Die Einnahme — das kann ich ſchon jetzt, ohne zu- 
viel zu verſprechen, ſagen — wird ganz zweifellos 


höher fein; wir werden zweifellos mehr als 145000 % 
an Mitgliederbeiträgen einnehmen, haben wir doch im 
abgelaufenen Jahre ſchon 153000 / vereinnahmt. 

Wenn es ſcheint, als ob wir jetzt viel Geld aus⸗ 
geben, ſo iſt das lediglich die Kehrſeite der früheren 
Finanzgebarung des Vereins. Früher wurde ſehr 
wenig ausgegeben, weil ſehr wenig Ausgabezwecke aus⸗ 
findig gemacht wurden, und wir übernahmen deshalb 
einen ſehr hohen Kaſſenbeſtand, der zu einem lächerlich 
geringen Zinsfuß angelegt wurde. Seit ich die Kaſſe 
übernahm, habe ich mich bemüht, die Gelder beſſer 
anzulegen, wenn auch nicht im Sinne einer wüſten 
Spekulation. 

(Heiterkeit.) 

Ich habe ſeitdem, wenn ich das Spezialdepot des 
Generalregiſters hinzurechnen darf, in 3 Jahren 
120 000 % flüſſige Mittel in feſten Wertpapieren 
angelegt. Wenn Sie ſich dieſe Summe in dem 
Kaſſabeſtand weiter fortgeführt denken, fo erſcheint am 
Schluſſe immer dieſe große Zahl, die die Bedenken 
nicht entſtehen laſſen würde, die Herr Kollege Roſen⸗ 
thal ausgeſprochen hat. Ich glaube alſo nicht an⸗ 
nehmen zu ſollen, daß die tatſächliche Einnahme des 
Jahres 1913 von der tatſächlichen Ausgabe über 
ſchritten werden wird, ich glaube Ihnen verſprechen 
zu können, daß, wenn auch nicht 100 000 / oder 
60 000 % doch immerhin ein gewiſſer Betrag dem 
feſtverzinslichen Kapitalvermögen auch in dieſem Jahre 
wird zugeführt werden können. 

Aber ſelbſt wenn ich mich darin täuſchen ſollte, ſo 
kann ich nur wiederholen, daß ich keinen Ausweg weiß, 
die Ausgaben anders zu veranſchlagen, als ſie hier 
vorgeſehen ſind. Die Konten ſind ſämtlich vorhanden 


und müſſen dotiert werden. Wir können unſeren 
Geſchäftsbetrieb nicht einſchränken, und wir können die 
Rechnungen natürlich auch nicht mit Skonto bezahlen. 
Wir bezahlen ſelbſtverſtändlich bar ohne Abzug. Das 
iſt man beim Anwaltverein nicht anders gewöhnt. Ich 
kann nur ſagen, die Ausgabezwecke ſchaffe nicht ich, 
ſondern die geſunde Vereinstätigkeit, es ſei denn, daß 
wir unſere Aufgabe mehr im Theſaurieren als im 
Arbeiten ſehen wollen. 


(Zuruf: Hat niemand geſagt!) 


Juſtizrat Dr. Friedrichs (Düſſeldorf): Meine 
Herren Kollegen, ich glaube, wir können es diesmal 
noch einmal mit dem Voranſchlag des Vorſtandes 
verſuchen. Wenn ſich das nicht bewährt, dann werden 
wir uns die Worte des Kollegen Roſenthal ſehr 
genau eingeprägt haben und können es auf andere 
Weiſe verſuchen. 


Stellvertretender Vorſitzender: Das Wort iſt 
nicht mehr gewünſcht. 

Es liegt Ihnen alſo der Antrag vor, den Jahres⸗ 
haushaltsplan, wie ihn Herr Kollege Drucker vor- 
gelegt hat, zu genehmigen mit den beiden Abänderungen, 
daß eine Erhöhung ſtattfinden ſoll bei 3. Ausſchüſſe, 
um 3000 / und bei 12. Hilfskaſſe, um 2000 M. 


Juſtizrat Kleinrath (Hannover) [zur Geſchäfts⸗ 
ordnung]: Unter Nr. 5 der Tagesordnung kommt die 
Frage der Unterſtützung der Fortbildungskurſe. Es 
würde alſo der Entſcheidung über dieſen Punkt vor⸗ 
gegriffen werden, wenn jetzt ſchon der Haushaltsplan 
genehmigt wird. Vielleicht könnte der Haushaltsplan 
jetzt vorbehaltlich der Entſcheidung über dieſen Punkt 
erledigt werden. 


Juſtizrat Kaufmann (Magdeburg): Ich möchte 
glauben, daß die Einrichtung, die hier vorgeſchlagen 
wird, ſo gut ſie ſein mag, nur den Berliner Kollegen 
von Vorteil ſein wird. Ich bezweifle, daß irgendein 
Kollege aus der Provinz, auch wenn er etwas näher 
wohnt — ich ſelbſt bin ja ziemlich nahe an Berlin —, 
in der Lage ſein wird, einen dieſer Kurſe zu beſuchen, 
und deshalb ſcheint es mir auch nicht angezeigt, daß 
der Deutſche Anwaltverein etwas dafür hergibt. Der 
Berliner Anwaltverein iſt, wie ich glaube, in der Lage, 
das aus eigenen Mitteln zu beſtreiten. 


Stellvertretender Vorſitzender: Ich möchte ſagen, 
daß der Vorſtand auch davon abſehen will, dem Unter- 
nehmen in Berlin eine größere Zuwendung zu machen 
als 1000 A, die vor längerer Zeit ſchon einmal be⸗ 
ſchloſſen waren. Auch wir ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß wir keine Veranlaſſung haben, aus dem Vermögen 
des Vereins das Berliner Unternehmen beſonders zu 


unterſtützen. 
(Sehr gut!) 


Rechtsauwalt Dr. Hachenburg (Mannheim): Wenn 
wir den Poſten von 4000 / bewilligen, jo iſt damit 
nur generell geſagt, daß er für dieſen Zweck benutzt 
werden kann. Das gilt für das ganze Deutſche Reich. Ich 


Eeer bitten, daß wir uns dieſer Bewegung auf Aus⸗ 
a ege Fortbildungskurſe nicht unſympathiſch gegen⸗ 
se EEN Es iſt das wohl zu trennen von der Ziffer 5 
SE 1 agesordnung. Dort iſt zu prüfen, ob ſpeziell für 
m in dem Wunſche der Alteſten der Kaufmannſchaft 
W werden ſoll, und ob wir ſtatt der 1000 A. 
Ve urſprünglich geplant waren, 2000 / beitragen 
wollen. Ich möchte daher bitten, an den 4000 vH 
nichts zu ſtreichen; denn es kommt eine ganze Reihe von 
Wünſchen an den Vorſtand aus den verſchiedenen Teilen 
Deutſchlands heran. Etwas ganz anderes iſt es dagegen, 
0 man für Berlin einen erhöhten Zuſchuß gewährt. 
0 ielleicht darf ich darauf hinweiſen, daß in dem vor- 
iegenden Geſuchſchreiben geſagt iſt: der Berliner An- 
waltverein hat 1000 / gegeben, der Deutſche Anwalt⸗ 
Cake auch 1000 /, dagegen die Berliner Anwalts⸗ 
ammer noch nichts; daher erſuchen wir den Vorſtand 
ër das „daher“ habe ich hineininterpretiert —, ftatt 
bewilligten 1000 % 2000 A zu geben. Das war 
der Grund, weshalb wir geſtern abend beſchloſſen haben, 
Pente uche nicht ſtattzugeben und es in dieſem Punkte 
1 früher bewilligten 1000 % zu laſſen. Die Be⸗ 
Ga igung der 4000 A ole generellen Poſten bitte ich 
agegen nicht zu beanftanden. 


Geheimer Juſtizrat Jacobſohn (Berlin): Der Vor⸗ 
esch der Verte Anwaltskammer hat einen Beitrag 
1 ehnt, weil die Kurſe für den Nachmittag geplant 
Berlin, alſo für eine Zeit, wo die Kurſe für die 
falls der Kollegen vollſtändig wertlos waren, jeden⸗ 
gew er Beſuch für die meiſten Kollegen ausgeſchloſſen 
dien wäre. Da haben wir erklärt, daß wir keine 
welche aſſung haben, unter dieſen Umſtänden für irgend⸗ 
"ent wd De oder ſtaatsanwaltliche Kreiſe Mittel 
Able geben. Das war der einzige Grund, der uns zur 
Ablehnung beſtimmt hat. 
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ſolchen Betrag in den Etat 


Antrag in der Vertreter 
Das mag dem Bor- 
Aber derartige Unterlagen 
den ſein, ehe wir einen 
einſtellen. 


Juſtizrat Riecke (Halle: Nachdem Herr Kollege 
Jacobſohn erklärt hat, daß die Berliner Anwalts- 
kammer zu ihrer Ablehnung aus der Erwägung ge⸗ 
kommen iſt, daß die Berliner Kurſe den dortigen 
Kollegen nichts nützen, iſt damit die Frage, wie id) 
glaube, vollſtändig erledigt. Ich ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkte, daß wir deswegen für Berlin zunächſt gar 
nichts bewilligen ſollen, auch nicht die 1000 e 


Juſtizrat Dr. Lemberg (Breslau): Ich bitte 
meinerſeits, ſowohl bezüglich der 1000 / für Berlin 
als bezüglich der 4000 / Neueinſtellung in den Etat 
es bei dem zu belaſſen, was der Vorſtand und der 
Herr Rechnungsführer in Ausſicht genommen haben. Die 
Sache ſteht doch ſo, daß mit der Frage, ob die Berliner 
Kollegen an dieſen Kurſen teilnehmen können oder 
nicht, eine Entſcheidung, durch die die Frage vom 
Standpunkte der Berliner Anwalskammer erledigt ſein 
mag, unſere Entſcheidung nicht ſtehen und fallen kann. 
Wenn der Deutſche Anwaltverein auf dem Stand⸗ 
punkt ſteht, daß dieſe Kurſe erſtrebenswert und 
wünſchenswert find, hat er auch die Pflicht, im Rahmen 
ſeiner Mittel dieſe Fortbildungsbewegung, ſoweit es 
in ſeinen Kräften ſteht, zu unterſtützen auch unabhängig 
von der Frage, ob den Anwälten an den einzelnen 
Orten die Teilnahme möglich iſt. Indem ich noch 
hinweiſe auf den Bericht des Herrn Kollegen Ditten— 
berger, der doch auch zu der Überzeugung gekommen 
iſt, daß wir von einer gedeihlichen Ausbildung der 
Fortbildungskurſe eine Förderung unſerer ganzen Rechts⸗ 
pflege erwarten dürfen, bitte ich meinerſeits, es bei den 
beiden Poſitionen zu belaſſen, wobei nicht geſagt iſt, 
daß wir die 4000 / auch verbrauchen müſſen. 


Rechtsanwalt Mehnert (Altenburg): Auch ich 
möchte Sie bitten, dem Vorſchlage des Vorſtandes zu⸗ 
zuſtimmen, 4000 % zu bewilligen. Derartige Fort⸗ 
bildungskurſe finden ſchon an den verſchiedenſten Orten 
ſtatt; in Dresden gibt es ſolche, in Jena ebenfalls 
und auch in Königsberg. In Jena haben die Kurſe 
ſehr viel Anklang gefunden, und ſie ſind auch von den 
thüringer Anwälten beſucht worden. Das bedeutet 
für fie nicht mehr und nicht weniger, als daß ſie ſich 
acht bis zehn Tage in Jena aufhalten müſſen. Das 
haben ſie auch getan. Es iſt die Anregung an die 
Anwaltskammer im Bezirk des Oberlandesgerichts in 
Jena ergangen, dafür etwas zu bewilligen, und ich 
kann mitteilen, daß die Kammer beſchloſſen hat, den 
Verein in ſeinem Beſtreben auch wirtſchaftlich zu unter⸗ 
ftügen; fie hat, wenn ich nicht irre, 250 % für dieſen 
Zweck ausgeſetzt. Da darf der Deutſche Anwaltverein 
meines Erachtens nicht zurückſtehen. 


Rechtsanwalt Dr. Drucker (Leipzig): Meine Hera, 
die Debatte gibt Anlaß, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß doch ein erheblicher Unterſchied zwiſchen Punkt 5 
der Tagesordnung und der Etatspoſition beſteht. Bei 
Punkt 5 der Tagesordnung ſollte Ihnen Mitteilung 
über den Wunſch der Alteſten der Kaufmannſchaft 
gemacht werden. Ihre Meinung haben Sie ſchon 
darüber ausgeſprochen, aber mit der Frage, ob wir in 
den Etat 4000 A einſtellen ſollen, ſteht das nur in 


einem loſen Zujammenhang. Auch wenn Sie ein- 
ſtimmig ablehnen würden, die Berliner Kurſe zu unter⸗ 
ſtützen, würde der Vorſtand doch die Bitte haben, es 
bei der Einſtellung des Kontos im Etat bewenden zu 
laſſen. Es handelt ſich nicht darum, daß uns eine 
Anzahl beſtimmter Projekte vorliegt; Anregungen haben 
wir von verſchiedenen Seiten bekommen. Außer dem, 
was von einzelnen Herren ſchon erwähnt worden iſt, 
kann ich noch mitteilen, daß auch in Leipzig Verhand⸗ 
lungen angebahnt ſind, und man an uns mit dem 
Antrag herangegangen iſt, ſolche Kurſe zu unterſtützen. 
Wir im Vorſtand haben uns auf den Standpunkt geſtellt: 
was dem einen recht iſt, iſt dem andern billig. Wir rechnen 
insbeſondere mit der Möglichkeit, daß auch aus anderen 
Bezirken mit Geſuchen um Ermöglichung derartiger, 
wir brauchen nicht zu ſagen, Fortbildungskurſe, ſondern 
Fortbildungsbeſtrebungen an uns herangetreten wird. 
Es kann ſich unter Umſtänden darum handeln, daß in 
kleineren Bezirken vielleicht nach der Geſtaltung der 
dort ſitzenden Induſtrie ein Bedürfnis für die dort 
anſäſſigen Kollegen auftaucht, ſich von einem der 
Induſtrie angehörenden Fachmann Vorträge über ein 
beſtimmtes Gebiet halten zu laſſen, z. B. in den Berg- 
werksdiſtrikten, wo die Kollegen ſich informieren laſſen 
wollen über die bergtechniſchen Vorſchriften und Ein— 
richtungen ufw. Große Anwaltsvereine können der⸗ 
artige Dinge ſelbſt finanzieren. Der Leipziger Anwalt⸗ 
verein hat von einem Dozenten der Handelshochſchule 
mehrere Wochen einen ſolchen geſchloſſenen Kurſus 
über Buchführung und Bilanzaufſtellung halten laſſen 
und ſo finanziert, daß der einzelne nichts zu bezahlen 
hatte. Das können kleine Organiſationen nicht; aber 
auch für ſie beſteht bisweilen das Bedürfnis nach 
ähnlichen Fortbildungseinrichtungen. Wenn man uns 
ſchreibt: iſt es möglich, daß aus der Vereinskaſſe 
200 oder 300 / zur Verfügung geſtellt werden, damit 
wir den Dozenten honorieren können, ſo haben wir 
den Wunſch, einer derartigen Bitte entſprechen zu 
können. Es iſt richtig, daß der Betrag von 4000 % 
etwas willkürlich erſcheint; wir hätten weniger, wir 
hätten auch mehr vorſchlagen können. Aber weil es 
ſich um einen Verſuch handelt, haben wir angenommen, 
daß man pro Vierteljahr 1000 % dem Vorſtand zur 
Verfügung ſtellen dürfe. Es beſteht ſelbſtverſtändlich 
jede Garantie dafür, daß der Vorſtand in dem einzelnen 
Fall die Entſchließung nur nach beſonderer Erwägung 
der allgemeinen Vereinsintereſſen faſſen wird. Da 
unſer Etat die Summe verträgt, ſo laſſen Sie uns 
mal in dieſem Jahr verſuchen, ob wir nicht auf dieſe 
Weiſe die Bedeutung des Vereins und namentlich auch 
den Reſpekt, den der Verein ſich jetzt in ſeinem Ber: 
hältnis zu anderen Berufsgruppen zu erwerben beginnt, 
noch ſteigern können. 
(Bravo!) 
Es iſt für die Bedeutung des Vereins nicht niedrig 
anzuſchlagen, wenn wir darauf hinweiſen können, und 
von anderer Seite darauf hingewieſen wird, daß der 
Verein ſich nicht auf eine engherzige Vereinspolitik 
beſchränkt, ſondern an den Fragen Anteil nimmt, die 
die Zeit bewegen, und daher verſucht, die Anwaltſchaft 
zur Mitarbeit tüchtig zu machen. 
(Erneuter Beifall.) 
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Darum handelt es ſich bei dem Verſuch, den Sie in 
der Etatsziffer mit 4000 / ausgedrückt finden. 
Geſtatten Sie uns, einmal den Verſuch zu machen, 
ob es ſich nicht empfiehlt, für derartige Ausgaben 
laufend einen Betrag zur Verfügung zu haben. 


Juſtizrat Riecke (Halle a. S.): Meine Herren, es 
find zwei Dinge, die man bei dieſer Frage auseinander- 
»halten muß. Zweifellos hat es ja ſeine bedeutenden 
Vorzüge, wenn derartige Fortbildungsbeſtrebungen ins 
Leben gerufen werden, obwohl es mir ſchleierhaft 
iſt, wie die Sache ſich geſtalten wird. Wo lokale 
Anwaltsorganiſationen, wie in Halle, exiſtieren, da gibt 
es auch juriſtiſche Vereine, und es werden Themata 
behandelt, die in gewiſſer Weiſe dieſen Beſtrebungen 
Rechnung tragen. Unter ſolchen Verhältniſſen wird 
vorausſichtlich niemals die Unterſtützung des Anwalt 
vereins in Anſpruch genommen werden und iſt auch 
wohl nie in Anſpruch genommen worden. Für ſolche 
Städte, wie Halle und andere, fehlt die Veranlaſſung, 
dieſe Fortbildungsbeſtrebungen noch für den Anwalt⸗ 
ſtand zu ſpezialiſieren. Es haben auch alle in der 
Nähe der Stadt wohnenden Kollegen die Möglichkeit, 
an dieſen Abenden teilzunehmen; ſelbſt wenn ſie nicht 
Mitglieder wären, würde man fie als Gäſte a. 
laſſen. Dort, wo keine Univerſität am Ort iſt und 
auch keine Organiſationen ins Leben gerufen ſind, kaun 
ja das Bedürfnis nach ſolchen Vorträgen auftreten. Für 
die Kollegen, die weit ab von der Quelle der Wiljen- 
ſchaft ſind — örtlich natürlich nur — 

(Heiterkeit) 

werden ſich immer nur unter großen Schwierigkeiten 
Redner finden laſſen, die wirklich das Allerneueſte, 
die Quinteſſenz der neueſten Wiſſenſchaft vortragen und 
dadurch in die Kollegenſchaft weitertragen. Es werden 
gewiſſermaßen Wanderredner uſw. ausgebildet werden 
müſſen. Weun nun dieſe Fortbildungsbeſtrebungen 
einen großen Umfang annehmen, und infolgedeſſen dieſe 
Ausgaben für die Wanderredner groß werden, ſo 
können wir ſehr leicht bei dieſem Poſten ins Uferloſe 
kommen. Aber wie geſagt, das kann ſpätere Sorge 
ſein. Prinzipiell mögen hier und da die Fortbildungs⸗ 
beſtrebungen von Vorteil ſein, und ich würde an ſich 
nichts gegen die Einſtellung des Poſtens einzuwenden 
haben. Für Berlin iſt aber noch keine Veranlaſſung 
EE eine Zuwendung zu machen. Gerade der 

erliner Fall zeigt uns, wie bei dieſen Beſtrebungen 
zu prüfen fein wird, ob die Vorausſetzungen vor— 
handen ſind, um dieſer oder jener Beſtrebung eine 
Unterſtützung zuteil werden zu laſſen, nämlich dann, 
wenn für die Kollegenſchaft die Gewähr vorhanden iſt, 
daß der größte Teil der Kollegen in der Lage iſt, 
dieſe Vorträge zu beſuchen. 


Stellvertretender Vorſitzender: Meine Herren, 
es iſt ein Antrag auf Schluß der Debatte geſtellt von 
dem Herrn Kollegen Sand (Augsburg). Zum Worte 
gemeldet ſind noch die Herren Kollegen Höflein und 
Kuſel. Wer für den Schluß der Debatte iſt, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die Mehrheit. 


2 Wir kämen nunmehr zur Abſtimmung über den 
Jahreshaushaltsplan. Genehmigen Sie den Haus⸗ 
altsplan, wie er vorgelegt iſt mit den beiden von 
mir gekennzeichneten Zuſätzen? — Ein Widerſpruch 
dagegen iſt nicht erhoben; ich ſtelle die Genehmigung 
des Haushaltplans feſt. Ich nehme an, daß der 
Punkt 5, den wir eingehend erörtert haben, mit dem 
eben gefaßten Beſchluß ſeine Erledigung gefunden hat. 


(Zuſtimmung. — Zuruf: Soll das heißen: der Vorſtand 
gibt 1000 / für Berlin?) 


ST Meine Herren, es iſt nötig, daß wir auf den 
Punkt 5 noch einen Augenblick zurückkommen. Ich 
o als Ihre einmütige Anſicht auf, daß eine Er⸗ 
döbung des Beitrags für Berlin auf 2000 A über⸗ 
haupt nicht ftattfinden kann. Was die 1000 A angeht, 
1 e der Vorſtand ſchon längſt beſchloſſen, dem 
o men dieſe Zuwendung zu machen. Allerdings 
N as nur eine Garanticübernahme; aber wir müſſen 
ge ausgehen, daß die 1000 % geopfert werden 
o en. Ich will nicht unterſuchen, ob der Vorſtand 
2703 in den Grenzen feiner Zuſtändigkeit geblieben iſt. 
Jedenfalls würde er dann in der Lage ſein, Ihre 
„moenmität zu erbitten, und die würde ich Sie bitten, 
ihm zu erteilen. 
(Zuſtimmung.) 


ren wir ſchlüſſig, daß die 1000 Ai be: 
aber von einer Erhöhung abgeſehen 


Ee Dann mp 
willigt find, 
werden ſoll. 


Zuruf: Für die Zukunft muß die Vertreterverſammlung 
| gefragt werden!) 
as verſteht ſich von ſelbſt. 


„Justizrat Köppel (Belgard): Ich möchte doch die 
NI * H R 

Fee 1 daß für das nächſte Jahr der Vor⸗ 
daß eher ie: für Berlin nicht bewilligt, ſondern 
1015 1 Verein die Frage vorgelegt wird, ob 
1000 % an vorliegenden Umſtänden überhaupt 
nicht ſchon f 198155 ſollen. Wenn ſich der Vorſtand 
1000 % Bal gelegt hätte, würden wir auch die erften 

0 % nicht bewilligt haben. 


(Sehr richtig!) 


D 
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Ste 
en Gelee Vorſitzender: Es hat ſich nur 
n Zuwendung gehandelt; eine zweite 
See wiſſens wird nicht in Frage kommen, nachdem 
te, wie die Herren darüber denken. 
Juſtizrat D 
2000 4 Dr. Harnier (Caſſel): Wir haben doch 
der ſie in belief erfügung des Vorſtandes eingeſtellt, 
glaube, die 55 igem Betrage verwenden kann. Ich 
Weiter” nichts ertreterverſammlung hat mit der Sache 
Rahmen der 2 tun, ſoweit ſich der Vorſtand im 
machen, mit 000 A hält. Was wir übers Jahr 
‚ willen wir noch nicht. > 


Die 


Rechtsanw h 

haben ir E = Geiershöfer (Nürnberg): Es 
die 4000 / in deiderſprüche erhoben dagegen, ob 
Bezüglich der 1000 , Etat eingeſtellt werden Tallen, 
* liegt ein neuer Beſchluß vor; 
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bezüglich der 3000 % könnten noch Bedenken vor⸗ 
handen ſein, und damit es nicht heißt — 


(Zurufe.) 
— Es ſind eine Reihe Redner aufgetreten, die geſagt 
haben, wir wollen nichts bewilligen — 


(Zurufe: Es iſt ja ſchon abgeſtimmt worden!) 


Wenn Bedenken geäußert wurden, mußte darüber ab⸗ 
geſtimmt werden, damit der Vorſtand gedeckt iſt. 


Stellvertretender Vorſitzender: Ich habe doch 
gefragt, ob noch Einwendungen gegen den vor elegten 
Jahreshaushaltsplan gemacht werden. Da hat ſich 
niemand gemeldet, und damit war feſtgeſtellt, daß der 
Plan einſchließlich der 4000 / genehmigt iſt. 


(Zuſtimmung.) 
Wir gehen über zur Frage des 
Mitgliedsbeitrages. 


Rechtsanwalt Dr. Zenner (Straßburg): Meine 
Herren, bezüglich der Mitgliedsbeiträge bitte ich einen 
Augenblick um Ihre Aufmerkſamkeit. Herr Kollege 
Dittenberger hat in ſeinem Bericht auf eine üble 
Erſcheinung bezüglich der aſſoziierten Kollegen hin⸗ 
gewieſen. Auch mir iſt es vorgekommen, daß die 
Aſſoziierten nicht beitreten mit der Begründung: mein 
Kollege gehört ſchon dem Verein an. Es iſt wirklich 
in Elſaß⸗Lothringen kein Aſſoziierter Mitglied des 
Deutſchen Anwaltvereins, immer nur der eine, nicht 
auch der andere, und ich habe den offiziellen Auftrag 
bekommen, dieſen Übelſtand hier zu beſprechen und ein 
kleines Mittel vielleicht zur Abhilfe anzugeben. Der 
Kollege iſt vielleicht manchmal etwas kleinlich in bezug 
auf die 15 . Nun habe ich den Auftrag, hier den 
Antrag zu ſtellen, daß der Mitgliedsbeitrag zwar auf 
15 J feſtgeſetzt werden ſoll; bei Rechtsanwälten jedoch, 
die miteinander aſſoziiert ſind, beträgt für die neu ein⸗ 
tretenden weiteren Aſſocies der Beitrag 5 / ohne Be- 
rechtigung zum Bezuge der Druckſachen. 


(Widerſpruch.) 


Wir befürchten nicht, daß diejenigen Afjocies, die heute 
bereits den vollen Beitrag zahlen, nun austreten und 
nachher als Neueintretende ſich anmelden werden, 


(na! na!) 


hoffen aber, daß eine Reihe von denjenigen, die bisher 
nicht beigetreten ſind, dem Deutſchen Anwaltverein 
künftig beitreten werden, wenn ſie, ohne die Druckſachen 
zu beziehen, nur einen Beitrag von 5 A zu zahlen 
haben. Ich lege dabei weniger Gewicht auf die 
ſinanzielle Seite der Sache, ſondern mehr auf die 
ideelle Seite. Es iſt doch wünſchenswert, daß der 
Deutſche Anwaltverein möglichſt alle Kollegen um: 
faßt, und ich glaube, dies iſt ein kleines Mittel, das 
dahin führen kann, dem Deutſchen Anwaltverein eine 
Reihe von Kollegen, die ſich ihm bisher ferngehalten 
haben, zuzuführen. 


Drucker (Leipzig): Wir ſind uns 


Rechtsanwalt Dr. 1 
daß der Antrag des Herrn 


wohl alle darüber klar, 


Kollegen Zenner eine Statutenänderung bedeutet. 
Die Statuten kennen nur einen Mitgliedsbeitrag. Wir 
könnten alſo heute, wie mir ſcheint, über dieſe Sache 
nicht abſtimmen und nicht beſchließen. Aber ganz ab- 
geſehen davon, möchte ich Sie bitten, dieſe Anregung 
nicht weiter zu verfolgen. 
(Sehr richtig!) 

Wir können ſchlechterdings nicht überſehen, welchen 
Ausfall für die Finanzen des Vereins die Billigung 
dieſer Anregung bedeuten würde. Ich habe nicht den 
geringſten Zweifel, daß, wenn wir einer ſolchen An- 
regung Folge geben würden, einige tauſend Vereins⸗ 
mitglieder, was man ihnen nicht würde verdenken 
können, dann vorziehen würden, unter Verzicht auf die 
Druckſachen nur noch 5 / zu bezahlen. Ich bitte 
alſo, davon abzuſehen. 


(Bravo!) 


Ich habe ſelbſt ſchon an verſchiedene Möglichkeiten 
gedacht, um dieſen Mitgliedsbeitrag für die Kaſſe des 
einzelnen Anwalts weniger fühlbar zu machen, und es 
kam da natürlich zunächſt einmal in Betracht, die 
Summe nicht auf einmal im September einzuziehen, 
ſondern in Teilbeträgen. 


(Heiterkeit.) 


Aber auch dazu gaben mir die Statuten nicht die 
Möglichkeit, denn ſie beſtimmen ausdrücklich, daß der 
Mitgliedsbeitrag in der Zeit vom September bis 
Oktober für das folgende Kalenderjahr fällig und ein⸗ 
zuziehen iſt. Da ich nun nicht die Garantie über⸗ 
nehmen kann, daß, wenn ich von mir aus eine 
Nachſicht übe, ich dann auch unter allen Umſtänden 
die übrigen Raten bekommen würde, ſo kann ich bei 
dem jetzigen Statut ſelbſt zu dieſem Erleichterungs⸗ 
mittel nicht greifen. Es iſt vielleicht in Erwägung zu 
ziehen, ob wir nicht in nicht zu ferner Zeit zu einer 
generellen Verminderung der Mitgliedsbeiträge werden 
übergehen können. Ich will Ihnen gewiß nicht über⸗ 
mäßige Hoffnungen verurſachen; aber immerhin iſt der 
Gedanke nicht vollſtändig in das Gebiet der Utopien 
zu verweiſen. So aber, wie jetzt der Status des 
Vereins iſt, glaube ich ſagen zu können: ſo ſehr es 
auch zu bedauern iſt, daß es uns im Hinblick auf den 
Mitgliedsbeitrag nicht gelingt, alle Kollegen im Verein 
zu vereinigen, müſſen doch die Gefahren, die mit allen 
Abänderungsvorſchlägen verbunden find, dieſes Be- 
dauern reichlich aufwiegen. Ich glaube Ihnen alſo 
empfehlen zu ſollen, an der Höhe des Mitgliedsbeitrages 
und an der gegebenen Möglichkeit der Einziehung bis 
auf weiteres nicht zu rütteln. 
(Sehr richtig!) 

Bei dieſer Frage muß man auch ins Auge faſſen, 
daß die neue Vereinsorganiſation noch jung iſt, und 
daß ihr eine Bewährungsfriſt gelaſſen werden muß. 

(Sehr richtig!) 
Unſererſeits wird alles getan werden, um für den 
einzelnen den Mitgliedsbeitrag ſo erträglich zu geſtalten, 
wie das nur irgend möglich iſt. Aber ich bitte zu be— 
denken, daß die 15 0 bereits eine Herabſetzung des 
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Mitgliedsbeitrages gegen früher bedeuten. Weiter 
9 9 geg 


können wir im Augenblick nicht gehen. 
(Bravo!) 


Rechtsanwalt von Harder (Mannheim): Ich kann 
mich ſehr kurz Wl da Herr Kollege Drucker faſt 
alles vorgetragen hat, was ich ſagen wollte. Nur auf 
die techniſchen Schwierigkeiten möchte ich noch hin⸗ 
weiſen, die darin liegen würden, wenn man die 
Aſſoziation von Rechtsanwälten zum entſcheidenden 
Geſichtspunkt machen würde. Sie wiſſen, daß es die 
verſchiedenſten Aſſoziationen von Anwälten gibt. 
Manche ſind zwar zur Praxis verbunden, ſind aber im 
engeren Sinne nicht aſſoziiert, und fo gibt es noch 
mehr Bureaugemeinſchaften. Wenn die ſämtlich unter 
die Beſtimmung fielen, jo würden ſie alle einfach men. 
fallen. Täten wir das nicht, dann müßte ſich der 
Deutſche Anwaltverein um die Aſſoziationsart im ein 
zelnen kümmern. Wahrſcheinlich würden wir dabei 
niemand zufriedenſtellen. 


Juſtizrat Dr. Hehner (Wiesbaden): Auch ich 
möchte bitten, den geſtellten Antrag abzulehnen, und 
zwar gerade aus den von dem Herrn Antragſteller 
erwähnten ideellen Gründen. 

(Sehr richtig!) 

Wir können unſere Mitglieder nicht differenzieren, 
können nicht Mitglieder mit geringeren Laſten aber 
gleichen Rechten ſchaffen, alſo gewiſſermaßen Mitglieder 
erſten und zweiten Ranges. Wer Mitglied des 
Deutſchen Anwaltvereins ſein will, ſoll auch den 
gleichen Beitrag zahlen. An den paar Mark kann 
ſich niemand ſtoßen. Gerade die ideellen Geſichts⸗ 
punkte müſſen denjenigen, die ſo kleinlich ſind, zu ſagen: 
mein Sozius bekommt ſchon die Juriſtiſche Wochen- 
ſchrift, deutlich zu Gemüte geführt werden. Es iſt 
Sache der Vertreter und der im Leben ſtehenden 
Mitglieder, dieſen Kollegen zu ſagen, daß es nicht 
darauf ankommt, daß die Juriſtiſche Wochenſchrift 
ſchon gehalten wird, ſondern darauf, durch die Mit- 
gliedſchaft auch zu dokumentieren, daß man den 
Deuten Anwaltverein hochhalten will. Aus meiner 
eigenen Erfahrung kann ich ſagen, daß durch derartige 
nachdrückliche perſönliche Einwirkung es gelingt, ſogar 
die widerſtrebendſten Mitglieder zu gewinnen und 
dahin zu bringen, daß die Zahl der außenſtehenden 
Kollegen immer geringer wird. Gerade die Aſſoziierten 
ſind derartigen Vorſtellungen durchaus zugänglich. 


Stellvertretender Vorſitzender: Es liegt ein 
Antrag auf Schluß der Debatte vor, der Schluß der 
Erörterung iſt aber von ſelbſt herbeigeführt, da 
niemand mehr zum Wort gemeldet iſt. 

Namens des Vorſtandes wird beantragt, es bei 
dem bisherigen Mitgliedsbeitrage in Höhe von 15 HM 
zu e Iſt jemand dagegen? — Das iſt nicht 
der Fall. 

Dann würden wir nur noch abzuſtimmen haben, 
ob der Antrag Zenner bezüglich der Aſſoziations⸗ 
verhältniſſe überhaupt zuläſſig iſt. 


(Widerſpruch und Zurufe.) 


Rechtsanwalt Dr. Zenner (Straßburg): Ich kam 
d 8 e Straßburg): Ich kann 
den Antrag nicht zurückziehen, da ich ſtrikten Auftrag 
habe, ihn hier zubri 

habe, ihn hier vorzubringen. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal (München) [zur 
5 2 A n) (aut 
Geſchäftsordnung]: Ich beantrage Übergang zur Tages- 
ordnung über den Antrag. 
a 5 

1 Juſtizrat Wolfen (Bromberg) [zur Geſchäfts⸗ 
Aug]: Es ift eben beſchloſſen worden, den Beitrag 
it Ausnahme auf 15 A feſtzuſetzen. Etwas anderes 
onnen wir jetzt nicht mehr tun. 


ordrnechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe) [zur Geſchäfts⸗ 
his vk Meine Herren Kollegen, wenn Sie heute 
den ſtimmung über den Antrag nicht zulaffen, ſo 
Ante en Sie, daß die Straßburger Herren den 
Antrag das nächſte Mal wieder einbringen. 
(Rufe: Schadet nichts!) 


e aber heute darüber abſtimmen und ihn 
dann iſt er in der Verſenkung verſchwunden. 


(Rufe: Geht nicht!) 


Wenn Si 
ablehnen h 


Stellvertretender Vorſi : Es ſchei i 
weree ender Vorſitzender: Es ſcheint mir, 
Seng in der übergroßen Mehrheit der Anficht find, 
and ieſer Antrag unzuläſſig, weil er eine Statuten⸗ 

erung in ſich ſchließt, 

(ſehr richtig!) 

. ohne eine Abſtimmung herbeizuführen, 
Antrag zur Tagesordnung übergehen ſollen. 
(Erneute Zustimmung.) 
me Antrag erledigt. 
Wir kommen zu Punkt 3 der Tagesordnung: 


Anſtellung von E i i 
8 rhebungen über das Ein⸗ 
kommen der nen 


* D 
Ich bitte S errn OH = 151 
Beer 9 Kollegen Auerbach, darüber zu 


und daß 
über den 


Damit iſt der 


Berichterſtatter J 
( rankfurt a. M.): 9 
ertreterverſammlung 
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aß a Ram GE unſere Zuſtimmung dazu geben, 

in welcher 29 Reichsſuſtizamt über die Frage, ob und 

ſolle, re eine Statiſtik aufgenommen werden 

verſammlun Ké werden möge, ſind aus der Vertreter: 

geworden 9. verſchiedene Bedenken dagegen laut 
ad HD ich ſelbſt habe zu denen gehört, die 


dieſen Bed 
Bedenten gegen brut gegeben haben. Dieſen 


von dem er wurde aber damals ausdrücklich 
eiter den i, Vorſttenden hervorgehoben, wir müßten 
leicht, das gel machen, und es gelänge uns viel⸗ 
eine ſolche gea Tam. davon zu überzeugen, daß 
daß andererseits e nicht erhoben werden könne, und 
bereitung begri son uns in dem damals noch in Vor⸗ 
Reichsjuſtizamt EE Entwurf, der inzwiſchen dem 
Material gegeben nt worden ift, ſchon genügendes 

Nachdem der Antra 
angenommen war, 


uſtizrat Dr. Ernſt Auerbach 
eine Herren! Als in der vorigen 
in Eiſenach die Anregung an 


h J von der Vertreterverſammlung 
at die Beſprechung im Reichs- 


juſtizamt am 19. Oktober 1912 ſtattgefunden, worüber 
Ihnen ja Herr Kollege Dittenberger kurz in dem 
kleinen Expoſe berichtet hat. In dieſer Beſprechung 
iſt ſeitens der Vertreter des Vereins mit Entſchieden⸗ 
heit und ſehr ausführlich alles das vorgebracht worden, 
was gegen die Aufnahme einer Statiſtik ſpricht. So⸗ 
wohl die taktiſchen wie die techniſchen Gründe ſind 
hervorgehoben worden, und es iſt insbeſondere auch 
betont worden, daß, wenn man wirklich auf Grund 
einer ſolchen Statiſtik zu einem Durchſchnittseinkommen 
der Anwälte in Deutſchlaud komme, dieſes Durch 
ſchnittseinkommen abſolut nicht beweiſend ſei und 
gar keinen Maßſtab bilden könne. Aber die Anſicht, 
die ſeitens der Vertreter des Vereins vorgebracht 
worden iſt, hat dem Gedanken, der hier obgewaltet hat, 
daß man ſich jeder Statiſtik entgegenſtellen ſolle, doch 
nicht zum Siege verhelfen können. 

Das Ergebnis der Beſprechung war in gewiſſem 
Sinne ein negatives, in gewiſſem Sinne aber vielleicht 
auch ein poſitives. Ein negatives inſofern, als die 
Vertreter des Reichsjuſtizamts und des preußiſchen 
Juſtizminiſteriums, die bei dieſer Beſprechung zugegen 
waren, dabei verblieben, daß unter allen Umſtänden 
eine Statiſtik verlangt werden müſſe, und daß alſo die 
Weigerung der Anwaltſchaft und der Verſuch, den die 
Anwaltſchaft mache, daß der Entwurf einer Gebühren 
ordnung dem Reichstage vorgelegt werde, ohne eine 
neue Statiſtik nicht anerkannt werden könne. Poſitiv 
war das Ergebnis vielleicht inſofern, als die Vertreter 
des Anwaltvereins in dieſer Beſprechung ſich davon 
überzeugten, daß manche der Gründe, die ſeitens der 
Behörde vorgebracht worden ſind, doch nicht von der 
Hand zu weiſen waren, und daß es daher richtig und 
zweckmäßig iſt, wenn die Anwaltſchaft ihrerſeits die 
Hand dazu bietet, eine ſolche Statiſtik, mag ſie nun 
das Ergebnis haben, das man von ihr vorausſagt, oder 
nicht, wenigſtens zu liefern zu verſuchen. 

Was die Einwendungen betrifft, die wir gegen die 
Aufnahme der Statiſtik vorgebracht haben, ſo iſt auch 
ſeitens der Vertreter des Reichsjuſtizamts ſowohl wie 
insbeſondere auch ſeitens des anweſenden Vertreters des 
preußiſchen Juſtizminiſteriums anerkannt worden, daß 
das Ergebnis einer ſolchen Statiſtik durchaus zweifelhaft 
iſt, und daß ſie überhaupt nur mit großen Schwierig⸗ 
keiten unternommen werden könne. Man blieb aber 
doch auf dem Verlangen, und zwar aus mehreren 
Gründen, die doch mindeſtens zum Teil ſtichhaltig find. 

Zunächſt hat man darauf hingewieſen, daß unſere 
Meinung, daß das preußiſche Finanzminifterium — 
wie dies die Finanzminiſterien anderer Einzelſtaaten 
getan haben — ſeinerſeits eine Statiſtik auf Grund der 
Einkommenſteuer geben könne, unrichtig ſei. Man hat 
ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß das preußiſche 
Finanzminiſterium geſetzlich daran gehindert ſei. Jeden⸗ 
falls hat man erklärt, daß dieſes es ablehnen werde, 
daß alſo in dieſer Hinſicht gar nichts gemacht werden 
könne. g 

Unſer Einwand, den namentlich Herr Geheimrat 
Haber ſehr entſchieden hervorgehoben hat, daß, wenn 
überhaupt der Reichstag auf eine Statiſtik Wert lege, 
er ja doch nur auf eine Statiſtik über das Geſamt⸗ 
einkommen der Anwaltſchaft Wert legen könne, das 
aber, was wir bieten könnten, mur eine Teilſtatiſtik 
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ſein könne in doppeltem Sinne, einmal inſofern, als 
wir vielleicht nur einen ſehr kleinen Teil der Kollegen 
dazu bringen könnten, uns eine Antwort zu geben, und 
andererſeits eine Teilſtatiſtik nur in bezug auf die bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen, daß aber ein 
großes Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit ganz aus⸗ 
ſcheide, dieſer Einwand wurde anerkannt. Es wurde aber 
darauf erwidert, daß es dem Reichsjuſtizamt nur darauf 
ankomme, eine Teilſtatiſtik zu bekommen, und man 
damit einverſtanden ſei, wenn eine ſolche geliefert werde. 
Es iſt insbeſondere — und das iſt meiner Anſicht nach 
ein Geſichtspunkt, deſſen Berechtigung nicht verkannt 
werden kann — darauf hingewieſen worden, daß, wenn 
die Gebühren erhöht, und insbeſondere die Skala für 
die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten erhöht werden ſoll, 
es dann darauf ankomme, den Nachweis zu führen, 
daß die heutige Gebührenordnung nicht ausreiche, einen 
Anwalt zu ernähren, der lediglich mit bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten beſchäftigt ſei. Wir haben dagegen ein— 
gewendet, daß es kaum Anwälte gebe, die nur von 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten leben. Darauf hat 
man aber erwidert, dann müſſe man das Bild des 
normalen Anwalts zeichnen, um den Beweis zu führen, 
daß die Gebührenordnung nicht den Anwalt ernähre. 
Dieſe Anſchauung hat eine gewiſſe Berechtigung; denn 
wir müſſen, wenn die Gebühren für bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten erhöht werden ſollen, doch von dem Stand— 
punkt ausgehen, daß ſie einen Anwalt, der lediglich 
damit beſchäftigt iſt, auch tatſächlich zu ernähren in 
der Lage ſind. Dieſer Auffaſſung dürfen wir nicht 
widerſprechen; denn fie ſpricht zugunſten der Auf- 
faſſung, die wir in bezug auf die Erhöhung der Ge— 
bühren vertreten und vertreten müſſen. 


(Sehr richtig!) 


Man hat uns dann noch zwei Gründe vorgebracht, 
die für die Beſchaffung einer Statiſtik ſprechen und 
maßgebend ſind. Zum erſten hat man darauf hin— 
gewieſen, daß, nachdem die Vorſtände der Anwalts 
kammern ſich außerſtande geſehen haben, die vom Reichs⸗ 
juſtizamt ausgearbeiteten Fragebogen zu beantworten, 
das preußiſche Juſtizminiſterium ſich an die preußiſchen 
Oberlandesgerichtspräſidenten um Auskunft gewendet 


hat. Das Ergebnis dieſer Umfrage war ein ſehr 
eigentümliches. Es wurde uns erzählt, daß von 


14 Oberlandesgerichtspräſidenten ſich 10 gegen die 
Notwendigkeit der Erhöhung ausgeſprochen haben. 
(Hört! Hört!) 

Woher die Herren ihre Wiſſenſchaft haben, weiß 
ich uicht; aber Tatſache iſt, daß fie ſich gegen die 
Notwendigkeit einer Erhöhung ausgeſprochen haben. 
Vier Präſidenten haben die Bedürfnisfrage bejaht. 
Einer hat hinzugeſetzt, daß in ſeinem Bezirk allerdings 
ein Bedürfnis nicht vorhanden ſei; von den drei anderen 
hat der eine die Notwendigkeit für die unteren Wert— 
ſtufen verneint, der zweite für die mittleren und der 
dritte diejenigen für die höchſten. 


(Große Heiterkeit.) 


Im ganzen aber haben wir alſo mit einer großen 
Mehrheit von Berichten der Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten zu rechnen, die ſich gegen die Erhöhung 


ausgeſprochen haben. Und in der Tat, wenn die Frage 
der Reform der Gebührenordnung, die wir ins Rollen 
gebracht haben, nunmehr dem Reichstag vorgelegt wird, 
dann würde es für unſere Sache außerordentlich 
ſchädlich fein, wenn nichts weiter vorliegt, als die Be- 
richte der Oberlandesgerichtspräſidenten, die wir in 
ihren Details nicht kennen, deren Reſultat uns aber 
genügt. Wir müſſen daher etwas tun, um die Un⸗ 
richtigkeit der Schlüſſe, die die Oberlandesgerichts— 
präſidenten gezogen haben, zu beweiſen. 

Das zweite Moment, das ethiſche Moment, möchte 
ich es nennen, war das, daß uns geſagt wurde: es iſt 
Sache der Anwaltſchaft, nicht bloß die Anſprüche zu e. 
heben, ſondern auch die vollſtändige Begründung für die 
Anſprüche zu geben, und wenn die Anwaltſchaft ihrerſeits 
nichts dafür tut, daß das von uns für notwendig er⸗ 
achtete Material beigebracht wird, können wir unſerer⸗ 
ſeits die Initiative in der Sache nicht ergreifen. 
Nachdem wir einmal die Sache begonnen haben, die 
wir alle für ſo dringend notwendig halten, müſſen wir 
unſererſeits wirklich alles tun, um das, was wir für 
notwendig halten, auch tatſächlich auszuführen, und zur 
Durchführung der Sache iſt notwendig, daß wir eine 
Statiſtik aufnehmen. 

Wie dieſe Statiſtik beſchaffen fein fol, und wie 
ſie beſchafft werden ſoll, darüber kann man ſtreiten, 
und ich möchte die dringende Bitte an Sie richten, mit 
Rückſicht auf das Gelingen der Sache, hier im einzelnen 
nicht über den Fragebogen zu ſtreiten, der Ihnen 
vorgelegt iſt. Es iſt ſchon genug darüber in kleinen 
Kreiſen geſtritten worden. Sie können ſich denken, 
daß er nicht leicht zuſtande gekommen iſt, und nachdem 
dann endlich nach Vereinigung aller widerſtrebenden 
Anſichten er ſo gefaßt iſt, wie er Ihnen vorliegt, iſt 
er dem Reichsjuſtizamt überreicht worden, damit es 
uns ſage, ob eine Statiſtik, aufgebaut auf dieſem 
Fragebogen, auch den Wünſchen entſpreche, die dieſes hat. 
Das Reichsjuſtizamt hat zu dieſem Fragebogeu ſeine 
Genehmigung erteilt, oder, um mich vorſichtig aus⸗ 
zudrücken, es hat erwidert, daß Bedenken gegen den 
Fragebogen nicht vorliegen. Man kann daraus ent- 
nehmen, daß dieſe etwas vorſichtige Außerung eine 
Genehmigung iſt, und daß wir das, was wir auf 
Grund dieſes Fragebogens als Material dem Reichs- 
juſtizamt vorlegen, auch dort als die gewünſchte Sta⸗ 
tiſtik angeſehen wird, und daß der Entwurf einer 
Gebührenordnung dann auf Grund unſerer Vorſchläge 
ausgearbeitet und dem Reichstag überreicht werden wird. 

Was die Fragen im einzelnen betrifft, die Ihnen 
im Entwurf mitgeteilt find, fo iſt es vielleicht uer. 
wendig, daß die Herren Vertreter in den einzelnen 
Bezirken es übernehmen, die Herren Kollegen über die 
Bedeutung dieſer Fragen — bekanntlich werden Frage— 
bogen von den Anwaltskollegen oft nicht verſtanden und 
oft nicht beantwortet — aufzuklären, insbeſondere 
darüber, daß Geheimniſſe über das Einkommen mit der 
Beantwortung der Fragebogen nicht enthüllt zu werden 
brauchen; denn es handelt ſich immer nur um einen 
Teilausſchnitt aus dem Einkommen, und es iſt 
unmöglich, wenn man nicht ein geſchickter Kenner ſeines 
Bezirkes iſt, aus dieſen Antworten der Fragebogen das 
wirkliche Einkommen zu erfahren. Die Herren Vertreter 
ſollten im Lande darüber aufklären, daß die Kollegen 


mit großer Beruhigung dieſe Fragebogen beantworten 
können, daß nichts zu ihren ungunſten paſſieren könne, 
daß ſie keinerlei Indiskretionen zu befürchten brauchten. 
Ich darf annehmen, daß der Vorſtand die nötigen 
Vorkehrungen treffen wird, daß keinerlei Indiskretionen 
möglich find. 
h: Die EC es beſchränken ſich auf die Beant- 
0 e nach zwei Hauptpunkten: einmal die Frage 
bühr der Zahl der Sachen und den buchmäßigen Ge⸗ 
5 aus den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, und 
11 auf eine Frage, die außerordentlich wichtig iſt, 
18 no die wir noch mehr Material ſchaffen können 
nn Seh andere Frage, — die Frage des Prozent- 
00 5 er Bureauunkoſten zur Geſamteinnahme, bezw. 
n 1 Teil, den die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
der buchmäßigen Einnahme ausmachen. 
durch darf es wohl unterlaſſen, die einzelnen Fragen 
d 5 und möchte nur darauf hinweiſen, daß 
Eé: ee e Rechtsſtreitigkeiten“ als derjenige 
er en iſt, der in dem zweiten Abſchnitt der Gebühren- 
die en Aulammengefaht ift, fo daß alle Zweifelsfragen, 
Fa ſtehen können, damit entſchieden ſind, daß die 
KR tung dieſes Wortes einfach dem Geſetz entlehnt iſt. 
des Frag Schwierigkeiten beſtanden bei der Aufſtellung 
über die ogens, die auch erledigt werden müſſen, und 
ie ich noch ein Wort ſagen will. Zunächſt das 
er aſſoziierten Anwälte zueinander. Es 


Verhältnis d 
geht 1 Zb die Anwälte ihr Einkommen fo deklarieren, 
Ee eicht nach den Spezialverträgen ſich ergibt, 
Se wird da, weil es ſonſt ein ſchiefes Bild 
mierung v e, eine gewaltſame Trennung oder Nor⸗ 
er Ne werden müſſen, indem einfach 
Bureauunkoſten der aſſoziierten Anwälte und die 
durch die Zahl zuſammengezählt werden und die Summe 
ſo baß auß | der beteiligten Anwälte dividiert wird, 
die durch die en Anwalt die Summe kommt, 
ſächliches Eink iviſton Té ergibt und nicht ſein tat⸗ 
ſchiebung fein ne Das mag vielleicht eine Ver⸗ 
Aid gehen er im Reſultat wird es das richtige 

ine 
iſt Sc ee die ich noch zu beſprechen habe, 
Et der Fer Sachen gerechnet werden ſollen, 
ſei es die ga rozeßbevollmächtigte einem Subſtituten, 
Vertretung dee Führung des Prozeſſes, fei es die 
übertragen hat er Vornahme von Beweiserhebungen, 
vorgeſehen, daf In unſerem Entwurf war zunächſt 
Gebühren Ti aß nur der Prozeßbevollmächtigte ſeine 
ſcheider. e e ſoll, während der Subſtitut aus⸗ 
nommen und F Reichsjuſtizamt hat daran Anſtoß oe 
wälten ebenfalls gewünfcht, daß bei ſubſtituierten An— 
verkenne 8 die Gebühren gezählt werden. Ich 
leicht ein dadurch in gewiſſem Sinne viel⸗ 
Reſultat, ſogar ein Reſultat zu 
as herbeigeführt wird, daß ein 
der Fall iſt. Imen herauskommt, als es tatſächlich 
auf uns i müſſen wir dieſe Verſchiebung 
Frage ausdrücklich denn das Reichsjuſtizamt will dieſe 

ed Du lich in dieſ Taf. = 
wir ſollten daran Fun let Faſſung geſtellt haben, und 
Meine Herren keinen Anſtoß nehmen. 

unſererſeits dafür f kommt alles darauf an, daß wir 
Schlag ins Waſſer e en daß dieſe Statiſtik kein 
zahlreich beantwortet ſondern die Fragebogen möglichſt 
et werden. Ich glaube, daß es die 
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Aufgabe der Vertreterverſammlung iſt, dafür einzutreten, 
daß die Herren Delegierten in ihren Bezirken auf⸗ 
klärend dahin wirken, daß möglichſt zahlreich die Frage⸗ 
bogen beantwortet werden, und daß es gelingt, ein 
Bild aus der Sache zu gewinnen. Wir ſind ja über⸗ 
zeugt, daß es keinerlei Statiſtik bedarf, um die Not⸗ 
wendigkeit der Erhöhung der Gebühren nachzuweiſen. 
Wenn ein Stand ſo überaus lange Zeit auf ſeinen 
Einnahmen ſtehen geblieben iſt, dabei die Lebensverhält⸗ 
niſſe erheblich teurer geworden ſind, und dazu noch ein 
Gebiet nach dem anderen der Rechtsanwaltſchaft eut: 
zogen wird, ſo ſprechen dieſe Gründe doch genügend 
dafür. 
(Sehr richtig!) 


Aber wenn dem jo ift, müſſen wir das Vertrauen 
haben, daß eine Statiſtik auch dieſe unſere Gründe 
beſtätigen wird. Wir müſſen alles tun, um die 
Statiſtik in dieſer Weiſe fertigzuſtellen, und wir ſollten 
uns hier in keiner Weiſe über die Fragen in eine 
große Debatte einlaſſen, ſondern ſollten en bloc den 
Vorſtand ermächtigen, die Statiſtik in der vorgeführten 
Weiſe aufzunehmen. 
(Bravo!) 


Rechtsanwalt Dr. Siehr (Königsberg i. P.): Auch 
mir liegt daran, einer Debatte über die einzelnen 
Fragen vorzubeugen und Sie zu bitten, den Stand- 
punkt des Herrn Juſtizrats Auerbach einzunehmen. 
Wir befinden uns in der Lage eines Inſtanzengerichts, 
an das eine Sache zurückgewieſen iſt, obwohl es ein gutes 
Urteil gefällt hat. Wir haben uns klar und deutlich in dem 
Sinne ausgeſprochen, daß man den „Normalanwalt“ nur 
theoretiſch konſtruieren kann. Aber wir müſſen bedenken, 
es iſt hier die Frage, ob das Reich die Initiative er⸗ 
greifen will. Die entſcheidende Inſtanz, das Reichs 
juſtizamt, hat keine Oberinſtanz, ob das Reichsjuſtizamt 
die Initiative ergreifen wird, hat es nur ſelbſt zu be⸗ 
ſtimmen. Ob wir eine Initiative des Reichstags er 
reichen werden, iſt zweifelhaft. Jedenfalls wirkt ſie 
weſentlich weniger und langſamer, vielleicht auch gar 
nicht, wenn nicht ein Einverſtändnis mit dem Reichs⸗ 
juſtizamt erzielt wird. Uns muß alſo an dem guten 
Willen des Reichsjuſtizamts ſehr viel liegen, und wir 
haben das dringende Intereſſe daran, das vom Reichs⸗ 
juſtizamt für unentbehrlich Gehaltene zu tun. Es iſt 
uns aufgegeben, ſozuſagen einen Beweisbeſchluß zu 
faſſen, obwohl wir die Beweisfrage für unerheblich 
und zum Teil auch ganz ungeeignet halten und uns 
aus der Beweisaufnahme eine Klärung der Lage nicht 
verſprechen können. Aber wie wir es im Prozeß ſo 
oft tun müſſen, im Intereſſe der Förderung der Sache 
wollen wir den vorgeſchlagenen Beweis erheben und 
uns um die Details vorläufig nicht weiter kümmern. 
Wir werden ja ſehen, was dabei herauskommt. 

Rechtsanwalt Haußmann (Stuttgart), M. d. Ki: 
Meine Herren Kollegen, ich glaube, daß für uns die 
Frage notoriſch iſt, daß die Unzulänglichkeit der Ge⸗ 
bühren für uns alle feſtſteht, und es iſt auch heute eine 
im ganzen dieſer Auffaſſung entgegenneigende Stimmung 
bei den in Betracht kommenden Faktoren mit Ausnahme 
der Bureaukratie. Das Reichsjuſtizamt hat ſich an 
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ſeine Oberlandesgerichte gewendet, und die Oberlandes— 
gerichte haben einen negativen Standpunkt eingenommen. 
Dadurch iſt ein Stocken in die Geneigtheit des Reichs- 
juſtizamts gekommen, und es handelt ſich nun darum, 
das zu überwinden, indem dem Reichsjuſtizamt die 
entgegenſtehenden Vota ſeiner Oberlandesgerichte als 
unrichtig nachgewieſen werden. Beim Reichstag iſt eine 
Statiſtik nach meinem Gefühl nicht notwendig. Die 
Stimmung iſt gegenwärtig nicht ungünſtig, und es ſind 
auch in allen Parteien ſo einflußreiche Kollegen vor⸗ 
handen, daß dieſer Umſtand benutzt werden kann, um 
das Gefühl für die Notwendigkeit einer Steigerung 
der Gebühren durchzuſetzen, aber das alles 5 nur, 
wenn die Reichsregierung die Initiative dazu ergreift. 
(Sehr richtig!) 
Ich habe den Eindruck, daß wir bisher eigentlich ſchon 
einige wertvolle Jahre verloren haben 1 
(Sehr richtig!) 
und nicht mehr lange warten ſollten. 
(Erneute Zuſtimmung.) 


Nachdem es nicht gelungen iſt, ohne die Statiſtik die 
Sache in die Wege zu leiten, nachdem jetzt unſer Vor⸗ 
ſtand gehandelt und über den Inhalt der Fragebogen 
eine Einmütigkeit erzielt hat, nachdem auch die Ver⸗ 
arbeitung der Reſultate in die Hand unſeres Vereins 
gelegt werden ſoll, ſo daß alſo die Statiſtik nicht von 
drüben aufgemacht wird, ſondern von uns ſelbſt, ſcheidet 
damit eine große Reihe der erheblichen Bedenken, die 
wir zu haben berechtigt waren, aus. 

(Sehr richtig!) 
Es wird vielleicht der Herr Geſchäftsleiter Anlaß haben, 
Ihnen darüber noch Mitteilung zu machen, daß ganz 
beſondere Maßregeln ergriffen werden ſollen, die jeden 
einzelnen Kollegen vollſtändig darüber beruhigen können, 
daß von keiner Seite mit ſeinen Angaben irgendein 
Mißbrauch getrieben werden kann. 

Ich meinerſeits bin der Meinung, daß wir ſchon 
dadurch, daß wir alle zur Steuer fatieren müſſen, und 
zwar bezüglich unſeres Einkommens gegenüber einer 
Staatsbehörde, die erforderlichen Angaben gemacht 
haben. Wenn wir das aber auch nicht abziehen 
würden, ſo würde eine Reihe von Nebeneinkünften, 
die der einzelne hat, dadurch in die Erſcheinung treten 
und das Bild trüben. Alſo müſſen wir ſelbſt mit⸗ 
wirken, daß eine Ausſcheidung der Einkünfte, die nicht 
aus bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten Dammen, vor— 
genommen wird. N 

Dem dienen, wie mir ſcheint, die uns vorgelegten 
Fragen in ſehr wohl überlegter Weiſe. Wir haben 
nur einen gewiſſen Neid des juriſtiſchen Beamtentums 
zu überwinden, 

(ſehr richtig!) 
der uns entgegengebracht wird, und die Vorſtellung, 
daß unſere Einkünfte viel größer ſeien als ihre eigenen, 
und daß die Entwicklung der Zeit uns doch zugleich 
ſo viel Prozeſſe zugeführt habe, daß eine Steigerung 
der Gebühren nicht nötig ſei. Das zu widerlegen ſind 
wir in der Lage. Wir können mit dem allerbeſten 


Gewiſſen auftreten und ſagen, daß wir in eine für 


große Bruchteile des Standes höchſt beäugſtigende 


Lage hineingekommen ſind, und daß deshalb dieſe 
Anderung vorgenommen werden muß. 

Wir haben einen Staatsſekretär, der nach meinem 
Eindrucke die Statiſtik nicht in einer mißgünſtigen 
Weiſe beurteilen wird, ſondern, wenn nur überhaupt 
der gute Wille unſeres Vereins vorhanden iſt, ihm 
Material zu geben, dieſes von uns verarbeitete Material 
zur Grundlage ſeiner Vorſchläge machen wird. Des⸗ 
halb ſollten die Kollegen die Fragebogen möglichſt bald 
beantworten, und es ſollte im Laufe dieſes Jahres 
oder ſpäteſtens bis zum nächſten Frühjahr die Ver⸗ 
arbeitung möglich ſein, ſo daß dann ein kräftiger An⸗ 
ſtoß gegeben werden kann, die Reviſion der Gebühren⸗ 
ordnung durchzuführen. i 

Geſtern iſt im Reichstage von einer Reihe von 
Rednern wieder von dieſer Gebührenordnung geſprochen 
worden, überall in wohlwollender Weiſe. 


(Bravo!) 


Wenn wir im Laufe des nächſten Jahres die Regierung 
veranlaſſen könnten, einen Entwurf vorzulegen, ſo haben 
wir, habe ich die Hoffnung, daß dieſer Entwurf vom 
gegenwärtigen Reichstag beſchloſſen wird, wenn die 
Parteien dadurch gedeckt ſind, daß die Reichsregierung 
ſelbſt das Bedürfnis bejaht. Wir ſind in einem 
Augenblick, wo ſich das vollziehen kann, wenn wir 
geſchickt mitarbeiten, und deshalb dürfen wir uns mit 
Einzelheiten, mit Zweifeln über Schwierigkeiten und 
kleine Konflikte, die da entſtehen können, nicht mehr 
lange aufhalten. n 
(Sehr richtig!) 


Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer (Nürnberg): Im 
großen und ganzen bin ich mit dem, was der Herr 
Vorredner geſagt hat, einverſtanden. 

Im vorigen Jahre haben wir dem Standpunkt 
Ausdruck gegeben, daß eine Statiſtik abſolut unnötig 
ſei, und es war das damals auch das Richtige. In⸗ 
zwiſchen hat ſich das Novum ergeben, welches bereits 
hervorgehoben iſt, daß die Herren Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten in ihrer Mehrzahl variierende Gutachten 
abgegeben haben. Die Gründe, die gegen die dort 
vertretene Ablehnung der Gebührenerhöhung ` om: 
zuführen wären, ſind ſo allgemeiner Natur, ſie ſind 
in jedem Aufſatz über die Gebührenerhöhung nachzuleſen, 
daß ich mir nicht erlauben darf, ſie nochmals aus⸗ 
einanderzuſetzen. Mir iſt nicht bekannt geworden, daß 
man gelegentlich der in den Einzelſtaaten erfolgten Er⸗ 
höhung der Honorare der Arzte einen Nachweis verlangt 
hat, wie groß die Einnahmen geweſen ſind, weil ſich 
aus allgemeinen Erwägungen heraus die Notwendigkeit 
und Berechtigung des Anſpruchs der Arzte auf 
Honorarerhöhung ergeben hat. 

Wenn ich mir nun den Fragebogen anſehe und 
mich frage: was kommt dabei heraus? ſo, glaube ich, 
kann man nicht wohl einer anderen Meinung ſein als 
der: ſehr viel wird es nicht ſein. 

(Sehr richtig!) 
Die Beantwortung der Fragen die hier geſtellt ſind, 
erfordert doch nach meinem Dafürhalten ein außer⸗ 
ordentliches Maß von Arbeit. 


(Sehr richtig!) 


Wenn Sie aus dem Jahre 1911 in Zivilſachen eeben 
wollen, welche Grundlagen zur Beantwortung der ein⸗ 
zelnen Fragen notwendig ſind, ſo müſſen Sie eben 
alle Akten aus dem Jahre 1911 ſich herausſuchen. Ich 
bin ſehr begierig, wie viele der Herren Kollegen trotz 
beſten Willens ſich dieſe recht erhebliche Arbeit machen 
werden, die ſie übrigens wohl nicht allein bewältigen 
können, aber doch einigermaßen kontrollieren müſſen, 
SH fie forgfältig fein ſoll. Es wären dazu nicht nur 
ie Akten zu berückſichtigen, die teilweiſe auch an die 
Klientel herausgegeben fein können, ſondern es müffen alle 
einzelnen Gebührenſätze berückſichtigt werden. Es muß 
RE ch werden, welche Barauslagen erwachſen 
die 0 muß die Scheidung nach Wertklaſſen erfolgen; 
Ke bſtriche der Mehrbeträge, welche durch Honorar⸗ 
Ee erzielt find, müſſen ermittelt werden, 
1010 em ſind die Bureauunkoſten zu berechnen, und zwar, 
= hier vorgeſehen iſt, im Verhältnis zu den Gebühren 
Zivilſtreitſ achen. Es iſt auch nach den kontradiktoriſchen 
0 1 gefragt, nach Armenſachen, einſtweiligen Ver⸗ 
Kee uſw. Ich meine, man darf, wenn man an 
Se ewertung des zu erwartenden Materials heran⸗ 
Ek eh jetzt ein gewiſſes Fragezeichen, machen, damit 
15 a hinterher heißt, daß wir uns nicht heute ſchon 
11 en Punkten über die Dinge, die da kommen 
rden, klar geweſeu find. 
e d möchte auch noch auf folgendes aufmerkſam 
m. nt Es ift mir bekannt, daß eine ganze Reihe 
e wälten überhaupt keine Bücher führt, ihr Ein⸗ 
und f e nur ſchätzt, von der Hand in den Mund lebt 
iſt. e e weiß, was im einzelnen erzielt worden 
f Auch iſt man auf Schätzungen angewieſen 
in 115 Sa ift von dem ausreichend beſchäftigten 
Ka Aen GE Rede geweſen. Ich habe mit Richtern, 
SE Gfgefordert waren, der bayeriſchen Staats⸗ 
ift auch ER Si SE zu fertigen, geſprochen, und mir 
er ausreich uffaſſung entgegengetreten: wieviel verdient 
gefagt: ein u beſchäftigte Normalanwalt? Ich habe 
nicht. er Normalanwalt in dieſem Sinne gibt es 
i agen: 51 5 hat man mir nicht geglaubt. Die Herren 
ot er e 2 9 5 ungefähr berechnen können. Hier 
daß DE N > feiner jein, der mir nicht recht gibt, 
vielleicht n IERCH nicht exiſtiert. Wer im Jahre 
muß, ist in 1 . führen 
) nie Srei ſchäfti 
doch ausn gënt GEN ausreichend beſchäftigt, aber 
auf Ben non worden, man möge nicht zu ſehr 
uerdach ge ogen eingehen; auch von Herrn Kollegen 
der Behand Kal m ein außerordentliches Verdienſt bei 
ich will auch 9 4 er ganzen Angelegenheit erworben hat; 
Bemerkungen nicht alle Fragen durchgehen, aber einige 
Das iſt z. B 1 ich doch machen. Dazu ſind wir da. 
menn ich mir Se nach meinem Dafürhalten notwendig, 
Sachen auf BE 7 — wie verteilen ſich dieſe 
überlege, wie n Wertſtufen? — anſehe und 
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bühren genaunt werden fol, Daun, wenn man in Nr. 9 
nach dem Prozentſatz der Bureauunkoſten fragt, ſo iſt 
außer der Frage, die Herr Juſtizrat Auerbach ſchon 
angeregt hat bezüglich der Aſſoziation, beiſpielsweiſe 
noch die der gemeinſamen Betätigung des Notariats 
mit der Anwaltspraxis ins Auge faſſen. In der Unter⸗ 
frage 9a, ſollen da die geſetzlichen Gebühren aus allen 
möglichen Sachen gemeint ſein? — denn in 9b iſt von 
der Einnahme an Gebühren aus bürgerlichen Rechts 
ſtreitigkeiten die Rede. 


(Zurufe: Haben wir ja alles in Händen!) 


auch da ergibt ſich, mem man die Frage 
beantwortet, die Schwierigkeit: wie ſoll ich ſie be⸗ 
antworten. Man kann an dem Punkt nicht ohne 
weiteres vorübergehen; denn wenn man etwas Beſſeres 
an die Stelle des weniger Guten ſetzen kann, ſo ſind 
wir ja heute dazu da, um darüber zu beraten. 

Es kommt die Frage 12: 

Welche Zeit durchſchnittlich pro Tag haben Sie 

im Jahr 1911 auf die Tätigkeit in bürgerlichen 

Rechtsſtreitigkeiten einſchließlich der Wahrnehmung 

der Termine, der Konferenzen uſw. verwendet? 
Vielleicht iſt jemand von Ihnen zugegen, der das noch 
weiß; ich weiß es nicht. Das iſt eine Frage, die 
man nicht beantworten kann, weil man gleichzeitig auch 
Strafſachen behandelt und auch Notariatsgeſchäfte er⸗ 
ledigt und bei verſchiedenen Gerichten Tätigkeit ent⸗ 
wickelt. 

Wenn ich zum Schluß komme, ſo frage ich mich, 
ob nicht noch eine Hauptfrage hinzugefügt werden ſollte, 
nämlich: „warum beantworten Sie den ganzen Frage⸗ 
bogen nicht?“ Und wenn Sie ihn teilweiſe nicht 
beantworten: „Aus welchen Gründen beantworten Sie 
teilweiſe nicht die Fragen 1 bis 122“ Dann würde 
man ganz gewiß erfahren, daß es im höchſten Grade 
unzweckmäßig iſt, daß das Reichsjuſtizamt eine ſolche 
Frageſtellung beliebt. 

Ich habe früher außerordentlich energiſch den Stand⸗ 
punkt vertreten, daß wir keine Statiſtik machen ſollen. 
Ich habe dieſen Standpunkt heute aufgegeben und 
empfehle Ihnen, ſich mit dieſer Statiſtik zu befaſſen. 
Ich bin auch der Meinung des Herrn Kollegen Hauß⸗ 
mann, daß es nicht notwendig iſt, für den Reichstag 
eine Statiſtik anzufertigen. Im Jahre 1909 hat der 
Reichstag eine Reſolution gefaßt, daß er für die Er⸗ 
höhung der Anwaltsgebühren zu haben jei. Das iſt 
damals geſchehen, ahne daß eine Statiſtik vorgelegt 
worden war; alſo kann mau dem Reichstag gegenüber 
auch ohne Statiſtik auskommen. Aber auch die Gründe, 
die ſonſt zur Ablehnung der Statiſtik geführt haben, 
ſind in vollem Umfang noch vorhanden. Auch daraus 
wird man Schlüſſe zu ziehen verſuchen, weun elne 
Statiſtik, die nur eine Teilſtatiſtik fein kann, etwa zu⸗ 
ſtande gebracht wird. Diejenigen — es werden deren 
ja viele ſein —, die eine geringe Einnahme haben, 
werden ſich genieren, Angaben zu machen, und ein 
verhältnismäßig großer Prozentſatz derjenigen, die eine 
hohe Einnahme haben, wird die Fragen beantworten. 
Das könnte zu der falſchen Auffaſſung verleiten, als 
ob die Verhältniſſe im allg 


emeinen beſſer wären, als 
es wirklich der Fall iſt. D 


ieſer falſche Schluß kann 
gezogen werden. Wir ſind uns klar, daß ſolche Er⸗ 


Sie ſehen, 


gebniſſe herauskommen werden, nur wird das Fazit, 
das man daraus zieht, nicht richtig ſein. Auch wenn 
eine ausreichende Beantwortung nicht erfolgt, wird man 
ſagen können: die Anwälte ſind beſſer ſituiert als ſie 
wiſſen laſſen wollen. Auch das muß ſchon heute betont 
werden, damit auch hieraus ein falſcher Schluß nicht 
gezogen werden kann. Trotzdem bin ich der Meinung, 
um eine weitere Verzögerung hintanzuhalten, ſollten wir 
entſchieden für die Anfertigung der Statiſtik eintreten. 
Wenn die Reichsregierung glaubt — obwohl ſie ſelber 
Zweifel an der Aufmachung der Frageſtellung gehabt 
hat —, daß ſie ohne Statiſtik nicht auskommen kann, 
ſo ſagen wir: habeat sibi! Aber man ſoll uns dann 
nicht mit dem Vorwurf kommen, daß das, was wir 
geliefert haben, nichts wert ſei. 


Stellvertretender Vorſitzender: Es liegen noch 
zehn Wortmeldungen zu dieſem Punkt der Tages⸗ 
ordnung vor. Erlauben Sie mir nur den Hinweis 
darauf, daß der Fragebogen das Ergebnis einer 
Vereinbarung iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Roſenthal (München): Ich war 
zuerſt entſchloſſen, hier den Standpunkt zu vertreten, 
daß der Fragebogen nicht auszufüllen, ſondern ab⸗ 
zulehnen iſt. Nach den wirkungsvollen Ausführungen 
des Herrn Kollegen Auerbach und nach der Ergänzung 
des Herrn Kollegen Haußmann bin ich direkt anderer 
Meinung geworden, und zwar aus einer Erwägung, 
der Sie die Berechtigung nicht abſprechen können. 
Sie haben gehört, daß die Kommiſſion im Reichs⸗ 
juſtizamt getagt hat, und daß das Reichsjuſtizanit die 
Anfitellung der Statiſtik als eine conditio sine qua 
non erklärt hat. Wenn Sie jetzt ernſtlich die 
Gebührenordnung verbeſſert wiſſen wollen, bleibt 
nichts anderes übrig, als den Fragebogen nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen auszufüllen, auch wenn es Arbeit 
macht. Ich habe die Überzeugung, daß man zur Aus⸗ 
füllung einzelner Poſitionen des Fragebogens Monate 
braucht, aber die Gebührenordnung, die wir erſtreben, 
ſoll Jahre dauern. Wenn man auch für den Reichstag 
die Statiſtik nicht braucht, ſo müſſen wir doch bedenken, 
daß ohne die Regierung, ohne das Reichsjuſtizamt die 
Gebührenerhöhung niemals eintreten kann. Alſo muß 
man den Willen desjenigen tun, der uns entgegenkommt. 
Das Reichsjuſtizamt hätte ſich ja mit der Antwort der 
Oberlandesgerichtspräſidenten begnügen und ſagen 
können: von 14 Oberlandesgerichtspräſidenten haben 
ſich 10 gegen jede Erhöhung und 4 für verſchiedene 
Arten der Erhöhung ausgeſprochen. Wenn nun das 
Reichsjuſtizamt die Anfertigung der Statiſtik in die 
Hand der Anwaltſchaft gelegt hat, ſo iſt das eine 
weſentliche Vertrauenskundgebung zugunſten der An⸗ 
wälte, und es würde ſchlecht ausſehen, wenn wir uns 
ſträuben würden, dieſe Statiſtik herzuſtellen. 

Man kann bei Einſendung der Statiſtik darauf 
hinweiſen, daß die und die Schwierigkeit beſtanden hat; 
aber deshalb darf man die Statiſtik nicht ablehnen. 

Ich möchte noch auf zwei Geſichtspunkte allgemeiner 
Art hinweiſen, und zwar möchte ich bitten, zum Ausdruck 
zu bringen, daß dadurch, daß hier in dieſen Fragebogen 
die Strafſachen nicht berückſichtigt ſind, nicht etwa geſagt 


ſein ſoll, daß die Strafrechtsgebühren keiner Erhöhung 
bedürfen. Ich bin der Meinung, daß gerade dieſe 
Gebühren, wenn auch nicht hoch, ſo doch würdig geſtaltet 
werden müſſen; denn wir alle wiſſen, daß gerade in 
Strafſachen die meiſten Leute, die Verteidiger benötigen, 
ſie nicht bekommen können, weil zu einem ſozuſagen 
Tagelöhnerlohn ein Anwalt nicht arbeiten kann. 

Dann möchte ich mir noch eine Anfrage geſtatten, 
die ſpeziell für bayeriſche Verhältniſſe von Wichtigkeit 
iſt. Es heißt in dem Fragebogen, daß die aſſoziierten 
Rechtsanwälte gebeten werden, in der Art zu antworten, 
daß ſie die Geſamtzahl der Prozeſſe uſw. angeben. 
Iſt unter Aſſoziierung von Anwälten auch ein Anwalt 
zu verſtehen, der unter Fixum in der Kanzlei arbeitet? 


(Wird bejaht.) 


Gut, dann iſt die Frage erledigt. 

Dann möchte ich Sie nur noch bitten, nachdem die 
Frage ſo ſteht, daß ohne die Statiſtik nichts zu erreichen 
iſt, ſich nicht in Einzelheiten zu verlieren; im Gegenteil 
wollen Sie draußen wirken, daß jeder den Fragebogen 
ſo weit als möglich ausfüllt, und gerade diejenigen, die 
eine Erhöhung am notwendigſten brauchen, jede Scham 
zurückſtellen mögen. 


Juſtizrat Kaufmann (Magdeburg): Ich glaube, 
daß wir unſere Bedenken, die wir oft gegen einen 
ſolchen Fragebogen ausgeſprochen haben, an ſich zurück— 
ſtellen müſſen. Wir dürfen nicht geltend machen, es 
bedürfe einer ſolchen Statiſtik nicht; wir dürfen auch 
nicht die Schwierigkeiten ins Feld führen, die ſich für 
die Aufſtellung einer ſolchen Statiſtik ergeben; wir 
müſſen vielmehr betonen: wir fürchten uns vor der 
Statiſtik gar nicht. Aber was mir immerhin noch 
bedenklich erſcheint, iſt folgendes. Wir werden zu be⸗ 
fürchten haben, daß das, was man als Statiſtik bekommt, 
nur ein ganz kleines Ding ſein wird, das man gegen 


uns verwendet. 
(Sehr richtig!) 


Wir haben heute ſchon gehört, daß bei der Frage der 
Angeſtelltenverſicherung nur 10% der Kollegen ge- 
antwortet haben. Wenn wir daraus den Rückſchluß 
ziehen dürfen, ſo können wir uns ein Bild davon 
machen, wieviel Fragebogen wir wohl beantwortet 
bekommen werden. 

Es iſt in Ausſicht genommen, daß die Vertreter 
die Fragebogen bekommen ſollen. Ich bezweifele ſehr, 
daß die Kollegen meines Bezirkes mir die Fragebogen 
in die Hand geben werden, trotz der Außerung des 
Herrn Kollegen Auerbach, es ergebe ſich daraus 
nicht das Geſamteinkommen. Gewiß, das gebe ich 
zu; aber es ergibt ſich ſo viel, daß der betreffende 
Kollege eine beſtimmte Summe angibt, und da iſt es 
nicht ſo ſchwer, eine Schätzung vorzunehmen, wieviel 
ſein Geſamteinkommen betragen könnte. Die Kollegen 
haben dieſes Bedenken, und fie werden dieſen Frage⸗ 
bogen in der weitaus größten Mehrzahl nicht aus⸗ 
füllen. Dieſe Bedenken würden in etwas beſeitigt 
werden können, wenn die Vertreter ganz ausgeſchaltet 
würden; aber ich glaube, daß auch dann die Anzahl 
der ausgefüllten Fragebogen ſicherlich nicht einige 
Hundert überſchreiten wird. 


Was die Reichsjuſtizverwaltung mit dieſen paar 
Fragebogen wird machen können und wollen, iſt eine 
ganz beſondere Frage; ſie wird dann einfach ſagen: 
damit können wir nichts anfangen! Was ich aber am 
meiſten befürchte, iſt folgendes: Die Mehrzahl der 
Kollegen, die eine Antwort geben, werden Kollegen 
Zi einem Durchſchnittseinkommen fein; wer ein höheres 
Einkommen hat, wird geneigt ſein, den Fragebogen 
951 auszufüllen. Es werden aber auch diejenigen 
Gë egen, die ein niedriges Einkommen haben, ſich 
ſcheuen, es anzugeben. Man wird aber, wenn man 
eine ſolche Teilſtatiſtik hat — wir müſſen mit dieſer 
Auffaſſung der Reichsjuſtizverwaltung rechnen — dort 
ne die Leute, die nicht geantwortet haben, haben 
ni hl nicht getan, weil fie die hohen Einkommen 
dies angeben wollten; man wird, wie geſagt, alſo 
1 JE Statiſtik gegen uns benutzen, und wir haben 
nichts davon. a i 


(Sehr richtig!) 
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ſich an die Kollegen zu wenden und von ihnen die Frage⸗ 
bogen ausfüllen zu laſſen. Nach meiner Erinnerung 
ſind 3500 bis 4000 Fragen bis jetzt verſchickt worden, 
von denen über 1000 zurückgekommen ſind. Alſo 
find tatſächlich nicht 5 %, ſondern etwa 25 “ beantwortet 
worden, was allerdings mit darauf zurückzuführen iſt, 
daß die Fragebogen von den Herren Vertretern DL: 
ſönlich den Kollegen übergeben worden ſind. 


Rechtsanwalt Sand (Augsburg): Meine Herren, 
Sie werden wohl alle die Überzeugung teilen, daß eine 
prinzipielle Erörterung über die Enquetefrage, ob eine 
ſolche überhaupt notwendig und zweckmäßig iſt, im 
gegenwärtigen Augenblick post festum kommt und 
völlig unfruchtbar iſt. Wir ſind in einer Zwangslage, 
der wir einfach entſprechen müſſen, und ich halte dieſe 
Zwangslage auch inſofern für gegeben, daß wir den 
im Einvernehmen mit dem Reichsjuſtizamt feſtgeſtellten 
Fragebogen nun eben hinausgeben müſſen. Auf der 
anderen Seite müſſen wir uns aber über die praktiſchen 
Folgen der Enquete einigermaßen klar ſein, und da, 
glaube ich, wird man meine Behauptung nicht wider⸗ 
legen können, daß dieſe Enquete mit dieſen Frage⸗ 
bogen vollſtändig fruchtlos bleiben muß. Die Beant⸗ 
wortung dieſer Fragebogen iſt für die weit überwiegende 
Mehrzahl der Kollegen ſchlechterdings unmöglich. Wenn 
ich das alles richtig beantworten ſoll, dann muß ich für 
einige Zeit einen beſonderen Angeſtellten auf meine 
Kanzlei ſetzen, und ich garantiere den Herren, daß ſie 
von dieſem Fragebogen keine 300 Exemplare beant- 
wortet bekommen. 


(Zuſtimmung und Widerſpruch.) 


Einen Schluß können wir dann daraus nicht ziehen. 
Wir können nicht daran denken, die Offentlichkeit davon 
zu überzeugen, daß das mangelhafte Ergebnis der 
Umfrage in der Schwierigkeit ihrer Beantwortung 
begründet ſei, ſondern die Offentlichkeit wird einfach 
ſagen: da ſieht man, den Herren geht es ſo gut, daß 
ſie ihr Einkommen nicht angeben wollen. Meines 
Erachtens kann es ſich nur darum handeln, dieſen ganz 
zweifellos vorauszuſehenden Mißerfolg der Enquete zu 
parieren, und das kann meiner Meinung nach dadurch 
geſchehen, daß an die Seite dieſer vom Reichsjuſtizamt 
genehmigten Enquete noch eine zweite geſetzt wird, die gar 
keine Schwierigkeiten bereiten kann, nämlich eine Um⸗ 
frage nach dem reinen Berufseinkommen aus der 
Anwaltspraxis in einem beſtimmten Jahre. Meine 
Herren, da handelt es ſich dann darum, eine einzige 
Ziffer niederzuſchreiben, und die kann auch der Anwalt, 
der nicht gerade über eine muſterhaft präziſe Buchführung 
verfügt, in wenigen Minuten oder Stunden herausrechnen. 
Dieſe Umfrage läßt ſich abfſolut diskret geſtalten, ſo 
daß für niemand ein Bedenken entſtehen kann, ſie zu 
beantworten. Ich möchte das Liften- und Nummernſyſtem 
des Vorſtandes nicht empfehlen, denn auch dabei iſt der 
Sachverhalt gegeben, daß wenigſtens an einer Stelle 
jedem Kollegen ſein Einkommen nachgerechnet werden 
kann. Wir können das dagegen ſo machen: der einzelne 
Kollege bekommt ein Formular zur Unterſchrift, auf 
dem nur ſteht: in dem beigeſchloſſenen Kuvert iſt die 
wahrheitsgemäße Angabe meines Berufseinkommens 
enthalten. Daneben liegt ein zweites verſchloſſen 


einzuſendendes Kuvert, das lediglich die Ziffern der 
reinen Berufseimahme aus der Anwaltspraxis enthält. 
Die Einſendungen werden etwa innerhalb der Ober- 
landesgerichtsbezirke geſammelt, an den Vorſtand aber 
kommen nicht die Erklärungen, ſondern nur die geſchloſſe— 
nen Kuverts, die die Zahlen enthalten. Es genügt 
eine ganz einfache Unterſcheidung durch verſchiedene 
Farben für Kollegialanwälte und Amtsgerichtsanwälte. 
Auf dieſe Weiſe bekommen wir eine wirklich gültige 
und brauchbare Statiſtik über das wirkliche Berufs- 
einkommen, und darauf kann es doch allein ankommen. 

Unſere Beſtrebungen beruhen ja doch darauf, daß wir 
mit Recht ſagen können, das durchſchnittliche Berufs— 
einkommen der Anwaltſchaft reicht nicht mehr aus. 
Davon würde man die geſetzgebenden Faktoren wohl 
überzeugen können, daß die Zivilpraxis immer noch 
das Rückgrat einer jeden geſunden Anwaltspraxis iſt. 
Mein Vorſchlag ginge alſo dahin: ich möchte zur Er⸗ 
wägung geben, ob nicht angeſichts der ſicheren 
Erfolgloſigkeit und Schädlichkeit dieſer Enquete ſofort 
daneben noch eine aus unſerer eigenen Initiative hervor 
gegangene Enquete in die Wege zu leiten wäre, die 
einfach zu beſchränken wäre auf die Feſtſtellung des 
wirklichen Berufseinkommens. 


Rechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe): Es iſt ſchon ſehr 
viel und recht Beachtenswertes über den Gegenſtand 
geſprochen worden. Ich glaube, wir ſollten uns auf 
die Details nicht einlaſſen, ſondern einfach ſagen: 
principiis obsta! Die einmütige Erklärung der Anwalt⸗ 
ſchaft, daß die Verhältniſſe im Laufe der Jahre ſich 
ſo geſtaltet haben, daß in der Tat ein Notſtand ein⸗ 
getreten iſt, muß genügen. 

Es ſind die entſchiedenſten Bedenken geäußert worden 
einmal gegen den Erfolg und dann gegen die Möglichkeit 
der Ausführung. Dieſe Fragebogen — darüber ſind 
wir uns einig — kann nur ein großes Bureau beant— 
worten. Dann bekommen wir aber eine Erklärung nur 
der Wohlſituierten. Ich erinnere an die Erklärung der 
Herren in Celle. Die Oberlandesgerichtsanwälte ſtehen 
in Deler Beziehung etwa den Rechtsanwälten am Reichs⸗ 
gericht gleich. Diejenigen, denen wir eine Erhöhung 
wünſchen, ſind die vielen Anwälte an den Amtsgerichten 
und Landgerichten. 

Und nun kommen wir zu der Schwierigkeit, daß 
diejenigen, die notleidend find, gar nicht. in der Lage 
ſind, dieſen Fragebogen zu beantworten. Sie haben 
ja vielleicht nur 991 Akten durchzuſehen; aber das 
wird ihre Zeit ſchon ſo in Anſpruch nehmen, daß ſie 
dadurch in ihrer Tätigkeit beſchränkt werden. Die 
Großen werden aus Angſt vor dem Steuerfiskus nicht 
erklären, wieviel ſie haben, und die Kleinen aus einer 
erklärlichen Scheu, ihre geringen Einkünfte aufzudecken. 
Auf die Diskretion, auch wenn ſie noch ſo ſtreng geübt 
wird, kann ich nach meinen Erfahrungen nicht zu viel 
geben. Es ſickert doch etwas durch, und wenn die 
Steuerbehörde etwas erfahren will, erfährt ſie es auch. 

Ich ſage alſo: die Ausfüllung dieſer Fragebogen 
wird ſcheitern an der Schwierigkeit der Aufgabe und 
an dem Mangel an gutem Willen. Wer je damit zu 
tun gehabt hat, ſich von den Kollegen Fragebogen zu 
verſchaffen, weiß, was für eine wirklich harte Arbeit 
das iſt, und man kann es den Leuten auch eigentlich 
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in einem ſolchen Falle nicht zumuten, die Bogen zu 
beantworten. Wenn dann das Reſultat jo ausfallen 
wird, wie wir es heute zugeben, dann gibt die Statiſtik 
ein ganz falſches Bild und ſetzt die Regierung geradezu 
in die Lage, uns damit vollſtändig abzuführen. Das 
fürchte ich. Das wird der Erfolg ſein, und wir werden 
dann ein für allemal mit unſerer Forderung der 
Gebührenerhöhung erledigt ſein. Ich bitte alſo, den 
Fragebogen abzulehnen. 


Juſtizrat Riecke (Halle): Meine Herren, ich be— 
urteile die ganze Angelegenheit abſolut peſſimiſtiſch. 
Ich bin durchaus der Überzeugung, daß der bisher 
beſchrittene Weg, auf dem der Anwaltverein und wir 
alle vorgegangen ſind, um eine Verbeſſerung und zeit- 
gemäße Ausgeſtaltung unſerer Einkommensverhältniſſe 
zu erlangen, ausſichtslos iſt. Ich will nicht darauf 
eingehen, ob der Fragebogen aus Angſt, ſich bloßzu— 
ſtellen, von einzelnen Kollegen nicht beantwortet werden 
wird, ob zu viel Arbeit für den einen oder anderen 
damit verbunden iſt, ob er zu umſtändlich iſt, uſw. 
Die Hoffnung, mit dieſem Fragebogen einen Normal- 
zivilrechtsanwalt aufzuſtellen und nach deſſen theoretiſch 
konſtruierten Normaleinkommen die Frage zu erörtern 
und zu erledigen, ob die Gebühren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten erhöht werden ſollen oder nicht 
und damit implieite die Einkommensverhältniſſe des 
Anwalts anders zu geſtalten, beruht auf einem Trug⸗ 
ſchluß. Es kommt uns nicht darauf an, ob die Ge 
bühren in Zivilrechtsſachen erhöht werden ſollen, 
ſondern darauf lediglich, unſere Einkommensverhält 
niſſe zu verbeſſern. Für die Frage, ob in den 
zivilrechtlichen Rechtsſtreitigkeiten die Gebühren erhöht 
werden ſollen oder nicht, braucht das Reichsjuſtizamt 
keine Statiſtik. Entweder ſind die Gebühren, vom 
Standpunkte der Juſtizverwaltung oder der Rechtspflege 
aus betrachtet, nicht mehr zu erhöhen, — dann werden 
wir auch mit einer Statiſtik, die uns günſtig iſt, darüber 
nicht hinwegkommen. Es wird ſich niemals eine 
Regierung und eine Volksvertretung finden, die ſagt: 
die Gebühren ſind zeitgemäß, wir können ſie mit 
Rückſicht auf die volkswirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht 
erhöhen, aber du Anwalt biſt in die Notwendigkeit 
verſetzt, deine Einkommensverhältniſſe zu verbeſſern, 
und aus dieſem Grunde wollen wir nun die Gebühren 
in Zivilſachen erhöhen. Darauf wird ſich niemand 
einlaſſen. Für die Erörterung der Frage aber, ob 
unſere Einkommensverhältniſſe einer Erhöhung bedürfen, 
braucht man wiederum keine Statiſtik. Dieſe Frage 
iſt von den allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
aus zu beurteilen. Seit 20 Jahren iſt alles teurer 
geworden, iſt alles an Gebühren erhöht, ſogar die 
Zeugen⸗ und Sachverſtändigengebühren ſollen erhöht 
werden. Dafür braucht man ja auch keine Statiſtik. 

Ich gehe nicht ein auf alles das, was da geſagt 
wird: wenn die reichen, die ſaturierten Anwälte nicht 
antworten, wird es heißen: ihr habt eben immer noch 
genug, denn der große Prozentſatz derjenigen, die keine 
Antwort gegeben haben, hat dazu keine Beranlafjung 
und damit iſt dokumentiert, daß es mit der Anwalt⸗ 
ſchaft nicht ſchlecht ſteht. Außerdem iſt der ganze 
Verſuch nach meiner Anſicht ein Sprung ins Dunkle. 
Sie haben gehört, 10 Oberlandesgerichtspräſidenten 
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GE ſich ablehnend verhalten. Aber find uns die 
SE mitgeteilt, aus denen die Herren dagegen 
ët ung genommen haben, unſere Einkommensverhält 
find zu SCT Und obwohl und dies nicht mitgeteilt 
1 ſollen wir Material liefern? Die Aufgabe, die 
Veel iſt, verſchiebt den ganzen Standpunkt. 
1 eum wir alſo auf dieſem Wege — und darüber, 
keine ich, ist die Mehrheit mit mir einverſtanden 
er hinreichende Statiſtik geben können, ſo laſſen Sie 
> verſuchen, einen anderen Weg zu beſchreiten. 
eil Sie: Hier ift eine Statiſtik aller der 
Auſpruch die ſeit 10, 20, 30 Jahren die Hülfskaſſe in 
die CA N genommen haben, hier die Anſprüche, die au 
geſtellt sind. provinziellen und anderen Anwaltskaſſen 
Anwält fin „wo die notleidenden Hinterbliebenen von 
Besuch untorjtübt worden ſind. Wir wollen darauf 
Waben kW daß Div Shan Erholungsſtättenverein gebildet 
Notlage da m d Momente, um zu zeigen, daß eine 
5 und auf alle die Mittel, die wir bereits 
lan haben, um die allgemeine Not zu lindern, 
au Sa asien wir hinweiſen. Es iſt viel richtiger, 
anſehen? 1 iſt die Not, wie lange wollt ihr ſie noch 
eigen khn ann würden wir mit all den Unterſtützungen 
handen N ein fortſchreitender Notſtand vor⸗ 
totes Zahl Das würde viel mehr wirken als ein 
»Hahleumaterial. 
9 rn ifo asehogen wird niemal zu dem 
Grund der an konnen, daß das Reichsjuſtizamt auf 
die Initiative atiſtik, mag ſie ausfallen, wie ſie will, 
Erhöhung unf ergreift, um irgend etwas zu tun für die 
es e? ſerer Einkommensverhältniſſe. Dazu bedarf 


's keiner Statiſtik. 


St 
ie ertretender Vorſitzender: Es liegen noch 
dene ortneldungen vor. Es iſt aber von mer, 


ſchiedene 8 8 
worden. n Seiten Schluß der Erörterung beantragt 


Mech Lë ` Lët » o S S e 
Co SEN Höflein (Bamberg): Ich würde vor- 


5. J, wir den V itt Es, ner 
Mitaſied 4 Vorſtand bitten, daß eins feiner 
aa un Ech kurzen Bericht ne gibt, was 
nämlich lber 0 Sn verhandelt worden iſt. Es liegen 
vor, die ſich wider LE Seu Berichte 
daß der Vorſt Ian hen. Es iſt mir mitgeteilt worden, 
it, die vom Staats. SCH der authentiſchen Erklärung 
ein Intereſſe dar sſekretär abgegeben iſt. Wir haben 

> ſe daran, dieſe Erklärung kennen zu lernen. 
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Stellv Pe 

Reichstag n . Was geſtern im 
9 7 org en i o er & es 
Haußmann bereits le uns der Herr Kollege 

Geſ äftsleiter 2 

Die Ek 1 5 Rechtsanwalt Dr. Dittenberger: 
teilungen, die elle Tageblatt ift nach den Mit- 
hat, nicht richtie tollege Haußmann geſtern gemacht 
Herr Staatsſekretär r Berliner Tageblatt ſteht, der 
Material vom Dent habe erklärt, er habe bereits 
iſt nicht richtig et Anwaltverein erhalten. Das 
auf eine Aufrage ie der Herr Staatsſekretär hat 
Deutſche Anwalt es Abgeordneten beſtätigt, daß der 
bereit erklären wers ſich bereit erklärt habe oder 
f e, ihm weiteres ſtatiſtiſches Material 


zu liefern. — Ich höre ſoeben von einem der Herren 
Stenographen, der geſtern in der Sitzung des Reiche 
tags geweſen ift, daß der Herr Staatsſekretär geſagt 
habe, er habe die Hoffnung, daß die vom Anwalts— 
verein geplante Statiſtik zuſtaude kommen werde. 


Stellvertretender Vorſitzender: Wir ſtehen fetzt 
vor der Beſchlußfaſſung darüber, ob der Schluß der 
Debatte eintreten ſoll. HAT: 

Wer für den Schluß der Debatte iſt, den bitte ich 
die Hand zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt die große Mehrheit. 

Wir hätten jetzt nur noch das Schlußwort des Herrn 

Referenten zu hören. 


Berichterſtatter Juſtizrat Dr. Ernſt Auerbach 
(Frankfurt a. M.) [Schlußwort]: Meine Herren, ich 
kann unmöglich auf die vielen Einwendungen eingehen, 
die hier gegen das ganze Verfahren, das wir Ihnen vor- 
geſchlagen, gemacht worden ſind. Nur auf zwei Momente 
möchte ich hinweiſen. Das eine iſt, daß geſagt wurde, 
wir erbäten nur eine Teilſtatiſtik. Da möchte ich hin⸗ 
weiſen, daß es dem Reichsjuſtizamt vollkommen genügt, 
wenn wir nur eine Teilſtatiſtik geben; es hat ausdrücklich 
erklärt, es genüge, wenn ihm aus einer kleinen Anzahl 
von Auwälten der verſchiedenen Bezirke eine Auswahl 
gegeben werde. Herr Kollege Zelter hatte ſogar 
daraus die Idee gewonnen, daß er überhaupt haben 
wollte, wir ſollten mur einzelne Anwälte auswählen 
und von dieſen die Fragebogen ausfüllen laſſen. Wir 
haben aber den Weg gewählt, die Fragebogen an alle 
zu ſchicken. Das Reichsjuſtizamt weiß ſelbſt ganz 
genau, daß der Fragebogen nicht von allen Anwälten, 
ſondern nur von einer kleinen Zahl beantwortet 
werden wird. 

Das zweite Moment, das ich erwähnen möchte, 
betrifft die Einwendung, die Herr Kollege Sand our: 
gebracht hat. Dieſe Einwendung trifft den Frage 
bogen nicht; denn es handelt ſich nicht um das Geſamt⸗ 
einkommen, ſondern um das Einkommen aus bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten. Und ich kann den Standpunkt 
auch nicht für unrichtig halten, wenn geſagt wird: wen 
wir die Gebühren aus bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
erhöhen wollen, dann müſſen wir den Nachweis bringen, 
daß dieſe Gebühren nicht genügen, einen Anwalt zu 
ernähren, der zufällig oder aus irgendwelchen Gründen 
mit bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beſchäftigt iſt, — 
und wir Anwälte, die wir eine Gebührenerhöhung 
wollen, haben wirklich keinen Anlaß, uns gegen dieſe 
Argumentation zu wehren. n n 

Und nun im allgemeinen! Es iſt hier das Wort 
gefallen: principiis obsta! Ich gehöre auch zu denen, 
die gern ihre Grundſätze durchſetzen; aber wir haben 
hier nicht unſere Grundſätze durchzuſetzen, ſondern 
für die deutſche Anwaltſchaft einzuſtehen, und da 
können wir nicht einen Weg verlaſſen, der möglicher 
weiſe zum Ziele führen kann. Der Herr Kollege 
Hachenburg hat mir eben eine ſehr ſchöne Geſchichte 
erzählt, die ich weitergeben will. Als ſeinerzeit, zur 
Zeit des konſervativ⸗nationalliberalen Kartells, im 
Wahlkreiſe Neckargemünd ein konſervativer Kandidat 
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aufgejtellt war, hat ein Heidelberger nationalliberaler 
Profeſſor in einer Wahlverſammlung geſagt: meine 
Herren, Ihnen gefällt der Herr nicht; mir gefällt er 
auch nicht, — aber wir müſſen ihn wählen. So geht 
es mit dem Fragebogen. Ihnen gefällt der Fragebogen 
nicht, mir gefällt er auch nicht. Aber hier heißt es: ent⸗ 
weder — oder! Wenn wir uns das Wort: principiis 
obsta zu eigen machen wollen, dann Adieu mit der 
Gebührenerhöhung! Aber wenn wir verſuchen, das zu 
tun, was das Reichsjuſtizamt will, dann iſt wenigſtens 
die Möglichkeit, ja ſogar die ſichere Hoffnung vor⸗ 
handen, daß wir zu einem Reſultat kommen. 


(Bravo!) 


Es iſt hier ein bedauerlicher Kleinmut in bezug 
auf den Erfolg unſeres Vorgehens zum Ausdruck ges 
kommen; ich möchte wünſchen, daß er nicht in der 
deutſchen Anwaltſchaft Platz greife. Nur weim wir 
alle mit friſchem Mut und ernſtem Wollen an die 
Sache herangehen und mit vollem Glauben an den 
Erfolg kann etwas erreicht werden. Ich möchte 
wünſchen, daß die Delegierten von Ort zu Ort, von 
Perſon zu Perſon agitieren, daß dieſer Fragebogen 
beantwortet wird, nicht bloß von den großen An⸗ 
wälten, ſondern vor allen Dingen auch von denen, 
denen es nicht ſo gut geht, und die in erſter Linie 
die Gebühren erhöht haben wollen und müſſen. 


(Bravo!) 
Stellvertretender Vorſitzender: Wir kommen 
zur Abſtimmung. 

Der weiteſtgehende Antrag iſt wohl der, daß der 
Fragebogen einfach abgelehnt werden ſoll. Ich bitte 
die Herren, die für die Ablehnung des Fragebogens 
ſind, alſo für die Unterlaſſung jeglicher Statiſtik find, 
die Hand zu erheben. 

(Geſchieht.) 
Das iſt offenbar die Minderheit. Demmach ſind wir 
dahin ſchlüſſig geworden, daß die Verſendung des 
Fragebogens ſtattfinden ſoll. 

Es kommen dann noch in Betracht folgende zwei 
Anträge, die gewiſſermaßen Zuſätze zum Fragebogen 
bedeuten. Der erſte iſt der Antrag Sand: 

Neben der Enquete durch den vorliegenden Frage⸗ 
bogen eine zweite zu veranſtalten, welche lediglich 
das reine Einkommen aus der anwaltſchaftlichen 
Praxis für das Jahr 1911 zum Gegenſtande hat. 
Es iſt das alſo eine zweite Enquete, die neben der 
Fragebogenenquete einhergehen würde. 

Ich bitte die Herren, die dafür ſind, die Hand zu 

erheben. 
(Geſchieht.) 
Das iſt doch wohl zweifellos die Minderheit. 


Dann liegt vor der Antrag Geiershöfer, der in 
mehrere Unterabteilungen zerfällt. 


Rechtsanwalt Geiershöfer (Nürnberg): Ich will 
bemerken, daß ich von einer Reihe von Herren au— 
gegangen worden bin, den folgenden Antrag einzubringen. 


Ich beantrage, dem Fragebogen folgende dreizehnte 
Frage anzufügen: 
Im Fall der Nichtbeantwortung des Fragebogens 
uberhaupt oder der Einzelfragen desſelben möge 
beigefügt werden: 
1. warum erfolgt keine Beantwortung des ge- 
ſamten Fragebogens? 
2. warum erfolgt keine Beantwortung der 
Fragen 4, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12? 


Rechtsanwalt Höflein (Bamberg): Das iſt ein 
neuer Antrag, und es wird notwendig ſein, bevor wir 
über dieſen Antrag abſtimmen, erſt über ihn zu de⸗ 
battieren. 


Stellvertretender Vorſitzender: Der Antrag 
iſt nicht neu. Herr Kollege Geiershöfer hat den 
Antrag im Verlauf feiner Ausführungen geſtellt. 


Rechtsanwalt Höflein (Bamberg): Ich möchte 
eines gegen dieſen Antrag ausführen. 


(Zuruf: Geht nicht mehr!) 


In der nunmehr folgenden Abſtimmung wird der 
Antrag Geiershöfer in ſeinen beiden Nummern 
abgelehnt. 

Stellvertretender Vorſitzender: Wir wären 
alſo mit dem Punkt 3 dahin ſchlüſſig, daß der Frage⸗ 
bogen verſendet werden und dabei ſo verfahren werden 
ſoll, wie Herr Dr. Dittenberger ausgeführt hat. 


Rechtsanwalt Höflein (Bamberg): Ich habe den 
Wunſch, daß ein Begleitſchreiben beigefügt wird, in 
dem auf die Begründung hingewieſen wird. 


Rechtsanwalt Dr. Borchers (Celle): Herr Kollege 
Kuſel erwähnte die Anfrage au die fünf Celler An⸗ 
wälte. Ich bin Auwalt am Oberlandesgericht Celle 
und kaun ſagen, daß die Anfrage an fünf Anwälte des 
Celler Oberlandesgerichtsbezirks, und zwar an füuf 
erſtinſtanzliche Anwälte gerichtet worden iſt, alſo 
nicht an Oberlandesgerichtsanwälte. 

Stellvertretender Vorſitzender: Dann kämen 
wir jetzt zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Tagesordnung des Auwaltstages. 

Von Herrn Kollegen Siecke iſt beantragt, auf die 
Tagesordnung des Anwaltstages noch folgenden Gegen— 
ſtand zu ſetzen: 

Empfiehlt ſich eine Anderung des Anwalts— 
zwanges ($ 78 ZPO.) und eine Anderung des 
Grundſatzes der Erſtattungsfähigkeit der Anwalts⸗ 
koſten ($ 91 ZPO.)? 

Die Begründung, die Herr Kollege Siecke dem Antrage 
gegeben hat, lautet wie folgt: 

„Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat 
angekündigt, daß als Gegenſtand der Tagesordnung des 


nächſten Anwaltstages in Breslau die Reform der 
Anwaltsordnung in Ausſicht genommen ſei, wobei die 
Auswahl der ſpeziell zu behandelnden Fragen noch 
vorbehalten bleibe. Grundlegend für die Organiſation 
der deutſchen Anwaltſchaft iſt aber nicht die Rechts⸗ 
anwaltsordnung, ſondern § 78 ZPO. in Verbindung 
mit § 91 ZPO. Die Rechtsanwaltsordwung enthält 
zum größten Teil nur die näheren Ausführungs⸗ 
beſtimmungen für den in $ 78 ſtatuierten Anwalts⸗ 
zwang. 

Nun wird der Anwaltszwang neuerdings immer 
mehr bekämpft, wobei meiſt überſehen wird, daß dieſer 
1 Intereſſe der Anwaltſchaft, ſondern im Intereſſe 
der Rechtspflege geſchaffen worden iſt. Ebenſo wird 
578 mein unterſtellt, daß die Anwaltſchaft ein be⸗ 
0 eres n an der Aufrechterhaltung des Anwalts⸗ 
8 abe. Dies wäre näher zu erörtern. 
bindonsbeſondere wird der Anwaltszwang und in Ver⸗ 
der 29 damit der Grundſatz der Erſtattungsfähigkeit 
genge walt kosten bekämpft, weil dadurch die un⸗ 
ta Sachen unnütz verteuert, insbeſondere der 
würd ige Schuldner in ungebührlicher Weiſe belaftet 
a Auch in dem von dem Deutſchen Anwaltverein 
918 gegebenen ‚Entwurf einer Gebührenordnung‘ wird 
die 1 0 vertreten, daß nach unſerem Koſtenweſen 
Sack = reitigen Sachen im Verhältnis zu den jtreitigen 
ker Arb zu ſtark belaſtet ſeien, während andererſeits 
RN eit in ftreitigen Sachen nicht genügend bezahlt 


Dies En e BE 
Dies führt weiter zu der Frage, ob man bei einer 


Reform der Gebü f 
i - ebührenordnung die bisherigen Grund— 
Le dielbehalten ſoll. In dem erwähnten Entwurf ſind 


zaisherigen Grundſätze der Gebührenordnung feſt⸗ 
gehalte 7 
er worden, weil nach den damaligen nen, 
aller ei war, daß man bei dieſer Stellungnahme 
wir aber 2 GC Reform kommen werde. Nachdem 
dürfte Zeit SC Hoffnung getäufcht worden find, fo 
Es wir für 5 Anlaß zur Erörterung der Frage ſein, 
betreten ag Reform der Gebührenordnung auf dem 
gëberg ae weitergehen oder eine Reform auf 
des Anwalts erg anftreben wollen. Da die Frage 
Gebühren we und der Erſtattungsfähigkeit der 
Gebührenweſens en wichtigſten Grundlagen unſeres 
vorgeſchlage 8 gehört, fo wäre im Rahmen des oben 
Srumdlanen des Themas auch eine Erörterung der 
wäre nach SC: Gebührenweſens möglich. Insbeſondere 
eher zu ee, Richtung zu erörtern, ob wir nicht 
wenn der Gru befeiedigenben Gebührenreform kommen, 
fallengelaſſen n ſatz der unbedingten Erſtattungsfähigkeit 
zahlung ſeite und der Anſpruch auf angemeſſene Be⸗ 
Gs et des Auftraggebers erhoben wird. 
Fragen ni E e angedeutet zu werden, daß dieſe 
berühren, 5 das Standesintereſſe der Anwälte 
gemeinen Zivilpra u den wichtigſten Fragen der all⸗ 
een ` d reform gehören. Auch hat dieſes 
mittlung der Wahrbeits feſtgeſeßten Thema: Die Er⸗ 
daß es noch keine A Im Zivilprozeſſe, den Vorzug, 
Meine Herren 8 d liche Behandlung erfahren hat.“ 
in ſeiner Sitzung Ce Meier Anregung hat ſich geſtern 
ſeinerſeits beſchloſſen, de Lon beſchäftig. Er hat 
ſondern dem Koll S der Anregung nicht näherzutreten, 
oltegen Siecke anheimzuſtellen, in den 


Verhandlungen des Anwaltstages einen Antrag zu 
ſtellen. e 

Ich bitte, in die Erörterung über dieſe Anregung 
einzutreten. 


nicht vorwärts. 
der Zeit, der Frage näherzutreten, ob 
dem bisherigen Wege, auf dem wir die Reform 
erſtrebt haben, weitergehen ſollen oder nicht. Ich 
erinnere daran, der vorliegende Entwurf der Gebühren⸗ 
ordnung geht von dem Standpunkte aus, die bis⸗ 
herigen Grundſätze werden feſtgehalten. Warum? 
Schmieden wir das Eiſen, ſolange es warm iſt; 
4 * 


Reſolutionen des Reichstags, günſtige Stimmung im 
Reichstag und beim Staatsſekretär; wenn wir alſo 
etwas erreichen wollen, dann unter Feſthaltung der 
bisherigen Grundſätze. Das iſt die Grundlage unſeres 
Entwurfs. Wie weit wir damit gekommen ſind, das 
ſehen wir heute. Wir wiſſen nicht, ob wir vorwärts— 
kommen. Wenn wir aber nicht vorwärtskommen, dann 
wollen wir uns doch überlegen, ob wir wirklich die 
eee e der bisherigen Gebührenordnung feſthalten 
ſollten. 

Da gibt es ſehr gewichtige Stimmen, die geltend 
machen: wir ſind das einzige Kulturvolk, das den 
Grundſatz der unbedingten Erſtattungsfähigkeit der 
Anwaltskoſten aufrechterhält, ſonſt geſchieht es nirgends 
in der Welt. Aber iſt das denn ein ſo unbedingt 
ſeſtſtehender Kulturgrundſatz, daß wir uns in die 
Reihe der minder hochſtehenden Kulturvölker begeben 
würden, wenn wir dieſen Grundſatz verließen? Sollen 
wir dem nicht den Grundſatz gegenüberſtellen: an— 
ſtändige Bezahlung ſeitens des Auftraggebers? Die 
Erſtattungsfähigkeit kommt erſt in zweiter Linie. Das 
alles rührt an die Grundlagen unſeres bisherigen 
Gebührenweſens, und das iſt im Rahmen eines der- 
artigen Themas zu erörtern. 

Aber, wie geſagt, ich beſcheide mich; ich hatte meine 
Anregung vor zwei Monaten an den Vorſtand gegeben; 
es iſt mir aber damals gleich geſagt worden: es wird 
wohl zu ſpät fein. 


Juſtizrat Dr. Heilberg (Breslau): In dem Moment, 
mo Herr Kollege Siecke erklärt, er habe feinen Antrag 
geſtellt, erledigt ſich alles. Ich wollte mir nur eine 
Bemerkung geſtatten. Gelegentlich der Feſtſetzung der 
Tagesorduunig des Anwaltstages im Vorſtande, einer 
Feſtſetzung, die ſtatutengemäß der Abänderung durch 
die Vertreterverſammlung unterliegt, war auch von der 
Frage des Anwaltszwanges die Rede. Dem wurde 
aber, vielleicht nicht ohne Grund, entgegengehalten, daß 
die Frage des Anwaltszwanges, erörtert auf einer 
Tagung des Deutſchen Anwaltvereins, etwas an die 
Verſammlung der Köche erinnert, die darüber debat— 
tieren, wie man die Haſen am beſten brät, daß das 
im Grunde genommen eigentlich etwas iſt, wobei man 
uns nicht für unparteiiſch halten würde. 

Nun hat Herr Kollege Siecke vollſtändig recht, 
wenn er ſagt: objektiv genommen oder überhaupt liegt 
der Auwaltszwang nicht im Intereſſe der Anwälte. 
Wir müſſen aber mit der Stimmung rechnen. 

Dann noch eine zweite Bemerkung. Ich bin der 
Meinung, daß wir bei den Verhandlungen des Deutſchen 
Anwaltstages den Satz bewähren müſſen, daß ſich in 
der Beſchränkung der Meiſter zeigt. Herr Kollege 
Siecke hebt ſelber hervor, die Frage des Anwalts⸗ 
zwanges hängt eng zuſammen mit einer Fülle anderer 
Fragen. Man kommt da von einem ins andere. Des- 
wegen haben wir geglaubt, ein Thema ſuchen zu ſollen, 
das zwar auch ſehr weit geht, aber mindeſtens doch 
eine gewiſſe Beſchränkung in ſich trägt. Ich darf den 
Herren auch noch verraten, daß der Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins in ſeiner vorigen Sitzung be⸗ 
ſchloſſen hat, die Referenten des Anwaltstages auf eine 
Redezeit von je einer Stunde zu beſchränken, einen 
Beſchluß, den ich für ſehr dankenswert halte. Daraus 


ergibt ſich aber auch die Notwendigkeit, das Thema ſo 
zu beſchränken, daß man alles dasjenige, wozu es ſonſt 
möglicherweiſe noch führen kann oder muß, beiſeite läßt 
und ſich möglichſt auf den Gegenſtand der Tagesordnung 
beſchränkt, und da wird auch Herr Kollege Siecke an- 
erkennen, daß zwar der Anwaltszwang dazu gehört, 
aber in dieſom Rahmen nur ganz kurz behandelt werden 
kann. 


Rechtsanwalt Kuſel (Karlsruhe): Es iſt doch wohl 
als ſelbſtverſtändlich anzunehmen, daß wir bis zum 
Anwaltstage noch detaillierte Vorſchläge bekommen, daß 
das nur die Themata ſind. 


(Zuruf: Es werden Gutachten veröffentlicht!) 


Es heißt hier z. B. unter „Reform der Rechts 
anwaltsordnung“: Ehrengerichtsweſen, Ehrengerichtshoßf, 
Strafenſyſtem. Ich bitte auch das Verfahren zu berüd: 
ſichtigen und zu erwägen, ob wir nicht die Suspenſion 
für ſolche Rechtsanwälte einführen ſollen, die durch 
ehrengerichtliches Urteil ausgeſchloſſen ſind, da wir den 
Fall erlebt haben, daß ſolche Leute noch ein ganzes 
Jahr unter uns fortgearbeitet haben. 


Stellvertretender Vorſitzender: Über die An 
regung des Herrn Kollegen Siecke liegt ein förmlicher 
Antrag nicht vor, damit kann ich alſo die Ausſprache 
darüber als beendigt und den Gegenſtand der Tages- 
ordnung als erledigt anſehen. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung: 

Anträge der Vertreter. 
Zunächſt liegt vor ein Antrag Dr. Löwenſtein ! 
(Stuttgart), der von verſchiedenen Kollegen unterſtützt 
iſt; er geht dahin 

Die Vertreterverſammlung erſucht den Vor 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins, für jeden 
Gerichtsbezirk, in dem mindeſtens ein Mitglied des 
Anwaltvereins anſäſſig iſt, einen Vertrauensmann 
aufzuſtellen, ſofern in dem betreffenden Gerichts 
bezirk nicht ein Mitglied oder ein Erſatzmann der 
Vertreterverſammlung ſeinen Wohnſitz hat. 

Damm iſt noch ein Eventualantrag hinzugefügt: 

Die Vertreterverſammlung erſucht den Vor 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins, an geeigneten 
Orten, in welchen nicht ein Mitglied oder ein 
Erſatzmann der Vertreterverſammlung oder ein 
lokaler Anwaltverein ſeinen Sitz hat, Vertrauens— 
männer aufzuſtellen. 


Antragſteller Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein 1 
(Stuttgart): Meine Herren Kollegen! Aus Anlaß der 
Vertrauensmännerwahlen zur Privatverſicherung hat 
ſich ein erheblicher Mangel unſerer Organiſation heraus- 
geſtellt. Dieſer Mangel iſt insbeſondere zutage ge- 
treten bei den Vertretern, die für mehrere Landgerichts- 
bezirke gewählt ſind; und das iſt die weitaus größte 
Anzahl der Anweſenden. Ich will ein Beiſpiel an⸗ 
führen. Es wurde der Kollege aus Heilbronn beauftragt, 
für die Vertrauensmännerwahlen zur Privatangeſtellten⸗ 
verſicherung auf die Mitglieder des Anwaltvereins 
einzuwirken. Dieſe Mitglieder des Anwaltvereins ver⸗ 


teilen ſich auf 7 Landgerichtsbezirke und auf 55 Amts⸗ 
Mei Da iſt es ganz klar, daß ein ſolcher Ver⸗ 
de E es ſich um ſchleunige Sachen handelt, 
irh che eine ſolche Aufgabe löſen kann, wenn ihn 
nicht ein Bezirksgeſchäftsführer gegen Honorierung bei. 
gegeben werden ſoll — und das werden Sie nicht 
wollen. Die Folge iſt geweſen — und das trifft wohl 
Sc die Mehrzahl der Herren Vertreter zu —, daß er 
9 weſentlichen auf Umfragen an die Kollegen au 
1 rt beſchränkte, wo er ſelbſt wohnhaft iſt. Das 
Über n großer, bedeutender Nachteil. Ich bin der 
bé GE daß, wenn wir ſeinerzeit die Vertrauens⸗ 
hätte 15 deren Aufſtellung ich jetzt beautrage, gehabt 
verſich wir dann bei den Wahlen zur Privatangeſtellten⸗ 
1115 10050 andere Erfolge erzielt hätten; wir haben 

„100 Vertrauensmänner etwa durchgebracht. 
Meine Herren Kollegen! Es iſt dieſe Frage, daß 
bezirken  rauendmänner an den einzelnen Gerichts⸗ 
für e aufgeſtellt werden, ganz beſonders brennend 
Fra Ca Fragebogen. Es iſt notwendig, daß dieſe 
5 1 1 nicht bloß vorzugsweiſe von den Kollegen 
Deen Sr werden, die an den größeren Gerichten 
richtiges enn dann bekommt man ein vollkommen un⸗ 
oder Bild über die Einkommensverhältniſſe —, 
die Koll es iſt dringend notwendig, daß insbeſondere 
der Fra egen an den kleinen Orten zur Beantwortung 
Ketter i herangezogen werden. Wenn der Ver⸗ 
ae WE auf einem entfernten Bezirk ſitzt, ſo 
daß die Sg mit der nötigen Energie dahin wirken, 
bor olegen am Amtsgerichtsort die Fragebogen 
die Verl u an kleinen Amtsgerichtsorten, wo 
die Fragen ne traurig liegen, iſt es notwendig, daß 
3 wird zrichtig und vollſtändig beantwortet werden. 
Süddentſchla . ergeben — ich glaube, das von 
jammervolle Ra behaupten zu können —, daß geradezu 
beitehen Wir konmensverhältniſſe bei dieſen Kollegen 
Ausgleich SC haben in Süddeutſchland nicht einen 
als Ergän u in Norddeutſchland, daß das Notariat 
Bel u er e die Einkommensverhältniſſe eintritt. 
Zivilſachen an ie Kollegen im weſentlichen auf die 
verhältniſſe fe e SC SN "2 15 e 
5 g, daß die Zahlen, die zutage 
denne Het ihren Eindruck nicht verfehlen werden. 
ine we ich habe zu meinem Prinzipalantrag 
gebracht, d 919 en Antrag, einen Eventualantrag, et: 
Vertrauensmä gehend, daß an geeigneten Orten ſolche 
notwendi Se aufgeſtellt werden. Es iſt nicht 
Nun 179 e jedem Amtsgerichtsbezirk Te aufzuſtellen. 
und richtig v en Er in Zukunft die Enquete vollſtändig 
es werd et di ee und beſchleunigen können, und 
herantreten, Dei ufgaben, die an die einzelnen Anwälte 
als das bel dr. und schneller erledigt werden können, 
wo die Vertret bisherigen Organiſation der Fall war, 
Sieh: wich on an die Kollegen in einzelnen Orten 
daß dieſer ee den konnten. Und ſo glaube ich, 
ag um deswillen notwendig iſt, weil 


dadurch bewirkt un 
kt 2 . 8 
Kollegen, die de wird, daß eine große Anzahl von 


dein 


Nun 


durch die Koll Anwaltverein fernſtehen, für ihn 
geftellt find, Per als Vertrauensmäuner auf 


um eine Dezentraliſen werden. Es handelt ſich nicht 
ſierung. Es ſoll dierung, ſondern um eine Zentrali- 
m Vorſtand ermöglicht werden, an 


den einz Orte r 
inzelnen Orten von ſelbſt ſchnell und ſchleunig 
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an die Kollegen heranzutreten. Das iſt aber bei der 
bisherigen Organiſation nicht möglich. Br 

Ich glaube auch, daß es nicht notwendig iſt, daß 
eine Statutenänderung Platz greift. Es iſt das eine 
Maßnahme, die vom Vorſtand aus in die Wege ge⸗ 
leitet werden kann und möglichſt ſchnell in die Wege 
geleitet werden ſoll mit Rückſicht auf den Fragebogen. 


Rechtsaumwalt Dr. Drucker (Leipzig): Es iſt dank 
bar anzuerkennen, daß der Antrag Dr. Löwenſtein das 
Beſtreben verkörpert, die Arbeitsintenſität des Vereins 
zu erhöhen. Der Vorſtand hat trotzden ſich geſtern abend 
nicht dazu entſchließen können, den Antrag Nr. 1 — 
geſtern hatten wir nur dieſen Antrag vorliegen — zur 
Berückſichtigung zu empfehlen. Es iſt zwar richtig, 
daß formell eine Statutenänderung nicht notwendig iſt, 
wenn es ſich darum handelt, den Vorſtand damit zu 
beauftragen, überall Vertrauensmänner zu wählen. So⸗ 
wenig wie eine Statutenänderung für notwendig erachtet 
worden iſt, als die Ausſchüſſe geſchaffen wurden, in 
deren Tätigkeit ſich ein großer Teil der Vereins⸗ 
leiſtungen ausſpricht, ſo wenig würde es notwendig 
ſein, bei Aufſtellung dieſer Vertrauensmänner eine 
Statutenänderung vorzunehmen. 

Das Bedenken, das gegen den Antrag Löwenſtein 
ausſchlaggebend war, iſt, daß es nicht wünſchenswert 
ſein kann, den Vorſtand zu verpflichten, in jedem Bezirk 
einen Herrn in eine gewiſſe, ich möchte ſagen, 
ſtaturiſche Verbindung mit der Vereinsarbeit zu bringen. 
Es iſt ganz richtig, daß wir mit der Arbeit der Herren 
Vertreter allein in vielen Fragen nicht auskommen 
können, und daß es notwendig iſt, ſich da noch um 
Auskunft und Hilfe an Mitglieder des Vereins zu 
wenden, die nicht Vertreter ſind. Dieſe Idee haben 
wir ſchon oft in die Tat umgeſetzt. Wir wiſſen ganz 
genau, um ein Beiſpiel zu gebrauchen, daß wir un⸗ 
möglich eine Auskunft über einen Vorfall bekommen 
können, der ſich z. B. an einem kleinen Orte in Ober⸗ 
ſchleſien zugetragen hat, wenn wir uns nur an die Ver⸗ 
treter der ſchleſiſchen Landgerichtsbezirke wenden, wo 
außerordentlich große Bezirke in Frage kommen. Aber, 
meine Herren, wenn wir Vertrauensmänner ſchaffen 
und die Herren formell ernennen, ſo legt uns das doch 
dann die Verpflichtung auf, im einzelnen Falle die 
Herren nicht zu umgehen. Nun müſſen wir berück⸗ 
ſichtigen, daß, wer als Vertrauensmann ſich ganz 
hervorragend eignet beiſpielsweiſe mitzuwirken bei der 
Einkommensenquete, noch nicht die geeignete Aushilfs⸗ 
und Auskunftsperſon für gewiſſe andere Fragen iſt. 
Wir wünſchen deshalb, daß uns volle Freiheit gelaſſen 
wird, in welcher Weiſe wir die einzelnen Vereins⸗ 
mitglieder in einzelnen Fällen um ihre Mitwirkung 
bitten. Ich möchte einſchalten: hinſichtlich der Ein 
kommensenquete werden die Vertrauensmänner nicht 
in Frage kommen, ebenſowenig wie die Herren Ber: 
treter, weil, um das Geheimnis vollſtändig zu garau⸗ 
tieren, der Vorſtand ſich nur damit einverſtanden er⸗ 
klären kann, daß dieſe Fragebogen numeriert aus 
ſchließlich von der Geſchäftsſtelle in Leipzig verſendet 
werden, und daß ſie die Herren Vertreter und den 
Vorſtand nicht paſſieren. Ich gebe zu, es gibt viele 
andere Fragen, wo wir im einzelnen an einzelnen 


Amtsgerichtsorten, z. B. in Landgerichtsbezirken und 


Bundesſtaaten, die überhaupt nicht in der Vertreter⸗ 
verſammlung vertreten ſind, der Mitwirkung der 
einzelnen Vereinsmitglieder nicht entraten können. Aber 
ich bitte Sie, es dem Vorſtand zu überlaſſen, im 
einzelnen Falle das Erforderliche zu tun. 

Das, was der Eventualantrag Löwenſtein zum 
Ausdruck bringt, iſt das, was uns auch vorſchwebt. 
Aber immerhin würde die Annahme des Antrags für 
den Vorſtand die Verpflichtung begründen, nun wirklich 
ſofort Vertrauensmänner hier und da zu beſtellen. 
Und auch das geht uns zu weit. Sie dürfen es wohl 
der Geſchäftsſtelle, namentlich auch dem Vorſtand im 
allgemeinen, überlaſſen, ſelbſt darüber zu befinden, ob 
es im einzelnen Falle notwendig wird, noch weitere 
Kräfte zur Arbeit heranzuziehen. Wenn wir aber dieſe 
Korporation der Vertrauensmänner ſchaffen, ſo haben 
wir ein halbentwickeltes Organ im Vereinskörper, und 
der Gedanke, daß es immerhin ein Organ iſt, würde 
ſich nicht ganz beſeitigen laſſen. Deshalb iſt es vielleicht 
zweckmäßig, Sie haben die Güte, das, was der 
Eventualantrag Löwenſtein enthält, dem Vorſtand zu 
empfehlen, aber dabei auszuſprechen, daß Sie es dem 
Vorſtand vollſtändig überlaſſen, inwieweit er die nicht 
zur Vertreterverſammlung gehörigen Vereinsmitglieder 
für ſeine einzelnen Arbeiten heranzuziehen für notwendig 
erachtet. Ich darf das Beiſpiel von dem Erholungs⸗ 
ſtättenverein heranziehen, der darauf angewieſen iſt, 
mit Vertrauensmännern zu arbeiten. Nehmen wir 
den Fall an, es gehen aus einer Stadt wie Breslau 
— ich nehme abſichtlich eine große Stadt — zwei ver⸗ 
ſchiedene Geſuche ein, dann brauchen wir in der Regel 
die Auskunft zweier verſchiedener Vertrauensmänner, 
es würde ein Zufall fein, wenn für beide Geſuche Der, 
ſelbe Vertrauensmann herangezogen würde. Man muß 
fein unterſcheiden, über welche Frage eine Auskunft 
und eine Ermittlung notwendig iſt, und man kann das 
nicht ſchematiſieren. Schaffen wir nicht ein Halb- 
amtliches Pſeudoorgan in unſerer Organiſation, ſondern 
laſſen wir es bei der alten Übung. 


Rechtsanwalt Stams (Görlitz): Meine Herren, 
geſtatten Sie mir, daß ich mich zu dieſer Frage noch 
mit einigen Worten äußere, weil ich bei dieſer An⸗ 
gelegenheit erheblich intereſſiert bin: ich habe nämlich 
12 Landgerichtsbezirke Schleſiens zu vertreten. Sie 
werden mir ohne weiteres recht geben, daß es 
einfach ein Ding der Unmöglichkeit für einen Vertreter 
iſt, die Fühlung mit 12 Landgerichtsbezirken aufrecht⸗ 
zuerhalten. Ich muß deshalb den Grundgedanken, aus 
dem dieſe Anträge hervorgegangen ſind, durchaus 
freudig begrüßen, weil ſie meiner Anſicht nach zum 
Ausbau unſerer Organiſation beitragen. 

Es iſt vom Herrn Kollegen Drucker erwidert worden, 
daß z. B. bei der Enquete die Vertreter gar nicht 
weiter berührt werden würden. Ich glaube, da hat 
der Kollege Drucker gegen ſeine ſonſtige Gepflogenheit 
etwas vom „blauen Tiſch“ geſprochen; 

(Heiterkeit.) 
denn in Wirklichkeit kommen wir gerade bei der 
Enquete ohne die Vertreter zu gar nichts, wenn wir 
überhaupt Hoffnung haben dürfen, daß die Enquete 
irgendein greifbares Reſultat zutage fördern ſoll, kann 
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es nur durch die intenſivſte Arbeit der Herren Ver— 
treter und ihrer Helfershelfer dazu kommen. 


Meine Herren, wenn der Vorſtand ſich der Illuſion 
hingibt, daß er, wenn er den numerierten Fragebogen 
in die Welt ſchickt, etwas zurückbekommen wird, dann, 
glaube ich, täuſcht er ſich. Es iſt nur dann etwas zu 
machen, wenn durch perſönliche Einwirkung, durch die 
intenſive Vorſtellung, die bei den Kollegen erweckt wird 
von der Wichtigkeit dieſer Angelegenheit, das perſönliche 
Intereſſe geweckt wird. Nur dadurch können die un⸗ 
geheuren Schwierigkeiten, die die ganze Geſchichte 
macht, vielleicht bis zu einem gewiſſen Grade über⸗ 
wunden werden. Aber, meine Herren, das iſt nur 
eine von den Fragen. Solche Fragen werden uns 
aber noch häufiger beſchäftigen und haben uns ſchon 
beſchäftigt, und da iſt es zweifellos von höchſter Be⸗ 
deutung, daß an den Sitzen der einzelnen Landgerichte, 
aber auch, wie ich betonen möchte, an den Amts⸗ 
gerichten, die noch ſchwerer von uns zu erreichen ſind 
als die Kollegen an den Landgerichten, irgendwelche 
Organiſationen vorhanden ſind, die das Intereſſe für 
den Deutſchen Anwaltverein bis in die letzten Adern 
hineintragen. Der Gedanke der Vertrauensmänner 
läßt ſich gewiß ſehr wohl ventilieren. Faſt noch 
wichtiger erſcheint mir aber die Propaganda des 
Deutſchen Anwaltvereins für die Gründung lokaler 
Auwaltsvereine, und in letzterer Hinſicht iſt bisher 
meiner Anſicht nach noch zu wenig geſchehen. Es iſt 
bedauerlich, daß es noch zu wenig Berufsorganiſationen 
bei uns gibt, daß ſie völlig iſoliert daſtehen, daß kein 
ſtraffes Band den ganzen Körper zuſammenhält, ſo daß 
er vom Vorſtandstiſche des Deutſchen Anwaltvereins 
aus regiert werden kann. Ich halte das für eine über⸗ 
aus wichtige Sache. 


Viele von den Herren befinden ſich in dieſer Lage. 
Die Herren, die in der Stadt einen lokal zuſammen⸗ 
hängenden Bezirksverein vertreten, brauchen etwas 
weiteres nicht, die haben die perſönliche Fühlung; aber 
alle die Herren — und es iſt in der Liſte eine ganze 
Anzahl —, die einen größeren lokal getrennten Bezirk 
mit einer größeren Zahl von Gerichten vertreten, haben 
das ſicher ſchon am eigenen Leibe durchgemacht, wenn 
ihnen etwas vom Verein zugeht und ſie nachher effektiv 
in Verlegenheit ſind: an wen wendeſt du dich? Da iſt 
es notwendig, daß der Deutſche Anwaltverein darauf 
drückt, daß Berufsorganiſationen an den einzelnen Land⸗ 
gerichten geſchaffen werden und daß dieſe an den Sitzen 
der Amtsgerichte wiederum ihre Vertrauensmänner 
haben. Kurz und gut, es muß ein Weg gefunden 
werden, dieſe Organiſation auszubauen, ſonſt bleiben 
wir ſozuſagen auf halbem Wege ſtehen. 

Ich will mich nun nicht dahin präziſieren, daß ich 
gerade den Anträgen des Herrn Kollegen Löwenſtein 
beitrete; aber ich möchte betonen, daß die von ihm 
gegebene Anregung von mir für überaus ſchätzenswert, 
nützlich, ja geradezu notwendig gehalten wird. Und 
weiter möchte ich hinzufügen, daß ich dem Vorſtand 
anheimgebe, zu erwägen, in welcher Weiſe die Schaffung 
von Organiſationen und insbeſondere die Gründung 
von Beruſsvereinigungen an größeren Landgerichts— 
bezirken mit Ausſtrahlung nach den Amtsgerichten in 
die Wege zu leiten wäre. 


: Geſchäftsleiter Rechtsanwalt Dr. Dittenberger: 
Zu der letzteren Anregung des Herrn Kollegen Stams 
müchte ich nur bemerken, daß es für den Vorſtand 
außerordentlich ſchwer iſt, in dieſer Richtung etwas 
zu tun. Prinzipiell ſteht ja der Vorſtand durchaus 
auf dem Standpunkt, daß eine Ausdehnung der 
Organiſation wünſchenswert iſt, und wir haben auch 
10 Zeit zu Zeit Schritte in dieſer Richtung unter⸗ 
EE Ich habe bei verſchiedenen Gelegenheiten 
ſrele auch publiziſtiſch auf den Wert dieſer 
N en Organiſationen und ihres Ausbaues hingewieſen; 
2 = ich bin überzeugt, daß es für die Herren Ver⸗ 
treter viel leichter ſein wird, in dieſer Richtung etwas 
zu tun, als dem Vorſtande. Der Vorſtand, der in 
großer Ferne von den einzelnen Orten ſich befindet, 
Da ſchließlich mit den meiſten dieſer Orte nur 
90 15 Vertreter in Verbindung ſetzen kann, vermag 
Vert Nic aus recht wenig zu tun. Wenn die Herren 
SS SS dieſer Beziehung recht tätig ſein wollen, 
dab e der Borſtand natürlich in der Lage fein, ihnen 

i mit Rat und Tat zur Seite zu ſtehen. Aber 


ſelbſt von d ink i 
R der Zentrale aus wirkſam vorzugehen, iſt 
recht ſchwierig. l Je 


SH 
05 Weihtsanwalt Stams (Görlitz): Ich halte gerade 
ba wirkung unſeres autoritativen Organs in einer 
ſonſt noch Sache nicht bloß in literariſchem, ſondern auch 
wichti och in agitatoriſchem Sinne für außerordentlich 
die Sache Selbſtverſtändlich muß der Vertreter Déi für 
einzel 9e intereſſieren; aber er iſt doch immer nur ein 
n Kollege, der in dem großen Kreiſe, der 
Ger ſoundſo viele Landgerichtsbezirke umfaßt, zum 
Shin / ben Kollegen überhaupt keine perſönliche 
ſchale 8 hat. Da muß ergänzend in die Wag⸗ 
organs d g zm die agitatoriſche Kraft des Vertretungs⸗ 
drücklich Gi ln Anwaltvereins; die muß nach⸗ 
Dane = helfen. Sonſt ift das eine Aufgabe, die 
maß ben 1 Vertreter meiner Anſicht nach bisher 

v ältigt worden iſt und auch nicht bewältigt 


5 Be 
erden kann, wie die Tatſachen bezeugen. 


Teil 


Stellvertretend 
nicht mehr gemeldet. 
Als Gegenſtand d 
Antrag Löwenſtein 55 
nahme des Vorſtandes. 


in folgendem . 
E ee Antrage, 


Vorſitzender: Redner ſind 


Abſtimmung liegt vor der 
nd demgegenüber die Stellung⸗ 

Dieſe letztere kondenſiert ſich 
den der Vorſtand Ihnen unter⸗ 


ee Vertreterverſammlung geht nach Kenntnig- 
8 1 "ei dem Haupt⸗ und Eventualantrage 
“wenftein und der dazu gegebenen Begründung 


und nach Kenntnisnah e 
Te nisnahme andererſeits von der 
geeigneten des Vorſtandes, daß er in allen dazu 


Fällen die Mitwirk örtli 

Grass : wirkung von örtlichen 
über Geen, in Anſpruch nehmen werde, 
Miss räge Löwenſtein zur Tagesordnung 
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ich zunächſt zur Abſtimmung. 
die dafür ſind, die Hand zu er 
heben. Der Antrag iſt wohl mit überwiegender 
Mehrheit angenommen, und damit ſind die Anträge 
des Herrn Kollegen Löwenſtein von ſelbſt erledigt. 
Meine Herren, dann hätten wir noch den Antrag 
des Herrn Kollegen Juſtizrat Heymann-Braunſchweig 
zu Punkt 6 der Tagesordnung, der lautet: 
Der Vorſtand wird erſucht, an zuſtändiger 
Stelle dahin zu wirken, daß in das Strafgejeb- 
buch eine Vorſchrift des Inhalts aufgenommen 
werde, daß, wenn ein Rechtsanwalt während 
Ausübung ſeines Berufs oder in Beziehung auf 
letzteren beleidigt wird, außer dem Beleidigten 
auch der Vorſtand der Anwaltskammer, welcher 
der Beleidigte angehört, zur Stellung des Straf— 
antrages berechtigt iſt. 
Der Vorſtand hat beſchloſſen, Ihnen vorzuſchlagen, daß 
dieſer Antrag dem IV. Ausſchuß zur weiteren Behand— 
lung übergeben werden möge. 
Ich bitte Herrn Kollegen Heymann, das Wort 
zu nehmen. 


Dieſen Antrag ſtelle 
Ich bitte die Herren, 


Juſtizrat Heymann (Braunſchweig): Ich bin voll⸗ 
ſtändig damit einverſtanden und brauche über die Sache 
nichts weiter zu ſagen. 


Stellvertretender Vorſitzender: 
Sache damit erledigt. 
Herr Kollege Haber telegraphiert ſoeben aus 
Königſtein: 
Der Vertreterverſammlung ſage ich aufrichtigſten 
Dank. Mein Wunſch, für Anſehen und das 
Intereſſe des Deutſchen Anwaltvereins tätig zu 
ſein, wird immer beſtehen; ob meine Kräfte aus⸗ 
reichen werden, den Vorſitz fortzuführen, werden 
wohl die nächſten Monate ergeben. 
Mit herzlichem Gruß an jeden der Herren 
Kollegen und nochmaligem Dank 


(Lebhafter Beifall.) 


Damit, meine Herren, ſind wir am Schluß unſerer 
Beratungen angelangt. 


Ich ſchließe die Sitzung. 


Juſtizrat Dr. Neumann (Berlin): Meine Herren 
Kollegen, ich glaube, wir genügen einer Pflicht der 
Dankbarkeit, wenn wir, ehe wir auseinandergehen, dem 
Herrn Vorſitzenden unſerer Verſammlung, der die Ver⸗ 
handlungen ſo vorzüglich geleitet und alle Schwierig⸗ 
keiten leicht beſeitigt hat, unſeren Dank hierfür zum 
Ausdruck bringen. Ich bitte Sie, ſich dieſen meinen 
Worten anzuſchließen. 


(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 
(Schluß der Sitzung gegen 2½ Uhr.) 


Dann iſt die 


Haber. 


A. Moeſer Buchdruckerei, Berlin S. 14. 
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